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Ziele und Ergebnis 
Eine Zwischenbilanz der Dritten Entwicklungsdekade der Vereinten Nationen (1981-1990) 

MICHAEL BOHNET 

Die Internationale Entwicklungsstrategie (IES) für die Dritte 
Entwicklungsdekade der Vereinten Nat ionen 1 wurde von der 
UN-Generalversammlung am 5. Dezember 1980 nach langwieri­
gen Verhandlungen einvernehmlich verabschiedet. Die Strate­
gie wurde zu einer Zeit ausgearbeitet, i n der sich die weltwirt­
schaftliche Situation rapide zu verschlechtern begann. 
Das wirtschaftliche Wachstum der Entwick lungs länder seit 
1980 steht i n starkem Gegensatz zu dem Wachstumsziel von 
7 v H , das in der Strategie vorgesehen war. Viele Entwicklungs­
länder stagnieren wirtschaftlich. Für die Drit te Welt als Ganzes 
ist das Pro-Kopf-Einkommen in den ersten Jahren der Dri t ten 

Tabelle 1 
Wirtschaftswachstum in den Entwicklungsländern 

Jährliche Wachstumsrate des Bruttoinlandsprodukts in Prozent 

1976-80 1981-83 1984-85" 

Entwicklungsländer 5,0 0,7 3,5 

— Afrika 4,4 0,2 2,5 

— Süd- und Südostasien 6,0 5,1 5,5 

— Westasien 4,0 -1,6 4,0 

— Lateinamerika 5,2 -1,2 3,0 

— Europäische 
Entwicklungsländer 4,7 2,3 3,5 

Zum Vergleich: 
Westliche Industrieländer 3,5 1,1 3,5 

Planwirtschaftsländer ** 4,6 3,4 4,0 

* Schätzung 
** Sowjetunion, osteuropäische Industrieländer, China 

Quelle: UN-Doc. A/39/115 (Review and Appraisal of the International Development 
Strategy for the Third United Nations Development Decade. Report of the 
Secretary-General) v. 29.3.1984. 

Dekade gesunken. Die Tabelle 1 zeigt, daß das jähr l iche Wirt­
schaftswachstum in den Entwick lungs ländern in den ersten 
Jahren der neuen Entwicklungsdekade lediglich 0,7 v H gegen­
übe r 5,0 v H i n der zweiten Hälfte der siebziger Jahre betrug. 
Interessant ist dabei, daß die starken wirtschaftlichen Rück­
schläge sich vornehmlich in Westasien und in Lateinamerika 
auswirkten, i n Regionen, in denen das Bruttosozialprodukt 
auch absolut zurückging. 
Die große Diskrepanz zwischen Erwartungen und erreichtem 
Ergebnis in den ersten Jahren der Dri t ten Dekade ist vornehm­
lich auf die globale Rezession zurückzuführen . Aber auch haus­
gemachte Fehler der internen Politik der Entwick lungs länder 
selber haben ein gerüt te l t Maß an Schuld. So wurden zum Bei­
spiel zu viele prestigeorientierte staatliche Konsumausgaben 
getätigt , einschließlich übe rhöh t e r Rüs tungsausgaben . Eine ent­
scheidende Ursache des geringen Wachstums der letzten Jahre 
liegt somit in der Verminderung der Bruttoinvestitionsrate be­
gründet . Deren Wachstum fiel von 6 v H i n den Jahren 1970-73 
auf 0,5 v H i n den Jahren 1980-83. 
I m folgenden sollen die erreichten Erfolge bzw. Fehl- und Rück­
schläge w ä h r e n d der ersten Jahre der Dekade in den Bereichen 
Handel, Industrialisierung, E r n ä h r u n g und Landwirtschaft, Ka­
pitalbildung und -transfer, Wissenschaft und Technologie, Ener­
gie, Umwelt, soziale Entwicklung (Bevölkerungswachs tum, Ge­
sundheit, Erziehung), ä r m s t e Entwick lungs länder und Süd-Süd-
Kooperation analysiert und bewertet werden 2 . Anschl ießend 

werden die Ergebnisse der Arbeiten des von der Generalver­
sammlung der Vereinten Nationen eingesetzten Ausschusses 
für die Überprüfung und Bewertung der Internationalen Ent­
wicklungsstrategie, der i m Mai, Jul i und September 1984 tagte, 
dargestellt und beurteilt. 

I. Die bisherigen Resultate der Dritten Dekade 

1. Handel 

I n der Internationalen Entwicklungsstrategie waren Ziele für 
das Wachstum der Importe und Exporte der Entwicklungslän­
der vorgegeben. Die Exporte und Importe von Gü te rn und 
Dienstleistungen sollten mi t j ähr l i chen Wachstumsraten von 
7,5 v H und 8 v H steigen. Die effektiv erreichten Wachstumsra­
ten liegen weit unter diesen Zielen und sind zudem überwie­
gend negativ (Tabelle 2). Die Rezession hat die Exporte der Ent­
wicklungs länder negativ beeinflußt. Die Liquidi tä tsprobleme i n 
den Entwick lungs ländern haben da rübe r hinaus deren Import­
fähigkei t beschränk t . 

Tabelle 2 
Wachstum der Exporte und der Importe der Entwicklungsländer 

Jährliche Wachstumsrate der Export- und Importvolumen in Prozent 

1981 1982 1983 

Exportvolumen - 4,8 -4,8 -0,5 

Importvolumen + 14,3 -0,2 -7,0 

Quelle: wie bei Tabelle 1. 

I n der IES wi rd ausdrückl ich darauf hingewiesen, daß s t ä r k e r e 
Anstrengungen zur Handelsliberalisierung unternommen wer­
den müßten . Konkret ist jedoch festzustellen, daß der Protektio­
nismus am Beginn der Dri t ten Dekade eher zugenommen hat, 
insbesondere i m Bereich Textilien und Bekleidung, bei Stahl 
und bei landwirtschaftlichen Produkten. Das Welttextilabkom-
men, das 1982 bis zum 31. Ju l i 1986 ve r l änge r t wurde und das 
fast 85 v H des Textil- und Bekleidungshandels einschließt , ent­
hä l t mehr als 3 000 Quoten für verschiedene Lände r und ver­
schiedene Produktgruppen. Bei Stahl haben die Vereinigten 
Staaten i m Jul i 1983 neue Importzölle und Quoten für eine 
Anzahl von Stahlprodukten angekündigt , die auch Importe aus 
En twick lungs ländern negativ beeinflussen. Auch bei landwirt­
schaftlichen Produkten haben die H a n d e l s b e s c h r ä n k u n g e n zu-

Autoren dieser Ausgabe 
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Vereinte Nationen im Bundesministerium für wirtschaftliche 
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genommen. Die Protektion der einheimischen Zuckerproduk­
tion wurde wesentlich verschärft , die Subveritionierung der 
Zuckerexporte i n andere Indus t r ie länder gesteigert. 

2. Industrialisierung 

I n der IES wurde von einem Industrialisierungswachstum für 
die Entwick lungs länder in Höhe von 9 v H pro Jahr ausgegan­
gen. Die Ergebnisse hingegen sind en t t äuschend . Die industri­
elle Produktion wuchs in den ersten Jahren der Dri t ten Dekade 
lediglich u m 2 v H jähr l ich. Der Antei l der Entwicklungs länder 
an der Weltindustrieproduktion blieb mi t etwa 11 v H in den 
letzten Jahren konstant. A m hä r t e s t en war Lateinamerika be­
troffen. Das industrielle Wachstum in Brasilien und Mexiko, 
das zu rund 40 v H zum Wachstum der Indus t r iegü te rprodukt ion 
der Entwick lungs länder i n der Zweiten Entwicklungsdekade 
beigetragen hatte, brach abrupt ab. Auch das industrielle 
Wachstum in Asien wies geringere Wachstumsraten als in den 
siebziger Jahren auf. Der Indus t r ia l i s ie rungsprozeß in Afr ika 
wurde gänzl ich unterbrochen. 
Neben unzulängl ichen Industrialisierungsstrategien, protektio-
nistischen Tendenzen in den Indus t r i e l ändern und in den Ent­
wick lungs ländern sowie den Verschuldungsproblemen waren 
auch die finanziellen Leistungen der internationalen Organisa­
tionen unzureichend. So sind etwa die Leistungen des Fonds 
der Vereinten Nationen für industrielle Entwicklung (UNIDF) 
i n den ersten Jahren der Dri t ten Dekade bet rächt l ich zurückge­
gangen. 
I n der IES wurde die Notwendigkeit eines ausgeglichenen 
Wachstums zwischen Schwer- und Leichtindustrie betont. 
Wenn es auch B e m ü h u n g e n gab, die Klein- und Mittelindustrie 
zu fördern, so sind die Erfolge insgesamt doch sehr bescheiden. 
Ähnl iches gil t für die Beachtung von Umweltgesichtspunkten 
bei industriellen Projekten in der Dri t ten Welt. 
Ein positiver Merkposten sind die Konsultationstreffen der Or­
ganisation der Vereinten Nationen für industrielle Entwicklung 
(UNIDO). 1981 haben drei UNIDO-Konsultationen stattgefun­
den: über die petrochemische Industrie, die Kapi ta lgüter indu­
strie und die nahrungsmittelverarbeitende Industrie, gefolgt 
1982 von vier Konsultationen über landwirtschaftliche Maschi­
nen in Afrika, Eisen und Stahl, Industriefinanzierung und indu­
strielle Fachkräf teausbi ldung. I m Jahre 1983 haben Konsulta­
tionen über die Holz- und Holzproduktindustrie, den landwirt­
schaftlichen Maschinenbau und die pharmazeutische Industrie 

stattgefunden. Bei diesen Konsultationen war die Industrie 
s t ä rke r als in f rüheren Jahren vertreten und die praktischen 
Probleme der einzelnen Industriezweige standen i m Mit te l ­
punkt der Erör te rungen , nicht so sehr die Frage einer antizipa-
torischen Strukturanpassungspolitik in den Indus t r ie ländern . 

3. Ernährung und Landwirtschaft 

I n der IES waren Wachstumsziele für die landwirtschaftliche 
Produktion in den En twick lungs ländern in Höhe von 4 v H fest­
gesetzt (vgl. Tabelle 3). Das erste Jahr der Dekade zeigt ein teil­
weise erfreuliches Bild: 1981 betrug das Wachstum der landwirt­
schaftlichen Produktion in den Entwick lungs ländern 4,5 v H , 
wobei in Lateinamerika und i m Fernen Osten sogar Wachs­
tumsraten von 5,5 und 5,7 v H erzielt wurden. Ab 1982 wurde 
jedoch ein starker Abfall auf insgesamt 0,8 v H verzeichnet, eine 
Rate, die noch nicht einmal ausreicht, u m mi t der Bevölke­
rungszunahme Schritt zu halten. Entscheidende Ursachen für 
die Nahrungsmittelkrisen seit 1982 sind unter anderem die Dür­
reperioden in Afr ika und die Ü b e r s c h w e m m u n g e n in einigen 
lateinamerikanischen Ländern . 

Tabelle 3 
Jährliche Wachstumsrate der landwirtschaftlichen Produktion 

in Prozent 

1971-80 1980 1981 1982 

Entwicklungsländer 3,1 2,5 4,5 0,8 
— Afrika 1,7 3,8 1,7 3,4 
— Lateinamerika 3,4 0,8 5,5 0,2 
— Naher Osten 3,0 2,4 2,4 1,8 
— Ferner Osten 3,4 3,1 5,7 -0,2 

Zum Vergleich: 
Westliche 
Industrieländer 1,9 -0,7 4,7 1,5 
Planwirtschaftsländer 2,2 -1,1 0,5 3,7 

Quelle: wie bei Tabelle 1. 

Die Empfehlung in der Strategie, die Höhe der Weltgetreidere­
serven auf 17 bis 18 v H der Weltgetreideproduktion festzuset-

Paul John Firmino Lusaka aus 
Sambia wurde am 18.Septem-
ber als Kandidat der Afrikani­
schen Gruppe, die turnusge­
mäß in diesem Jahr an der 
Reihe ist, zum Präsidenten der 
39. Generalversammlung der 
Vereinten Nationen gewählt. 
Im Dorf Moomba nahe Lusa­
kas am 10. Januar 1935 gebo­
ren, erhielt Paul Lusaka seine 
Universitätsausbildung in Ge­
schichte und Politischer Geo­
graphie in Lesotho, den Verei­
nigten Staaten und Kanada. Er 
hatte wichtige Funktionen im 
Auswärtigen Dienst seines 
Landes inne und war zeitweise 
Minister. Mit der Weltorgani­
sation kam er erstmals 1964 
während seiner Diplomaten­
ausbildung bei der kanadi­
schen UN-Vertretung in Berüh­
rung; 1972-73 und wieder 1979 
wurde er UNO-Botschafter 
Sambias. Über die Afrikani­
sche Gruppe hinaus wurde er 
als Vertreter seines Landes im 
Sicherheitsrat (1979-80), als 
Präsident des Wirtschafts- und 
Sozialrats (1981) und als Präsi­
dent des Namibia-Rates (seit 
1979) bekannt. — Im Bild 
v.l.n.r.: Generalsekretär Javier 
Perez de Cuellar, Präsident 
Paul Lusaka, Untergeneralse­
kretär William B. Buffum. 
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zen, wurde hingegen verwirklicht . 1980/81, 1981/82 und 1982/83 
betrugen die Anteile 16 v H , 18 v H und 21 v H . E in sch ränkend 
m u ß jedoch hinzugefügt werden, daß fast die gesamten Weltge­
treidereserven in den Indus t r i e l ände rn lagern, vor allem in den 
Vereinigten Staaten. 
Die Forderung in der IES, das Ziel für die Nahrungsmittelhilfe 
von einem M i n i m u m von 10 M i l l Tonnen auf 17 bis 18,5 M i l l 
Tonnen i m Jahre 1985 zu e rhöhen , wurde nicht erreicht. Die 
Verschiffung von Nahrungsmittelhilfe hat in den letzten Jahren 
jähr l i ch noch nicht einmal 10 M i l l Tonnen erreicht, die Zahl 
w i r d 1983/84 auf etwa 9 M i l l Tonnen geschätzt . Auf Grund der 
Stagnation der Nahrungsmittelhilfe ist der Prozentsatz der Ge­
treideimporte der ä r m e r e n Entwicklungs länder , der durch Nah­
rungsmittelhilfe gedeckt wi rd , kontinuierlich von 30 v H 1976/77 
auf 17 v H 1982/83 zurückgefal len. 
Die Empfehlung der Strategie, der Internationale Währungs ­
fonds ( IMF) möge eine spezielle Fazil i tät einrichten, u m Län­
dern mi t niedrigem Einkommen bei dem Import von Nahrungs­
mit teln zu helfen, wurde i m Mai 1981 erfüllt. Die ersten Erfah­
rungen mi t der neuen Fazil i tät sind positiv zu bewerten. Der 
I M F hat i n etlichen kritischen Fäl len geholfen. 
Insgesamt ist festzustellen, daß die Förde rung der landwirt­
schaftlichen Produktion in der Politik der Entwick lungs länder 
einen größeren Stellenwert e innimmt als noch vor zehn Jahren. 
1983 hatten 30 afrikanische Lände r Nahrungsmittelstrategien 
i n Angri f f genommen, wobei bereits elf i n der Verwirklichungs­
phase sind. Sie konnten bisher jedoch noch wenig zur Linde­
rung der Hungerkrisen beitragen. 

4. Kapitalbildung und Kapitaltransfers 

Die IES unterstreicht die Bedeutung der Anstrengungen der 
Entwick lungs länder selbst, ihre in ländischen finanziellen Res­
sourcen ve r s t ä rk t für Entwicklungszwecke zu mobilisieren. I n 
den letzten Jahrzehnten ist die Rate der in ländischen Erspar­
nisse i m Verhäl tn is zum Bruttosozialprodukt in den Entwick­
lungs ländern kontinuierlich gestiegen. Betrug die Sparrate 1960 
noch 17 v H , so erreichte sie einen Spitzenwert von 25 v H i m 
Jahre 1980. Die vorläufigen Schä tzungen zeigen jedoch, daß i n 
den ersten Jahren der neuen Dekade die Sparrate wieder kon­
stant gesunken ist und 1983 nur noch etwa 20 v H bet rägt . Die 
Ursachen sind vielfältig: abnehmendes Pro-Kopf-Einkommen, 
e rhöh t e Importpreise, verschlechterte Handelsbilanzen, Rück­
gang der Staatseinnahmen etc. Deshalb ist es für den Rest der 
Dekade entscheidend, eine Umkehr dieses Trends zu erreichen. 
Besondere Bedeutung kommt einer vernünf t igen Steuerpolitik 
und M a ß n a h m e n zur Verminderung konsumtiver öffentlicher 
Ausgaben zu. 
Die externen Kapitalzuflüsse in die Entwick lungs länder sind zu 
Beginn der Dekade leicht zurückgegangen: 

Tabelle 4 
Von den Entwicklungsländern empfangene Nettoleistungen aus allen Quellen 

(in Mrd Dollar) 

1980 1981 1982 1983 

Empfangene 
Gesamtleistungen 99,15 109,76 97,41 98,82 

— Öffentliche 
Entwicklungshilfe 37,50 37,28 37,74 33,62 

— bilateral 29,71 29,35 27,23 26,12 

— multilateral 7,79 7,93 7,51 7,50 

— Nicht vergünstigte 
Leistungen 59,34 70,46 60,36 63,00 

— Direktinvestitionen 10,54 17,24 11,86 8,50 

— Bankkredite 23,00 30,00 26,00 36,00 

— Anleihen 1,38 1,08 0,51 0,50 

— Exportkredite 13,58 13,31 9,75 

Quelle: OECD, DAC Chairman's Report for 1984 (Entwurf), Paris, 10.9.1984. 
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Die öffentliche Entwicklungshilfe ist i n den ersten Jahren der 
Dri t ten Entwicklungsdekade absolut und relativ abgesunken — 
und dies trotz der Bekenntnisse zum 0,7-Prozent-Ziel i n der IES. 
Der Ante i l der öffentlichen Entwicklungshilfe der westlichen 
Indus t r i e l änder am Bruttosozialprodukt hat sich von 0,38 v H i m 
Jahre 1980 auf 0,36 v H i m Jahre 1983 verringert. Interessant ist 
dabei, daß dies auf verminderte bilaterale Leistungen zurückzu­
führen ist, w ä h r e n d die multilateralen Leistungen konstant 
blieben (vgl. Tabelle 4). Der häufig angeprangerte Bilateralis­
mus bei der öffentlichen Entwicklungshilfe ist also eine Mär. 
E rgänzend sei an dieser Stelle e rwähnt , daß in der IES sowohl 
eine V e r ä n d e r u n g des Verhä l tn isses des Kapitals zum Ausleih­
volumen (gearing ratio) bei der Weltbank von 1:1 auf minde­
stens 1:2 gefordert wurde als auch die Einrichtung einer Fazili­
t ä t zur Finanzierung von Kapi ta lgüterkäufen . Beide Vorschläge 
wurden bisher nicht verwirklicht . 
Auffallend ist der starke Rückgang der privaten Investitionen 
i n den letzten Jahren, Ausdruck des sich verschlechternden 
Investitionsklimas in der Dri t ten Welt. I n diesem Zusammen­
hang sollte e r w ä h n t werden, daß die seit 1977 geführ ten Ver­
handlungen über einen internationalen Verhaltenskodex für 
die transnationalen Unternehmen zum Stillstand gekommen 
sind und eine Einigung nicht in Sicht ist. 
Hervorstechend sind ferner die hohen Kredite des privaten 
Bankensektors an die Entwicklungs länder , die 1983 einen 
neuen Höchs t s t and erreichten, und das trotz (oder besser ge­
sagt wegen) der Verschuldungskrise, denn Neukredite sind un­
abdingbar, u m eine Krise des Weltfinanzsystems abzuwenden. 

5. Wissenschaft und Technologie 

I n der Strategie w i r d gefordert, die wissenschaftliche und tech­
nologische Kapaz i t ä t der Entwick lungs länder zu s t ä r k e n und 
der Dri t ten Welt einen erleichterten Zugang zu existierenden 
Technologien, einschließlich der modernsten, zu ermögl ichen. 
1983 ergab eine Umfrage der Vereinten Nationen, daß viele Ent­
wick lungs länder seit Beginn der Dri t ten Dekade wesentliche 
Fortschritte bei der Formulierung von abgestimmten Wissen­
schafts- und Technologiepolitiken erzielt haben. Über die Hälfte 
der asiatischen und ein Viertel der lateinamerikanischen Län­
der haben ihre wissenschaftliche Infrastruktur wesentlich ver­
breitert. Ein Viertel der Entwick lungs länder insgesamt haben 
quantitative Ziele für Forschung und Entwicklung als Unter­
ziele in ihrer Entwicklungsplanung aufgestellt: 0,5 bis 1 v H des 
Bruttosozialprodukts sollen für Forschung und Entwicklung 
ausgegeben werden. Der Grad der Zielerreichung läßt sich erst 
am Ende der Dekade nachprüfen . 

6. Energie 

Die Weltenergiesituation unterschied sich i m Dezember 1980 
wesentlich von der heutigen. Hohe Ölpreise und Energieknapp­
heit waren vorherrschend. Energie einzusparen war deshalb ein 
wichtiges Ziel der IES. Hier wurden wesentliche Erfolge erzielt, 
vor allem in den Indus t r ie ländern . Der Energieverbrauch sank 
dort in den ersten Jahren der Dri t ten Dekade um jähr l ich 2,5 
bis 3 v H . Auch bei weiter sinkenden Energiepreisen bleibt 
Spielraum für E n e r g i e e i n s p a r m a ß n a h m e n , vor allem in den 
Entwicklungs ländern . Auch nichterschöpfl iche Energiequellen 
(Wasser, Sonne, Wind, Biomasse, Geothermalenergie) in der 
Dri t ten Welt m ü s s e n weiter gefördert werden, denn die aktuel­
len Entspannungstendenzen auf dem Wel t rohölmark t dürfen 
nicht die Tatsache der langfristigen Begrenztheit der Weltöl-
reserven verschleiern. 

7. Umwelt 

In der IES w i r d eine s t ä rke re Berücks icht igung von Umweltas­
pekten bei der Planung von Entwicklungsakt iv i tä ten gefordert. 
Als positives Signal ist zu werten, daß für umweltrelevante 
M a ß n a h m e n von den Entwick lungs ländern wesentlich mehr 
Mit te l i n den letzten Jahren zur Verfügung gestellt wurden. 
Ferner wurden viele neue Umweltgesetze erlassen, wenn auch 
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deren praktische Anwendung noch i m argen liegt. Ferner sind 
viele Indus t r i e länder — so die Bundesrepublik Deutschland — 
dazu übergegangen , die Umweltwirkungen von Entwicklungs­
projekten wesentlich gründl icher zu prüfen als in f rüheren Jah­
ren. 

8. Soziale Entwicklung 

Ein zentrales Ziel der IES ist die Verbesserung der sozialen 
Bedingungen in der Dri t ten Welt, vor allem in den Bereichen 
Bevölkerungswachs tum, Gesundheit und Erziehung. 
Als Erfolg ist zu verbuchen, daß das Bevölkerungswachstum zu 
Beginn der Dekade geringer war als in den siebziger Jahren. 
Die Bevö lke rungszuwachs ra ten sind von 2,5 v H in den siebziger 
Jahren auf 2,4 v H in den ersten Jahren der Dri t ten Dekade 
gesunken. Dabei m u ß jedoch beachtet werden, daß dieser Rück­
gang vor allem auf das demographische Gewicht Chinas zu­
rückzuführen ist, das seine Bevölkerungszuwachsra ten von 2,4 
auf 1,2 v H drastisch reduzieren konnte. Bei diesen Ziffern darf 
die regionale Differenzierung nicht außer acht gelassen werden. 
I n Afr ika be t r äg t das j ähr l i che Bevölkerungswachs tum derzeit 
3 v H , in Lateinamerika 2,3 v H und in Südas ien 2,2 vH. 
Die Familienplanung wurde in der Dri t ten Welt weitgehend 
liberalisiert. Gesetzliche Barrieren gegenüber der Familienpla­
nung gibt es nur noch in weniger als zehn Entwicklungslän­
dern. Die Unte r s tü t zung der Regierungen für die Familienpla­
nung ist hingegen s tändig angestiegen. Derzeit haben 60 v H 
aller Entwick lungs länder offiziell un te r s tü tz t e Familienpla­
nungsprogramme. Erfolge sind vor allem erzielt worden bei der 
Verminderung der Geburtenrate. Die Zahl der Geburten pro 
Tausend Einwohner fiel von 39 i m Jahre 1974 auf 31 i m Jahre 
1984 und die Sterberate sank von 14 auf 11 i m gleichen Zeit­
raum. 

Auch bei der Verbesserung der Gesundheit sind Erfolge erzielt 
worden. Ein konkretes Resultat ist die gestiegene Lebenserwar­
tung. Sie stieg auf derzeit 56,6 Jahre, verglichen mi t 52,7 Jahren 
zur Mit te der Zweiten Dekade. Jedoch sind die regionalen Un­
terschiede groß. Die Lebenserwartung be t räg t derzeit i n Afr ika 
49,7, i n Lateinamerika 64,1, i n Südas ien 53,6 sowie in Ostasien 
68 Jahre. 
Eines der außergewöhnl ichen Charakteristika der IES ist die 
ausdrückl iche Nennung von quantitativen Zielen zur Verminde­
rung der Kindersterblichkeit. Sie soll auf 50 pro Tausend Le­
bendgeburten i m Jahre 2000 sinken. Ein erster positiver Schritt 
ist getan. Die Kindersterblichkeit ist von 106 pro Tausend Ge­
burten i m Jahre 1974 auf 91 i m Jahre 1983 gesunken. Dazu hat 
das Immunisierungsprogramm der Weltgesundheitsorganisa­
t ion (WHO) beigetragen, das 1974 eingeleitet wurde. Es legt das 
Schwergewicht auf Impfkampagnen gegen die vermeidbaren 
Hauptkrankheiten (Diphterie, Tetanus, Keuchhusten, Kinder­
l ähmung , Masern und Tuberkulose). A n diesen sechs Krankhei­
ten sterben die meisten Kinder in der Dri t ten Welt. Ziel der IES 
ist es, alle Kinder gegen diese Krankheiten zu schützen. I n A f r i ­
ka, wo eine Mi l l ion Kinder jähr l ich an diesen Krankheiten ster­
ben, werden durch die WHO derzeit 31 v H der Kinder durch 
Immunisierungskampagnen vor Tuberkulose, 27 v H der Kinder 
durch Impf kampagnen vor Masern und 19 v H der Kinder durch 
Impfkampagnen vor K i n d e r l ä h m u n g geschützt . Auch wurden 
große Forschungsprogramme über Tropenkrankheiten in Gang 
gesetzt, doch sind hier erst langfristig Erfolge zu erwarten. Ein 
Rückschlag ist bei der Malaria zu verzeichnen. Die Häufigkei t 
dieser Krankhei t ist i n den ersten Jahren der Dri t ten Dekade 
wieder angestiegen. 

Eine wichtige Rolle spielt auch die Kontrolle der Medikamen­
teneinfuhr in die Drit te Welt. Ziel ist es, lediglich unentbehrli­
che und wichtige Medikamente einzuführen, schon aus Zah­
lungsbi lanzgründen. Bisher haben 70 Entwicklungs länder L i ­
sten von wesentlichen Medikamenten auf der Grundlage einer 
WHO-Modelliste aufgestellt. 
Erfolge wurden auch erzielt i m Bereich der Erziehung. Die Ein­
schulungsrate bei den Primarschulen stieg von 60 v H i m Jahre 

1960 auf 86 v H i m Jahre 1980 und w i r d i m Jahre 1985 88 v H 
erreichen. Die Einschulungsquote für die Sekundärschu len für 
die Jahre 1960, 1980 und 1985 w i r d auf 13, 31 und 40 v H ge­
schätzt . Die Zahl der Analphabeten in der Dri t ten Welt ist i n 
absoluten Größen dennoch in den ersten Jahren der Drit ten 
Dekade angewachsen. Hauptursache sind die hohen Anteile der 
Schulabbrecher insbesondere in Afr ika und Südas ien , die nicht 
zuletzt auf die wirtschaftliche Krise zurückzuführen sind, die 
Kinderarbeit unabdingbar macht. Wenn der gegenwär t ige 
Trend anhäl t , werden lediglich die Hälfte aller Schüler i n der 
Dri t ten Welt ihre Schule beenden. 

9. Die am wenigsten entwickelten Länder 

I n der IES wurde die Verabschiedung des >Neuen substantiel­
len Aktionsprogramms< zugunsten der am wenigsten entwickel­
ten Länder (LLDCs) gefordert. Ein solches Programm wurde 
nach schwierigen Verhandlungen 1981 in Paris verabschiedet. 
Dar in wurden die Geber aufgefordert, 0,15 v H ihres Bruttoso­
zialprodukts in Form öffentlicher Entwicklungshilfe an die am 
wenigsten entwickelten Lände r zu leisten. Tatsächl ich wurde 
die Entwicklungshilfe an die LLDCs von 6,8 M r d Dollar i m 
Jahre 1980 auf 7,4 M r d Dollar i m Jahre 1982 gesteigert. Dieser 
Trend hielt auch 1983 und 1984 an. Der Antei l der westlichen 
Indus t r i e l änder an der Hilfe für die LLDCs be t räg t 78 vH. Der 
Antei l der öffentlichen Entwicklungshilfe für die LLDCs am 
Bruttosozialprodukt der westlichen Geber insgesamt liegt der­
zeit bei 0,08 v H . Lediglich vier Länder (Dänemark , Niederlande, 
Norwegen und Schweden) haben die Marke von 0,15 v H über­
schritten, die Bundesrepublik Deutschland liegt bei 0,12 v H . 

10. Süd-Süd-Kooperation 

I n der IES w i r d die Förde rung der wirtschaftlichen und techno­
logischen Zusammenarbeit der Entwicklungs länder unterein­
ander mi t Nachdruck gefordert. In der Drit ten Dekade soll vor 
allem der Süd-Süd-Handel intensiviert werden. I n den letzten 
Jahren hat sich ta tsächl ich ein schnelleres Wachstum der Ex­
porte der Entwick lungs länder in andere Entwick lungs länder 
ergeben als in den Rest der Welt. Während 1981 die weltweiten 
Exporte der Entwick lungs länder nur um 2 v H stiegen, wuchs 
der Süd-Süd-Handel u m 4 v H . 1982 fielen die weltweiten Ex­
porte der Entwick lungs länder um 12 vH, w ä h r e n d sich der Süd-
Süd-Hande l lediglich um 4 v H verringerte. Folgerichtig ist der 
Ante i l des Süd-Süd-Handels am Welthandel weiter auf derzeit 
7 v H gestiegen. Auch politisch wi rd versucht, den Süd-Süd-Han­
del weiter voranzutreiben. 1983 haben Verhandlungen übe r ein 
globales P rä fe renzsys t em für den Handel der Entwicklungs län­
der untereinander begonnen. Mehr als 40 L ä n d e r haben bisher 
Interesse gezeigt. 
Auch die finanzielle Zusammenarbeit unter den Entwicklungs­
l ände rn hat sich intensiviert. In der IES werden die OPEC-Län­
der aufgefordert, ihre Entwicklungshilfe an die anderen Ent­
wick lungs länder zu erhöhen. Es ist nicht zu verkennen, daß die 
OPEC-Entwicklungshilfe aufgrund des gesunkenen Ölpreises 
zu rückgegangen ist, von 8,5 Mrd Dollar i m Jahre 1980 auf 5,4 
M r d 1983; dennoch hat sich der OPEC-Anteil an der gesamten 
öffentlichen Entwicklungshilfe bei etwa 16 v H stabilisiert. Ein 
Vorteil der OPEC-Hilfe ist überdies ihre Lieferungebundenheit, 
die es ermöglicht , Güter und Dienstleistungen auf dem bil l ig­
sten Mark t zu kaufen, eine Bedingung, die die teilweise gebun­
dene Entwicklungshilfe der traditionellen Geber nicht immer 
erfüllt. Eine weitere Attrakt ion der OPEC-Hilfe für die Entwick­
lungs länder liegt darin, daß sie nicht Projekthilfe ist, sondern 
i m wesentlichen Zahlungsbilanzhilfe. 
Auch bei der Finanzierung des Handels zwischen den Entwick­
lungs ländern sind institutionelle Fortschritte erzielt worden. Ei­
nige Beispiele mögen genügen: die Interamerikanische Ent­
wicklungsbank (IDB) konzentriert sich auf die Finanzierung 
des Handels innerhalb der Region i m Bereich von Kapi ta lgü­
tern, die Lateinamerikanische Exportbank (BALDEX) dient vor 
allem der Refinanzierung von Exportkrediten. Die Islamische 
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Neuer Ständiger Vertreter der Bundesrepublik Deutschland bei den Vereinten 
Nationen in New York ist seit Juli dieses Jahres der bisherige Staatssekretär 
im Auswärtigen Amt Dr. Hans Werner Lautenschlager. Sein Vorgänger Gün­
ther van Well vertritt die Bundesrepublik Deutschland jetzt als Botschafter in 
Washington. Am 31. Januar 1927 in Tientsin (China) geboren, studierte Lauten­
schlager — nach dem Abitur und einer Banklehre in Shanghai — ab 1946 Jura 
in Heidelberg, Basel und Hamburg. 1955 trat er in den Auswärtigen Dienst ein. 
In der Folgezeit war er unter anderem als Kabinettschef des deutschen Mit­
glieds der Kommission der Europäischen Atomgemeinschaft (EURATOM) tä­
tig. Später übernahm er als Ministerialdirektor die Leitung der Abteilung für 
Außenwirtschaftspolitik, Entwicklungspolitik und europäische wirtschaftliche 
Integration; Mitte November 1979 wurde er zum Staatssekretär berufen. 

Entwicklungsbank (IsDB) fördert den Handel der islamischen 
Lände r untereinander. 
Als weiteres Ziel ist die G r ü n d u n g einer >Südbank< (Bank for 
Developing Countries) vorgesehen. Aufgabe einer solchen Bank 
w ä r e es, Entwicklungsprojekte zu finanzieren, Gemeinschafts­
unternehmen zu fördern, Exportkredite zu gewähren , zur Roh­
stoffstabilisierung beizutragen und auch, eine regionale Zah­
lungsbilanzfinanzierung (sogenannte Saldenfinanzierung) zu 
ermögl ichen. Eine Durchführbarke i t ss tud ie über eine solche 
Bank liegt bereits vor. A n der Verwirkl ichung der Idee w i r d 
aktiv gearbeitet. 
Auch i m Bereich der Technischen Zusammenarbeit ist die Süd-
Süd-Kooperat ion konkret geworden. So liegen Informationen 
von über 50 Lände rn vor, die dokumentieren, daß von Entwick­
lungs ländern in anderen Entwick lungs ländern bereits 12 500 
Projekte der Technischen Hilfe durchgeführ t werden. 

11. Gesamtbewertung 

Beim Wirtschaftswachstum und Handel liegen zwischen den 
Zielen und dem Erreichten große Spannen. Das Ergebnis ist 
überwiegend en t t äuschend . Auch i m Bereich der Industrialisie­
rung überwiegen die ungüns t igen Faktoren. Zum großen Teil 
positiv sind die erzielton Ergebnisse in der Landwirtschaft zu 
bewerten. Dagegen ging die interne Kapitalbildung der Ent­
wick lungs länder zurück, auch der externe Kapitalzufluß hat 
sich vermindert; dies gil t sowohl für die öffentliche Entwick­
lungshilfe als auch die privaten Investitionen. Lediglich die pri­
vaten Bankkredite sind massiv gestiegen. Die erzielten Ergeb­
nisse in den Bereichen Wissenschaft und Technologie, Energie 
und Umwelt sind durchweg zufriedenstellend. A m positivsten 

ist die soziale Entwicklung zu bewerten. Das Bevölkerungs­
wachstum konnte vermindert werden, das Gesundheitswesen 
wurde verbessert, die Lebenserwartung stieg, die Kindersterb­
lichkeit sank und die Einschulungsquoten stiegen. Die Leistun­
gen für die am wenigsten entwickelten Lände r hielten sich i m 
Rahmen des Erwarteten. Weitaus am erfreulichsten entwickelte 
sich die Süd-Süd-Kooperat ion, sowohl programmatisch als auch 
konkret. 

I I . Die Evaluierungsarbeit des Ausschusses 

I m letzten Satz der IES wurde festgelegt, die »ers te Überprü­
fung und Erfolgskontrolle i m Jahre 1984« vorzunehmen; mi t 
Resolution 37/202 beschloß die Generalversammlung am 20.De- 
zember 1982 zu diesem Zwecke »die Schaffung eines allen Sei­
ten zum Beitr i t t offenstehenden Ausschusses« . Dieser hat vom 
7. bis 25.Mai dieses Jahres in New York, vom 9. bis 20Juli i n 
Genf und vom 11. bis 18.September in New York getagt. Ende 
März hatte der G e n e r a l s e k r e t ä r der Vereinten Nationen einen 
wei thin ausgewogenen Bericht als Grundlage der E rö r t e rungen 
vorgelegt 3. Ferner hatte die Europäische Gemeinschaft ein Fak­
tenpapier unterbreitet 4 , i n dem aufgezeigt wurde, was die Ge­
meinschaft konkret zur Erreichung der Dekadenziele i n den 
Bereichen Handel, Rohstoffe, Industrialisierung, Landwirt­
schaft, Wissenschaft und Technologie sowie Energie seit 1980 
geleistet hat. Dieser Report wurde e rgänz t durch nationale Be­
richte wichtiger Mitgl iedsländer der Europä i schen Gemein­
schaft, i n denen insbesondere die Anstrengungen auf dem Ge­
biet der Entwicklungshilfe aufgelistet wurden. Auch die Bun­
desrepublik Deutschland hat einen Bericht vorgelegt 5, der den 
deutschen Beitrag zur Erreichung der Dekadenziele seit 1980 
aufzeigt. 

Die >Gruppe der 77< (G-77) hatte unter Leitung von Mexiko ein 
Positionspapier unterbreitet 6 , i n dem alle bekannten Forderun­
gen zu den Nord-Süd-Fragen kumulativ addiert und teilweise 
noch verschärf t worden waren. Der Europä i schen Gemein­
schaft ist es jedoch in New York gelungen, ein eigenes Posi­
tionspapier zu allen Fragen der Überprüfung der Internationa­
len Entwicklungsstrategie zu erstellen, was dazu führte , daß in 
der Sch lußphase der Konferenz auch noch Japan, die nordi­
schen Lände r sowie die USA eigene Positionsbestimmungen 
vorlegten. Die Vorlage der Positionspapiere des Westens ist ein 
erfolgreicher Ansatz, die Routine bisheriger UN-Veranstaltun­
gen zu durchbrechen, lediglich auf der Grundlage der von der 
G-77 vorgelegten Papiere zu verhandeln. 
Die in den drei Verhandlungsrunden erzielten Ergebnisse wur­
den als zu bescheiden angesehen, u m als erfolgreicher Ab­
schluß der Ausschußarbe i t gelten zu können . Der Stand der 
inhaltlichen Diskussion zu den einzelnen Bereichen der IES 
läßt sich aber wie folgt zusammenfassen: 
> Handel: Einigkeit über die Notwendigkeit des Kampfes gegen den 
Protektionismus und über die Notwendigkeit, ein offenes multilaterales 
Handelssystem nach den Prinzipien des Allgemeinen Zoll- und Handels­
abkommens (GATT) zu bewahren. Strittig vor allem die Frage der Zeit­
ziele für die Beseitigung des Protektionismus. 
> Transnationale Unternehmen, Industrialisierung: Strittig die Beurtei­
lung bilateraler Investitionsabkommen, deren Wert die Entwicklungslän­
der in Frage stellen. Ferner fordern sie eine Beschränkung der Markt­
kräfte bei der Förderung der Industrialisierung der Dritten Welt, was die 
westlichen Industrieländer ablehnen. Einigkeit über Industrialisierungs­
erfolge in einigen Regionen der Dritten Welt. 
> Ernährung und Landwirtschaß: Weitgehende Einigkeit über die Be­
deutung der landwirtschaftlichen Eigenproduktion, der Ernährungssi­
cherheit, der Reform der Agrarpolitiken, der Einpassung der Nahrungs­
mittelhilfe in Ernährungsstrategien der Entwicklungsländer, der Bedeu­
tung landwirtschaftlicher Forschung, der Notwendigkeit von Agrarrefor­
men. Strittig die quantiativen Ziele hinsichtlich der internationalen Nah­
rungsmittelnotreserve. 
> Öffentliche Entwicklungshilfe: Strittig die Zeitziele zum 0,7-Prozent-
und 0,15-Prozent-Ziel, ferner die Frage der Veränderung der >gearing 
ratio< bei der Weltbank sowie die Auffüllung der Mittel der Internationa­
len Entwicklungsorganisation (IDA) auf 12 Milliarden Dollar. 
> Wissenschaft und Technologie: Strittig das Finanzierungssystem für 
Wissenschaft und Technologie und der internationale Kodex für den 
Technologietransfer. 
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> Energie: Weitgehende Einigkeit über die Bedeutung neuer und erneu­
erbarer Energiequellen, Anerkennung der Energieeinsparbemühungen 
der Industrieländer. 
> Wirtschaftliche und technische Zusammenarbeit der Entwicklungs­
länder untereinander: Weitgehende Übereinstimmung, die Süd-Süd-Ko­
operation weiter zu stärken. 
> Am wenigsten entwickelte Länder: Grundsätzliche Übereinstimmung 
über die Notwendigkeit, das 1981 beschlossene Aktionsprogramm ver­
stärkt zu verwirklichen. Strittig die Zeitziele in bezug auf das 0,15-Pro-
zent-Ziel sowie der Schuldenerlaß zugunsten der L L D C s (hier ist die 
Bundesrepublik Deutschland mit dem 1978 beschlossenen Schuldenerlaß 
eindeutig Musterknabe; bisher wurden rd. 3,5 Mrd DM an Schulden 
erlassen). 
> Umwelt: Im wesentlichen unstrittig, insbesondere Anerkennung der 
Notwendigkeit durch die Entwicklungsländer, ihre eigene Umweltpolitik 
zu verbessern; Beachtung von umweltrelevanten Aspekten bei der Pro­
jektplanung durch die Industrieländer zugesichert. Ferner Anerkennung 
des Zusammenhangs zwischen Entwicklung, Umwelt und Bevölkerungs­
wachstum. 
> Soziale Entwicklung: Würdigung der positiven Erfolge seit Verab­
schiedung der Strategie in den Bereichen Familienplanung, Lebenser­
wartung und Bildungswesen. Notwendigkeit der Bevölkerungspolitik an­
erkannt. Strittig die Frage der Menschenrechte. 
Vor dem Hintergrund dieser nur bescheidenen Ergebnisse wur­
den die Verhandlungen des Ausschusses zur Überprüfung der 
internationalen Entwicklungsstrategie am 18.September 1984 in 
New York ohne Ergebnis abgebrochen und sind als vorerst 
gescheitert anzusehen. Das von dem Ausschußvors i tzenden 
Kenneth Dadzie aus Ghana zur letzten New Yorker Verhand­
lungsrunde vorgelegte informelle Kompromißpap ie r wurde von 
den Indus t r i e ländern als Verhandlungsgrundlage akzeptiert, je­
doch von der G-77 als zu unausgewogen krit isiert , da es über­
wiegend die Indus t r i e l änder in te ressen widerspiegele. 
M i t dem Abschluß der Verhandlungen in absehbarer Zeit ist 
kaum zu rechnen, das weitere Schicksal der Überprüfung der 
Dekadenstrategie ist offen. Der unbefriedigende Verhandlungs­
stand dürfte nicht zuletzt darauf beruhen, daß die G-77 sich 
beharrlich weigert, eine gründl iche Analyse der Lage in ihren 
Lände rn und der allgemeinen Weltwirtschaftslage mi t zur 
Grundlage der Überprüfungsarbe i ten zu machen. Die Entwick­
lungs länder weigerten sich überdies , das ta tsächl iche Verhand­
lungsgeschehen objektiv in einem Bericht des Ausschusses an 
die Generalversammlung darzustellen. Diesem ungewöhnl ichen 
Vorgehen haben die EG und die anderen westlichen Industrie­
länder aus prinzipiellen E r w ä g u n g e n massiv widersprochen, da 

damit auf die Dauer jede seriöse Verhand lungs führung in 
Frage gestellt wi rd . 
Nach den drei Tagungen des Ausschusses läßt sich das Resü­
mee ziehen, daß der Einfluß der gemäß ig t en Entwicklungslän­
der (zum Beispiel Indiens und Pakistans sowie einiger afrikani­
scher Länder ) i m Rahmen der Vereinten Nationen schwindet. 
Diese L ä n d e r beklagen, daß ihr pragmatischer Verhandlungs­
sti l i n den letzten Jahren die Industriestaaten zu keinerlei Zu­
ges t ändn i s sen bewegt habe. Ihre Strategie — >Mäßigung ist die 
aussichtsreichste Form der Verhandlungsführung< — habe sich 
deshalb nicht ausgezahlt. Die Entwick lungs länder insgesamt 
h ä t t e n auf D r ä n g e n der Gemäßig ten zahlreiche Zuges tändn i s se 
gemacht, die f rüher als völlig indiskutabel abgelehnt worden 
seien — so die Anerkennung der Bedeutung eines guten Inve­
stitionsklimas, die positive Würdigung der Kooperation zwi­
schen Weltbank, I M F und UN-Organisationen, das Abgehen von 
der Forderung nach Indexierung, die Un te r s tü t zung des Mo­
dells der weltweiten Exporter löss tabi l is ierung, die Abschwä-
chung der Forderung nach Preisstabilisierung, die positive Wür­
digung der Rolle der Nichtregierungsorganisationen, die Aner­
kennung der Notwendigkeit zu politischen Reformen insbeson­
dere i m Agrarbereich. Die radikalen Entwick lungs länder (vor 
allem lateinamerikanische Lände r wie Venezuela, Argentinien, 
Mexiko, Brasilien und Ecuador) werfen nun den Gemäß ig ten 
vor, daß dies alles nichts gebracht habe, da die Vertreter der 
Industriestaaten seit Jahren unbeweglich in ihren Schützengrä­
ben verharrten. Angesichts ausbleibender Erfolge der Pragma­
tiker ist mi t schär fe ren Tönen i m Nord-Süd-Dialog zu rechnen. 
Eine Re-Radikalisierung der Entwicklungs länder in den Gre­
mien und Foren der Vereinten Nationen steht bevor. 

Anmerkungen 

1 UN-DocA/Res/35/56; Text: VN 2/1981 S.64ff. Siehe auch Hans Zwiefelhofer, 
Die internationale Gemeinschaft am Beginn der Dritten Entwicklungsdeka­
de, VN 2/1981 S.41ff. 

2 Die folgenden Ausführungen stützen sich weitgehend auf den einschlägigen 
Bericht des UN-Generalsekretärs: UN-DocA/39/115 (Review and Appraisal 
of the International Development Strategy for the Third United Nations 
Development Decade) v.29.3.1984. 

3 UN-DocA/39/115 v.29.3.1984. 
4 UN-DocA/AC.219/10 v.9.4.1984. 
5 UN-Doc.A/AC.219/22 v.17.4.1984. 
6 UN-DocA/AC.219/L.l v.10.5.1984. 

Nachrichtenwesen und Entwicklung 
Rückblick auf das Weltkommunikationsjahr 1983 RICHARD E. BUTLER 

Anlaß für Skepsis wie auch für mitunter hochgesteckte Erwar­
tungen ist stets die Verkündung internationaler Jahre durch die 
Generalversammlung der Vereinten Nationen. Eine Übersicht 
über die internationalen Jahre und anderen Gedenkanlässe hat 
diese Zeitschrift im letzten Jahrgang veröffentlicht1. 1985 wird 
von der Weltgemeinschaft als >Internationales Jahr der Jugend< 
begangen; das sich zum Ende neigende Jahr 1984 stand — 
obwohl symbolträchtig genug (erinnert sei an die Vision George 
Orwells und an den Jahrestag der Berliner Kongo-Konferenz) 
— unter keinem besonderen Motto. Gerade diese Tatsache läßt 
es als angebracht erscheinen, mit etwas zeitlichem Abstand 
eine Bilanz des 1983 begangenen internationalen Jahres vorzu­
legen. 

A m 19. November 1981 rief die Generalversammlung der Ver­
einten Nationen das Jahr 1983 zum >Weltkommunikationsjahr< 
aus 2 und stellte es unter das Motto der En twick lung von In­
frastrukturen für das Nachrichtenwesens Die Internationale 
Fernmelde-Union ( ITU) 3 wurde zur feder führenden Organisa­
t ion für die Vorbereitung und Durchführung dieses internatio­

nalen Jahres bestimmt. Zum ersten Mal wurde die grundle­
gende Bedeutung der Infrastrukturen des Nachrichtenwesens 
für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung aller L ä n d e r 
förmlich und e inmüt ig durch das höchs te internationale Forum 
anerkannt. Diese Anerkennung war na tür l ich nichts völlig Neu­
es. Man konnte schon seit einigen Jahren beobachten, daß man 
sich zunehmend dieser Tatsache bewußt wurde. Nichtsdesto­
trotz war es das erste Mal, daß dies so eindeutig zum Ausdruck 
gebracht wurde und zur Einleitung einer eigenen weltweiten 
Kampagne führte, nämlich dem Weltkommunikationsjahr 1983, 
i n dessen Zentrum die Entwicklung von Infrastrukturen für das 
Nachrichtenwesen stehen sollte. 

Warum ein Weltkommunikationsjahr? 

I n den letzten Jahrzehnten hat die Geschwindigkeit der techno­
logischen Entwicklung erheblich zugenommen, und sie steigert 
sich immer noch. Die Entscheidungsbefugten jedoch, die sich 
einem kompletten Aus rüs tungs l age r von Techniken, Gerä t -
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schatten und Systemen gegenübersehen , sind nicht immer in 
der Lage, das Potential jeder vorhandenen Technologie richtig 
e inzuschätzen . Daraus folgt, daß eine Auswahlentscheidung 
nicht unbedingt in Übere ins t immung mi t den aktuellen Erfor­
dernissen getroffen wi rd . Kompliziert w i r d die Sachlage durch 
das Problem einer akuten Knappheit an Investitionsmitteln 
und durch die Schwierigkeit, den Ausbildungsanforderungen 
gerecht zu werden, die sich aus der Bedienung und Instandhal­
tung immer differenzierterer Systeme ergeben. 
Zu einer Zeit, i n der sich die meisten Lände r in einer schwieri­
gen Lage befinden, sind die Entwicklungs länder , was die Zuwei­
sung öffentlicher Mit te l an die verschiedenen Wirtschaftsberei­
che betrifft, i n einem Dilemma. Lösungansä tze k ö n n e n nur ge­
funden werden, wenn die grundlegende Rolle jedes Einzelbe­
reichs für die Förde rung der Gesamtentwicklung von Planern 
und Polit ikern voll erkannt wird . 
Auch wenn jedes Land seine eigenen und besonderen Probleme 
hat, lassen sich einige allgemeine Hindernisse nachweisen. Sie 
sind politischer, wirtschaftlicher und technischer Natur: 
• Die nationalen P lanungsbehörden wissen oft nicht die ent­
scheidende Rolle zu schätzen, die dem Nachrichtenwesen bei 
der Förde rung und Unte rs tü tzung echter wirtschaftlicher und 
sozialer Entwicklung zukommt, einer Entwicklung also, die der 
gesamten Bevölkerung eines Landes zugute kommt. 
• Es gibt zu wenig Kapital, um allen Erfordernissen der Ent­
wicklung gerecht zu werden. Da das Fernmeldewesen kapitalin­
tensiv ist, w i r d die Zuteilung von Mit te ln für diesen Bereich oft 
mi t Abstrichen in anderen lebenswichtigen Bereichen wie Ge­
sundheit, Bildung oder Landwirtschaft gleichgesetzt. Diesem 
Vers tändn i s entgeht wei thin der ta tsächl iche Beitrag, den das 
Fernmeldewesen zur wirksamen Anleitung dieser anderen Ak­
t ivi tä ten leistet; von dieser Warte aus w i r d auch das Faktum 
übersehen , daß entgegen landläufiger Ansicht das Fernmelde­
wesen der Entwicklung vorangeht und eine Ursache für sie ist. 
Dazu kommt noch die schwierige oder gar kritische wirtschaft­
liche Lage vieler Länder , ihr s tändig wachsendes Zahlungsbi­
lanzdefizit und die häufigen, sich schwächend auswirkenden 
Naturkatastrophen; die Folge ist, daß dem Nachrichtenwesen 
oft nur eine sehr geringe Pr ior i tä t zugestanden wird . Und dabei 
ist eine Kommunikations-Infrastruktur gerade deshalb so wich­
tig, damit die Bekämpfung dieser Probleme un te r s tü t z t werden 
kann; daher w i r d die Höhe der Mittel , die für den Bereich des 
Nachrichtenwesens bereitgestellt werden — obwohl es sich um 
öffentliche Mit te l handelt —, i m allgemeinen von der Höhe des 
unmittelbaren Profits bestimmt, den diese Investition bringen 
kann, und dabei w i r d der Beitrag, den das Nachrichtenwesen 
zur Entwicklung der anderen Bereiche der Volkswirtschaft lei­
stet, großentei ls nicht genügend berücksicht igt . Es ist eine abso­
lute Notwendigkeit, den Multiplikationseffekt zu erfassen, den 
das Nachrichtenwesen auf alle Wirtschaftsfaktoren ausübt , 
wenn die Investitionen in jedem Bereich den größtmöglichen 
Ertrag abwerfen sollen; in dieser Hinsicht werden die Kosten, 
die durch die Bereitstellung von Kommunikationsmitteln ent­
stehen, durch den Nutzen, den diese Dienste — sei es i m wir t ­
schaftlichen, sei es i m sozialen Bereich — mi t sich bringen, sehr 
oft mehr als wettgemacht. 

• Die Proliferation von Technologien und die s tändige Fortent­
wicklung der entsprechenden Systeme machen die Auswahl 
von Techniken immer komplexer und schwieriger. Die am wei­
testen entwickelte Technologie ist nicht immer die geeignetste, 
da dies von den spezifischen Bedingungen i m jeweiligen Land 
abhängt . Hier sind die Behörden nicht immer in der Lage, die 
Möglichkei ten der ihnen von den Lieferanten angebotenen Sy­
steme richtig e inzuschä tzen und treffen daher manchmal eine 
Wahl, die sich nicht unbedingt mi t ihrem aktuellen Bedarf 
deckt. Bei den knappen finanziellen und personellen Ressour­
cen in den Entwick lungs ländern ist aber für I r r t ü m e r dieser A r t 
kein Platz. 
• Der Ausbildungsbedarf für Fachpersonal aller Qualifikations­
stufen und aller Gebiete (Planung, Leitung, Erhaltung, Bedie-

Die Anwendungsmöglichkeiten der modernen Kommunikationstechnologie 
auch im Bereich der Entwicklungsanstrengungen aufzuzeigen, war ein zentra­
les Ziel des Weltkommunikationsjahres 1983. Federführend im Verband der 
Vereinten Nationen war die zuständige Fachorganisation: die Internationale 
Fernmelde-Union (ITU). Unser Bild zeigt den Einsatz von Prüfgeräten in Sau­
di-Arabien. 

nung und Ausbau des Nachrichtenwesens) ist enorm und erfor­
dert be t rächt l iche Aufwendungen. Doch wenn die Investitionen 
auf dem Gebiet der Aus rüs tung die größtmögliche Wirkung ha­
ben sollen und das Land i m wissenschaftlichen und technologi­
schen Bereich das Maß seiner Autonomie e r h ö h e n w i l l , m u ß 
eine ausreichende Anzahl kompetenter Fachkräf te ausgebildet 
werden. Ausbildung darf daher nicht unter dem Aspekt der 
unmittelbaren Kosten betrachtet werden, sondern m u ß zu den 
langfristig zu erwartenden Er t r ägen in Beziehung gesetzt wer­
den. 
• Viele Entwicklungs länder haben noch keinen Rahmenplan 
aufgestellt, an dem sie sich bei ihren Programmen zur Entwick­
lung des Nachrichtenwesens orientieren könnten . Ungenü­
gende oder gar keine Planung führt unvermeidlich zu Resulta­
ten, die hinter den Erwartungen zurückbleiben, zu geringer Lei­
stung und zur Vergeudung von Kapitalinvestitionen und perso­
nellen Ressourcen. Wenn eine z u s a m m e n h ä n g e n d e Planung 
durch die Post- und Fernmeldeverwaltungen fehlt, r ä u m e n die 
nationalen P lanungsbehörden diesem Sektor oft nur geringe 
Pr ior i tä t i m Kontext der Bedürfnisse des Landes ein. Folglich 
wurde das Nachrichtenwesen von der bilateralen und multilate­
ralen Entwicklungsfinanzierung kaum berücksicht igt . 
• Umgekehrt w i r d die Vergabe von Zuschüssen und Krediten 
seitens der Geber immer s t ä rke r durch politische Erwägungen 
und kommerzielle Interessen beeinflußt, die nicht unbedingt 
mi t den ta t sächl ichen Bedürfnissen der Empfänger länder über­
einstimmen. So finanzieren die Geber länder zum Beispiel un­
gern R a h m e n p l ä n e und ziehen die Mittelvergabe an Projekte 
i m Ausbildungsbereich und Projekte der infrastrukturellen 
Entwicklung vor, da solche Akt iv i tä ten mi t der Lieferung von 
Aus rüs tungsma te r i a l verbunden sind. 
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Südchinesisches Meer Brunei-Bai 

159 Mitglieder zählt die Organisation der Vereinten Nationen seit dem 21. Sep­
tember 1984. Jüngster Staat der internationalen Gemeinschaft ist Brunei Dar-
ussalam (vgl. S.206 dieser Ausgabe). Aufgrund der Ölvorkommen hat das Sul­
tanat eines der höchsten Pro-Kopf-Einkommen der Welt. 

Was hier letztlich auf dem Spiel steht, ist die E igenkapaz i tä t 
von drei Vierteln der Welt, die Entwicklungsanstrengungen er­
folgreich zu vollenden. Wenn die Regierungen nicht entschei­
dende Ä n d e r u n g e n ihrer Politik vornehmen und die Pr ior i tä ten 
neu setzen, werden sie wahrscheinlich nicht in der Lage sein, 
ihre Wirtschaft neu zu beleben. Auf der anderen Seite w ü r d e n 
die Anstrengungen, die in den letzten zwei Jahrzehnten unter­
nommen worden sind, um die kritische Lage der Entwicklungs­
länder i n den Griff zu bekommen, ohne ein reales Wachstum 
der Hilfsleistungen zunichte gemacht, und die Ausgangsbasis 
für eine Verbesserung der Situation w ä r e dann noch weniger 
t ragfähig, als es heute schon der Fall ist. Global gesehen, ergibt 
sich durch Hand lungsverzögerungen nicht nur ein Aufschub 
hinsichtlich der Aussichten, die Unterentwicklung zu besiegen, 
sondern gleichzeitig eine Verringerung dieser Chancen. 
Genau dies ist der Hintergrund für die Ausrufung des Weltkom-
munikationsj ahres. 

Ziele des Weltkommunikationsjahres 

Das Weltkommunikationsjahr bezweckte also, alle Länder in 
die Lage zu versetzen, eine eingehende Überprüfung und Ana­
lyse ihrer Kommunikationspolit ik durchzuführen, um unter an­
derem 
> der internationalen Gemeinschaft und besonders den Ent­
sche idungs t rägern und internationalen Finanzierungsorganen 
die Notwendigkeit bewußt zu machen, angesichts der ganz ent­
scheidenden Rolle der Kommunikations-Infrastruktur i m Ent­
wicklungsprozeß dem Ausbau dieser Infrastrukturen höhe re 
Pr ior i tä t e inzu räumen ; 
> mehr heimische und internationale Ressourcen zu mobilisie­
ren, um die Entwicklung dieser Infrastrukturen insbesondere in 
den notleidendsten Regionen voranzutreiben; 

> für Diskussionen zwischen den Verantwortlichen aller be­
troffenen Bereiche zu sorgen, um die Einrichtung und Entwick­
lung dieser Infrastrukturen i m Einklang mi t der Entwicklung 
der anderen Bereiche zu koordinieren. Zusammenarbeit statt 
Konkurrenz untereinander würde alle Wirtschaftssektoren in 
die Lage versetzen, einen ausgewogenen, einander e rgänzenden 
Beitrag zur sozialen und wirtschaftlichen Gesamtentwicklung 
aller Lände r zu leisten; 
> aus der i m gesamten Nachrichtenwesen gewonnenen Erfah­
rung Nutzen zu ziehen, damit angemessenere Informationen 
vorgelegt werden k ö n n e n über die Möglichkeiten, die die heute 
ver fügbaren vielen verschiedenen Technologien und Systeme 
bieten. Auf diese Weise kann eine rationale Auswahl bei voller 
Kenntnis der Fakten erleichtert werden; 
> realistische und insbesondere praktikable E inze lmaßnah­
men für die Umsetzung der durch das Weltkommunikations­
jahr inspirierten Gedanken vorzuschlagen, i m Hinblick auf die 
Beseitigung von Hindernissen, die einer harmonischen Ent­
wicklung von Kommunikations-Infrastrukturen i m Wege ste­
hen; 
> die Bestandteile zu erarbeiten, die in die Formulierung einer 
in die nationalen und weltweiten Entwicklungsstrategien einge­
betteten internationalen Kommunikationspoli t ik einfl ießen 
könn ten . 

Der Weg zur Umsetzung 

Diese Aufgabe war ungeheuerlich. Um eine Verzettelung zu ver­
meiden, wurde beschlossen, das Transportwesen aus dem Pro­
gramm des Jahres auszuklammern und den Schwerpunkt auf 
Akt iv i tä ten i m nationalen Rahmen zu legen. Eine der organisa­
torischen Hauptaufgaben auf internationaler Ebene war es da­
her, die Einrichtung von Nationalkomitees zu fördern und sie, 
soweit notwendig, zu un te r s tü tzen . 
Die Einbeziehung des privaten Sektors war ebenfalls unent­
behrlich, um zu brauchbaren Ergebnissen zu gelangen. Anders 
als es i n anderen Arbeitsfeldern üblich sein mag, wissen sich 
die e inschlägige Industrie wie die Einrichtungen des Fernmel­
dewesens der gleichen Gemeinschaft, der »telecommunications 
communitys zugehörig. 
Das Fernmeldewesen kann als eine Summe aus drei Grundele­
menten betrachtet werden: Herstellung des Materials, Betrieb 
der Systeme und Setzung der Regeln. I n einer Reihe von Län­
dern werden Herstellung und Betrieb dem privaten Sektor 
über lassen . Deshalb nehmen private Unternehmen an einem 
Großteil der r egu lä ren Arbeiten der ITU teil , damit die gefaßten 
Beschlüsse konkret umgesetzt werden können . 
Kurz gesagt, sind die Einrichtungen des Fernmeldewesens, die 
je nach Land öffentlich oder privat sind, die Hauptkunden der 
Herstellerfirmen. Die Fernmeldeagenturen ihrerseits bewegen 
sich i n einer von der Politik der Regierung gestalteten Umge­
bung, wobei diese Politik durch die technologischen Fortschritte 
beeinflußt wi rd , die von Herstellern und Forschungsinstituten 
realisiert werden. Die private Initiative spielt eine Hauptrolle 
bei der Entwicklung von Infrastrukturen für das Nachrichten­
wesen und daher war ihre Einbeziehung und enge Verbindung 
mi t der I T U bei der Durchführung des Programms des Welt­
kommunikationsjahres ein Muß. Gerade der ausgewogene Bei­
trag von öffentlicher wie von privater Seite garantierte den 
Erfolg des Jahres. 
Ein treffendes Beispiel bietet die Bundesrepublik Deutschland. 
Der deutsche Beitrag zum Programm des Weltkommunika­
tionsjahres war das Ergebnis vereinter Anstrengungen des 
Bundesministeriums für das Post- und Fernmeldewesen, des 
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit, des 
Deutschen Amateur-Radio-Clubs, der Deutschen Welle, der 
Deutschen Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit, der 
Fernmeldeindustrie (ANT Nachrichtentechnik GmbH, Rohde & 
Schwarz, Standard Elektr ik Lorenz AG, Siemens AG), der 
Friedrich-Ebert-Stiftung und des Senders Freies Berlin. 
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Die Akt iv i tä ten des Jahres s tü tz ten sich auf drei Hauptpfeiler: 
O die Nationalkomitees, die als die zentrale S tä t t e für das 
gemeinsame Vorgehen dienten; 
O Konferenzen und Seminare, die Stoff zum Nachdenken und 
analytisches Material anboten; und 
O Pilotprojekte, die die künftige Entwicklung von Infrastruktu­
ren für das Nachrichtenwesen anspornen sollten und aus denen 
Lehren für Lände r in ähnl icher Situation gezogen werden 
konnten. 

Koordinierungsrolle der Nationalkomitees 

Die Nationalkomitees für das Weltkommunikationsjahr waren 
der grundlegende Koordinationsmechanismus, da sie sich aus 
R e p r ä s e n t a n t e n aller Tät igkei tsbere iche , die an der Entwick­
lung von Kommunikations-Infrastrukturen beteiligt bzw. in ih­
ren Akt iv i tä ten von diesen abhängig waren, zusammensetzten. 
Der Zweck der Nationalkomitees war es, die Überprüfung der 
jeweiligen nationalen Kommunikationspolit ik zu koordinieren, 
damit die Bedeutung des Nachrichtenwesens für die Entwick­
lung i m weitesten Sinne besser gewürdigt werden konnte und 
die nationalen Pr ior i tä ten hinsichtlich des Bedarfs an Investi­
t ionsmitteln entsprechend gesetzt werden konnten. 
79 Lände r richteten Nationalkomitees ein. Diese Gremien lei­
steten wertvolle Bei t räge zur Durchführung des Weltkommuni­
kationsjahres und erwiesen sich i n dieser Funktion als sehr 
nützlich, sogar noch über das Jahr 1983 hinaus. Man ist daher 
an jedes Nationalkomitee herangetreten, um zu prüfen, ob es 
nicht mögl icherweise seine Tät igkei t auch nach 1983 fortführen 
könnte ; die Länder , die kein Nationalkomitee gegründe t hatten, 
sind gebeten worden, die Einrichtung von nationalen Komitees 
für die Koordination i m Nachrichtenwesen in E rwägung zu zie­
hen. Eine Reihe von Behörden und Nationalkomitees, das der 
Bundesrepublik Deutschland eingeschlossen, haben auf diesen 
Vorschlag positiv reagiert. Sicher hat sie die außergewöhnl iche 
Un te r s tü t zung sehr ermutigt, die das Jahr durch 76 Staatsober­
h ä u p t e r erhalten hat, deren Mitgliedschaft i m Ehrenkomitee 
des Weltkommunikationsjahres zusätzl ich dazu beitrug, den 
Geist der Zusammenarbeit entstehen zu lassen, der für den 
Erfolg eines solchen Unternehmens entscheidend ist. 
Wegen ihrer bre i tgefächer ten Mitgliedschaft, die i n den meisten 
Fäl len die Außenmin i s t e r i en und die nationalen Planungsbe­
hörden einschließt , nehmen die Nationalkomitees in einigen 
L ä n d e r n weiterhin Koordinationsaufgaben i m Hinblick auf die 
nationalen Politiken für die Entwicklung von Kommunikations-
Infrastrukturen und für die Feststellung des Grundbedarfs an 
Infrastruktur wahr. 

Konferenzen und Seminare 

Eine ganze Reihe von Organisationen und Vereinigungen ha­
ben sich an den Akt ivi tä ten auf weltweiter, regionaler und na­
tionaler Ebene beteiligt. Teil dieser Akt ivi tä ten war die Abhal­
tung jeiner erheblichen Zahl von Konferenzen und Seminaren. 
Auf regionaler Ebene hat die I T U drei Seminare organisiert, je 
eins in der amerikanischen, afrikanischen und asiatisch-pazifi­
schen Region, in Erfüllung der in der Resolution 36/40 der 
Generalversammlung ausgesprochenenBitte. Sie wurden in 
San Jose (Costa Rica), Lome (Togo) und Kuala Lumpur (Malay­
sia) abgehalten. Eine Reihe von Referenten wurden von Behör­
den bzw. Unternehmen kostenlos zur Verfügung gestellt, als ein 
Beitrag in Gestalt einer Sachleistung zum Sonderfonds des 
Weltkommunikationsjahres; drei von ihnen kamen aus 
Deutschland. Gemeinsames Thema aller Seminare war die Ent­
wicklung von Infrastrukturen für das Nachrichtenwesen unter 
besonderer Berücks icht igung der Auswirkungen, die die Ent­
wicklung des • Fernmeldewesens für das sozio-ökonomische 
Wachstum der Entwicklungs länder hat. 

Bei der Behandlung des Problems der Kommunikations-Ent­
wicklung beschäft igte man sich auf den Seminaren mi t der Ver­
fügbarkei t von Mi t te ln für die Entwicklungsanstrengungen und 
ihre Verteilung innerhalb der Volkswirtschaft ebenso wie mi t 
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DIE PERSÖNLICHE MEINUNG 

A »German Vote? 
Die Doppelentscheidung der Bundesregierung vom 27. Novem­
ber, einerseits national die neue Seerechtskonvention der Ver­
einten Nationen nicht zu unterzeichnen, aber andererseits sich 
einer Zeichnung durch die Europäischen Gemeinschaften nicht 
entgegenzustellen, wird gelegentlich als Ausdruck der Ent-
schlußlosigkeit bezeichnet, wie sie auch das Abstimmungsver­
halten der Bundesrepublik Deutschland in der Generalver­
sammlung der Vereinten Nationen (Enthaltung als >German 
Vote<) kennzeichne. Dieser Sicht entgeht, daß eine Zeichnung 
der Seerechtskonvention für Bonn und für Brüssel durchaus 
unterschiedliche Funktionen hat. Die Kompetenzen der Euro­
päischen Gemeinschaften erfassen lediglich Bereiche der See­
rechtskonvention, die positiv zu beurteilen sind; dagegen wird 
mit der Zeichnungsverweigerung durch die Bundesrepublik 
Deutschland zum Ausdruck gebracht, daß weiterhin die Kon­
ventionsregelungen zur Ausbeutung des Meeresbodens als 
ordnungspolitisch verfehlt angesehen werden. 
Die inhaltliche Bewertung der Seerechtskonvention — dies ha­
ben die Diskussionen über die Zeichnungsfrage verdeckt — war 
an sich in der Bundesrepublik Deutschland kaum umstritten. 
Weite Teile der Konvention sind durchaus ausgewogen; hierzu 
zählen im wesentlichen die Regelungen über die Nutzung der 
Hohen See, der Wirtschaftszone und des Festlandsockels, 
wenn man sie unter dem Gesichtspunkt der Rechtssicherheit 
sieht. Auf die Habenseite gehört zweifelsohne auch das Streit­
schlichtungssystem. Ebenso unumstritten sollte die Ablehnung 
des Meeresbodenteils der Konvention sein. Allerdings darf 
nicht verkannt werden, daß in diesem Teil zwischenstaatliche 
Solidarpflichten festgeschrieben wurden, die eine positiv zu be­
urteilende Neuorientierung im Völkerrecht ankündigen. Das De­
fizit des Meeresbergbauteils liegt darin, daß er weder den von 
ihm selbst gesteckten Zielen gerecht wird, noch eine Interes­
senbalance im eigentlichen Sinne anstrebt. 
Umstritten konnte nur die Frage der Taktik sein, nämlich ob 
eine Nachbesserung eher im von der Seerechtskonvention ge­
steckten Rahmen oder eher durch ein demonstratives Abseits­
stehen zu erreichen ist. Die Bundesregierung hat sich für letzte­
res entschieden. Sie hat damit ohne Zweifel den schwereren 
Weg gewählt, denn es bedarf größerer Anstrengung, um eine 
Seerechtspolitik aus der Position der Minderheit überzeugend 
zu vertreten, als sich der Staatenmehrheit anzuschließen. Die 
Bundesregierung wird gegenüber der skeptischen Meinung der 
etwa 160 Zeichnerstaaten beweisen müssen, daß sie nicht 
Obstruktion betreibt, sondern eine konstruktive Haltung ein­
nimmt. Dabei muß sie, da ihr in Zukunft das Forum der Vorberei­
tungskommission nicht mehr voll zur Verfügung steht, intensiv 
die Zusammenarbeit in allen Bereichen der Meeresnutzung mit 
den Küstenstaaten auf bilateraler Basis suchen. Nur so ist der 
Nachweis zu erbringen, daß die wissenschaftliche Erforschung 
und die wirtschaftliche Nutzung der Meere für sie einen hohen 
Stellenwert besitzen und auch die Zusammenarbeit mit anderen 
Staaten gesucht wird. Die Gründung der Meereswirtschafts­
kommission und die zur Zeit diskutierte Bildung eines For­
schungsschwerpunktes für marine Geologie sind nationale 
Schritte in die richtige Richtung. International kann an bereits 
bestehende Kooperationsabkommen angeknüpft werden. 
Kritisch angemerkt werden muß jedoch, daß der Entschel-
dungsprozeß so spät durchgeführt wurde. Bereits im Frühjahr 
1982, als die Zeichnung der Seerechtskonvention erstmalig auf 
der Tagesordnung des Bundeskabinetts stand, hätten die Wei­
chen für eine nationale Seerechtspolitik gestellt werden müs­
sen. Die Konzentration der Diskussion auf die letzten Monate 
hat die Entwicklung von jetzt zu präsentierenden nationalen 
Alternativen verhindert. 

Vernachlässigt worden ist die III. UN-Seerechtskonferenz und 
die Konvention auch in den Massenmedien. Dies hat die Ver­
handlungsposition der Bonner Delegation sicher geschwächt. 
Erst in jüngster Zeit sind einige Argumente für und gegen die 
Zeichnung der Seerechtskonvention ausgetauscht worden, wo­
bei die lange währende Abstinenz eine wirklich vertiefte Diskus­
sion verhindert hat. Hier erweist sich das Bild von Golo Mann 
als treffend, die Deutschen seien ein »Landtier«. 

Rüdiger Wolfrum • 
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der w ü n s c h e n s w e r t e n H ö h e von Investitionen i m Bereich des 
Fernmeldewesens. Alle drei Seminare befaßten sich schwer­
punk tmäß ig mi t der umfassenden Bedeutung des Fernmelde­
wesens für die nationale und internationale Entwicklung ein­
schließlich der indirekten positiven Auswirkungen, die zwar 
leicht ersichtlich, aber schwer quantifizierbar sein dürften. 
Diese positiven Auswirkungen eines angemessenen Kommuni­
kationswesens schl ießen verbesserte Effizienz und Produktivi­
tät , Energieeinsparungen sowie die Ausdehnung sozialer, admi­
nistrativer und politischer Beziehungen und Akt ivi tä ten ein — 
sie sind jedoch keineswegs darauf beschränk t . In diesem Zu­
sammenhang wurde die Kommunikations-Infrastruktur als In­
format ions t räger in Ergänzung und Unte rs tü tzung des Trans­
portwesens und der anderen Einrichtungen der Infrastruktur 
(Zivilluftfahrt, Schiffahrt, Meteorologie etc.) und ihre Bedeu­
tung auf kommerziellem Gebiet analysiert. Ebenso wurde das 
Fernmeldewesen in ländl ichen Gebieten untersucht und eine 
Analyse der he rkömml ichen Investitionsmuster unter Heran­
ziehung einer Reihe von Fallstudien vorgenommen. In diesem 
Zusammenhang wurde den besonderen Bedingungen auf dem 
Lande, die neuartige Lösungen erforderlich machen, besondere 
Aufmerksamkeit geschenkt. 
Eine Reihe von Staaten, die an den Seminaren teilnahmen, 
stellten kurz ihre nationalen Erfahrungen dar. Einiges geeig­
nete Material (einschließlich Fallstudien aus einigen Entwick­
lungs ländern) war zuvor schon von der I T U in dem gemeinsam 
mi t der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) vorgelegten Bericht >Das Fernmeldewe­
sen i m Dienste der Entwicklung< veröffentlicht worden. Dieser 
Bericht wurde den Teilnehmern zugänglich gemacht und stellte 
eine Diskussionsgrundlage bezüglich der angemessenen natio­
nalen Pr io r i t ä tense tzung und der Investitionsentscheidungen 
i m Entwicklungsbereich dar. 
Parallel zu jeder dieser Tagungen wurden auch regionalspezifi­
sche Themen diskutiert. Die Schlußfolgerungen der Seminare 
kommen in drei grundlegenden Texten zum Ausdruck: der Er­
k lä rung von San Jose, der Erk lä rung von Lome und der Erklä­
rung von Kuala Lumpur. Diese Deklarationen wurden Regie­
rungen und Fernmeldeagenturen, wissenschaftlichen Einrich­
tungen und Organisationen der Industrie, UN-Organen, einer 
Reihe von regionalen Organisationen, Banken und Körper­
schaften zugänglich gemacht. 

Pilotprojekte 

Pilotprojekte wurden nach ihrer Anwendbarkeit auf mehrere 
Länder zugleich ausgewähl t . Unter den etlichen i m Laufe des 
Weltkommunikationsjahres geplanten und durchgeführ ten Pro­
jekten war die Ausbildung von Personal das Hauptfeld der 
Zusammenarbeit zwischen Gebern und Empfängern . Durch 
fünf Ausbildungsstipendien konnten vier Kandidaten aus afri­
kanischen Lände rn und einer aus der Arabischen Republik 
Jemen an einem internationalen Management-Programm teil­
nehmen, das für Lände r bestimmt war, die sich mi t ausgedehn­
ten P länen zur Entwicklung ihres Fernmeldenetzes trugen. Die 
Vereinigung von Herstellerfirmen des Fernmeldewesens in den 
Vereinigten Staaten beteiligte sich in Zusammenarbeit mit ei­
ner Reihe einzelner Unternehmen mi t mehr als 150 000 US-Dol­
lar i n Form von Stipendien an einem Programm, das sich an 
Planer und Leiter von Ausbi ldungs lehrgängen aus Entwick­
lungs ländern richtete, die bei Rückkehr in ihre jeweiligen Län­
der Ausbildungszentren aufbauen sollen. 
Das Unternehmen ITT förderte eine Reihe von Studien, die sich 
auf die Einführung von Digitaltechniken i m Fernmeldenetz be­
zogen. Ziel der Studien, die bis Mitte 1985 fertiggestellt sein sol­
len, ist es, Know-how zu vermitteln und Verfahren aufzuzeigen, 
die die Erarbeitung einer optimalen Strategie für die Phase des 
Übergangs vom Analog- zum Digitalsystem ermögl ichen sol­
len. 
In Anbetracht des Mangels an qualifizierten Übermi t t lungs­
technikern in vielen ihrer Mitgl iedsländer beschloß die Arabi­

sche Fernmelde-Union, zusammen mi t der I T U ein Werkstattse­
minar in Amman durchzuführen. 20 junge Ingenieure aus 14 
Lände rn des Nahen und Mitt leren Ostens nahmen teil. I n der 
asiatisch-pazifischen Region regte die für das Fernmeldewesen 
verantwortliche Regie rungsbehörde Sri Lankas ein Projekt an, 
das auf den Aufbau eines integrierten ländl ichen Fernmelde­
netzes i m Gebiet von Hettipola abzielte. Das Projekt bestand in 
der Bereitstellung und Montage von Ausrüs tungen . FINNIDA, 
die Entwicklungsagentur Finnlands, e rk lä r t e sich bereit, die 
Kosten des Projekts, die auf 580 000 Dollar geschätz t werden, zu 
tragen; die finnische Firma Nokia liefert die Ausrüs tung . 
Man könn te noch viele Beispiele dieser A r t aufführen, aber ich 
möchte mich nun dem deutschen Beitrag zum Programm des 
Weltkommunikationsjahres zuwenden. 

Der Beitrag der Bundesrepublik Deutschland 

Es wurden etwa 30 Seminare, Symposien, Leh rgänge und Werk­
stattseminare organisiert, an denen insgesamt 600 Teilnehmer 
aus 80 Lände rn teilnahmen. Fü r 13 internationale Seminare 
wurden 20 Referenten zur Verfügung gestellt; 32 Experten wur­
den zu 21 Kurzzeit-Missionen entsandt; auf dem Gebiet der 
Ausbildung und Planung i m medienpolitischen Bereich wurden 
sechs Studien erstellt. Lehrgangsmaterial für das TETRAPO-
Projekt 4 wurde erarbeitet und technische Literatur auf dem 
Gebiet des Fernmeldewesens und der Massenkommunikation 
zur Verfügung gestellt. Neun spezielle Akt ivi tä ten i m Bereich 
der Öffentl ichkeitsarbei t e rgänz ten den deutschen Gesamtbei­
trag, einschließlich der Produktion des Films >Kommunikation 
für alle< zum Weltkommunikationsjahr und der Verleihung ei­
nes Preises für Forschungsarbeiten auf dem Gebiet der techni­
schen Kommunikation, der Förderung internationaler Ama­
teur funkakt iv i t ä ten und der Teilnahme an dem vom jordani­
schen Fernsehen koordinierten weltweiten Fernsehprogramm 
zum Weltkommunikations j ä h r am 10. August 1983. 
A l l diese Akt iv i tä ten zielten darauf ab, die Entscheidungsbefug-
ten und das mi t der Durchführung betraute Personal mi t Infor­
mationen übe r die Bedeutung des Nachrichtenwesens (Post, 
Fernmeldewesen, Radio und Fernsehen) für die wirtschaftliche, 
soziale und politische Entwicklung zu versorgen. Die Betonung 
lag dabei auf Kommunikationspolitik, Management und Pla­
nung, neuen Technologien und — insbesondere i m Hinblick auf 
die zahlreichen weltweiten und regionalen Funkverwaltungs­
konferenzen — auf Frequenzeinteilung und Monitordiensten. 
Zwei weitere Seminare über die Planung von Fernmeldenetzen 
in abgelegenen ländl ichen Gebieten sollen noch vom National­
komitee der Bundesrepublik Deutschland i n Zusammenarbeit 
mi t der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für 
Afr ika und der I T U organisiert werden. 

Der Gesamtbeitrag der Bundesrepublik Deutschland wi rd auf 
etwa 5,4 M i l l D M geschätzt . »Mit diesem Beitrag«, so Heinrich 
Venhaus vom Bundesministerium für das Post- und Fernmelde­
wesen, »hat die Bundesrepublik Deutschland ihre Verpflichtun­
gen als bedeutendes Industrie- und Exportland erfüllt und ihre 
Rolle bei der Förderung der internationalen Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet des Nachrichtenwesens unters t r ichen.« »Das 
Weltkommunikationsjahr 1983«, fügte er hinzu, »war eine Her­
ausforderung an alle Betroffenen in den Entwicklungs- wie 
auch in den Indus t r ie ländern , gemeinsam die Rahmenbedin­
gungen für eine dynamische Entwicklung von Infrastrukturen 
für das Nachrichtenwesen zu schaffen.« 

Das Weltkommunikationsjahr — Beginn, nicht Abschluß! 
Obwohl es noch nicht möglich ist, die Ergebnisse des Weltkom­
munikationsjahres volls tändig zu evaluieren — noch immer 
treffen Berichte von Mitgliedstaaten über die im nationalen 
Rahmen erzielten Resultate ein —, zeigt eine erste Einschät­
zung der Ergebnisse, daß mi t dem Weltkommunikationsjahr bei 
denen, die es am meisten angeht, ein Prozeß eingesetzt hat, sich 
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der Wichtigkeit von Kommunikations-Infrastrukturen für die 
sozio-ökonomische Entwicklung und die dazugehör igen Sach­
verhalte bewußt zu werden. 
Selbs tvers tändl ich w ä r e es vermessen anzunehmen, daß ein 
Weltkommunikationsjahr aus sich heraus schon eine endgül­
tige Antwor t auf die d rückenden Probleme hä t t e geben können , 
denen wi r uns bei dem Versuch, zufriedenstellende Kommuni­
kations-Infrastrukturen zu schaffen, gegenübersehen ; doch es 
war ein Schritt in die richtige Richtung. M i t Hilfe eines wohl­
ausgewogenen Programms und von modellhaften Pilotprojek­
ten trug das Jahr dazu bei, ein Kl ima zu schaffen, das einer 
aktiveren und wirksameren Verfolgung des Zieles, das Fern­
meldewesen angemessen zu entwickeln, dienlich ist. 

Die volle Wirksamkeit des 1983 eingeleiteten Prozesses jedoch 
w i r d erst i n den n ä c h s t e n Jahren spü rba r werden. 

Anmerkungen 

1 Hans d'Orville, Internationale Tage, Wochen, Jahre und Jahrzehnte der Ver­
einten Nationen. Abgenutzes Instrumentarium oder notwendiger Resonanz­
boden internationaler Politik?, VN 2/1983 S. 37 ff. 

2 Siehe hierzu auch die Beiträge in VN 6/1983 von Bernhard Streck, Bilder 
und Trugbilder im interkulturellen Verständnis, S. 174 ff.; Richard Dill, Zwi­
schen Freiheit und Gleichgewicht. Stolpersteine auf dem Wege zu einer 
Neuen Weltinformations- und Kommunikationsordnung, S. 179 ff.; Barthold 
C. Witte, Medienförderung in der Dritten Welt, S. 184 ff. 

3 Zur ITU siehe Gert Hausmann, Die Internationale Fernmelde-Union, VN 21 
1979 S. 57 ff. 

4 >Teletraffic Engineering Project< der ITU. 

Die Vereinten Nationen für konstruktive Lösungen nutzen 
Bericht des Generalsekretärs über die Arbeit der Organisation an die 39.Generalversammlung 

Nach einer fast dreijährigen Tätigkeit als Generalsekretär der Ver­
einten Nationen bin ich mehr denn je davon überzeugt, daß diese 
Organisation als ein Treffpunkt zur Abstimmung der Bemühungen 
der einzelnen Nationen erhalten und gestärkt werden muß. Ich 
glaube auch, daß die gesamte Menschheit letztlich nur dann auf die 
Dauer und unter erträglichen Bedingungen weiterleben wird, wenn 
es uns gelingt, die Ziele und Grundsätze der Charta der Vereinten 
Nationen zur Grundlage der normalen ständigen Beziehungen zwi­
schen Staaten und Völkern zu machen. Am Vorabend des vierzig­
sten Jahrestags der Gründung der Vereinten Nationen möchte ich 
mich in diesem meinem dritten Tätigkeitsbericht mit den Grundvor­
aussetzungen unserer Arbeit in den Vereinten Nationen befassen, 
in der sich der Gedanke eines multilateralen Vorgehens praktisch 
niedergeschlagen hat. Ursprünglich sollten die Vereinten Nationen 
einen Rahmen bilden, in dem Staaten und Regierungen unter­
schiedlicher Grundüberzeugungen von sich aus Lösungen für inter­
nationale Probleme finden und erforderlichenfalls gemeinsam das 
Nötige zur Verwirklichung dieser Lösungen veranlassen konnten, 
statt miteinander in Streit zu geraten. Ihr Hauptziel war und ist, wie 
es in der Präambel zur Charta heißt, »unsere Kräfte zu vereinen, 
um den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu wahren«. 
Dem lag vor allem die Erwartung zugrunde, daß alle Nationen ein 
vitales, gemeinsames Interesse am Frieden und an einer ausgewo­
genen und gerechten Weltordnung haben und bereit sein würden, 
für dieses Ziel miteinander zusammenzuarbeiten. 
Leider hat die Nachkriegsgeschichte der internationalen Beziehun­
gen bisher gezeigt, daß das gemeinsame Interesse am Frieden und 
an der Sicherheit sich meist nur dann zu bestätigen schien, wenn 
die Dinge ein äußerst kritisches Stadium erreicht hatten. Solange 
dieses Stadium nicht erreicht ist, zeigt sich, daß kurzfristiges natio­
nales Interesse und kurzfristiger nationaler Opportunismus eher 
stärker sind als das gemeinsame Interesse. Wir sind noch sehr weit 
davon entfernt, daß die Grundsätze der Charta von allen als die 
Regeln akzeptiert werden, die von allen Regierungen in ihren inter­
nationalen Beziehungen jederzeit befolgt werden müssen. 
Unter diesen Umständen ist es paradox, daß wir auf der einen Seite 
durch die Realitäten der heutigen Welt immer mehr dazu gedrängt 
werden, unsere Probleme mit multilateralen Methoden zu behan­
deln und daß durch diese Gegebenheiten die Aussichten auf Wachs­
tum und Entwicklung durch multilaterales Vorgehen gestiegen sind, 
daß auf der anderen Seite jedoch die Regeln, Instrumente und 
Modalitäten dieser multilateralen Zusammenarbeit immer häufiger 
in Frage gestellt werden. Es kommt zuweilen auch vor, daß man 
sich offenbar nur sehr ungern der Mühe unterzieht, die internatio­
nalen Organisationen sinnvoll zu nutzen. 

So war das letzte Jahr ein Jahr der Spannungen zwischen den Groß­
mächten, die durch das Ausbleiben von Fortschritten im Bereich 
der Abrüstung und Rüstungskontrolle noch verstärkt wurden, was 
dann zu noch größerer Furcht vor einer nuklearen Konfrontation 
führte; in mehreren Teilen der Welt war es ein Jahr der Gewalt oder 
der Androhung von Gewalt; trotz eines Wiederaufschwungs in be­
stimmten Industrieländern war es ein Jahr weiterer wirtschaftli­
cher Schwierigkeiten und ein Jahr, in dem sich die Situation vieler 
Entwicklungsländer noch verschlimmert hat; in mehreren Regionen 
war es ein Jahr der Dürre und Jer Hungersnot, und schließlich war 
es ein Jahr, in dem man versuchte, wichtige Probleme in einer 
Weise zu umgehen, die auf lange Sicht wahrscheinlich nur zu noch 
größerer Enttäuschung und Bitterkeit führt. Praktisch gibt es kein 
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einziges Beispiel, das gezeigt hätte, daß diese Probleme durch rein 
bilaterale oder gar unilaterale Anstrengungen erfolgreich gelöst 
werden könnten. 
Warum hat man sich vom internationalen und vom multilateralen 
Vorgehen ausgerechnet dann zurückgezogen, als sowohl die weltpo­
litischen als auch die weltwirtschaftlichen Fakten viel eher eine 
Stärkung dieses über die eigenen Grenzen hinausgehenden multila­
teralen Vorgehens zu fordern schienen? Wir müssen dieser Frage 
sehr gründlich nachgehen, wenn wir unsere Institutionen wirksa­
mer und erfolgreicher machen wollen. Ich hoffe sehr, daß die Poli­
tikwissenschaftler und geistig interessierten Kreise in der ganzen 
Welt ebenso wie die führenden Politiker und Diplomaten den vier­
zigsten Jahrestag der Gründung der Vereinten Nationen zum Anlaß 
nehmen werden, über dieses so wichtige Problem nachzudenken. 

• • • 

Nach dem Zweiten Weltkrieg gab es zugegebenermaßen eine gewiß 
allzu erwartungsvolle Haltung gegenüber internationalen Institutio­
nen, die aus dem verzweifelten Wunsch nach einer neuen und besse­
ren Welt entstanden war. Damals schien es möglich, sich vor allen 
anderen Aufgaben dem Aufbau eines Systems zur Wahrung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit auf der Basis der 
Charta der Vereinten Nationen zu widmen. Wenn sich ein solches 
System bewährte, so hoffte man, würde das Haupthindernis für 
Abrüstung und Rüstungsbegrenzung, das unbefriedigte Sicherheits­
bedürfnis der einzelnen Nationen, aus der Welt geschafft sein und 
würde die Rechtsstaatlichkeit, d. h. die Vorherrschaft des Rechts vor 
der Macht, sich endlich auch auf internationaler Ebene zu verwirk­
lichen beginnen. Bei ausreichendem Erfolg eines solchen Zusam­
mengehens wäre die so entstehende Weltgemeinschaft in der Lage 
gewesen, ihre Angelegenheiten vernünftig und im wohlverstande­
nen Eigeninteresse gemeinsam zu regeln. Auch gerechte wirtschaft­
liche Institutionen und stetige Fortschritte auf dem Gebiet der 
sozialen Gerechtigkeit und der Menschenrechte sollten zu diesem 
System gehören. 
Was ist mit dieser großartigen Vision geschehen? Sie wurde nur 
allzu bald von Meinungsverschiedenheiten der Großmächte über­
schattet. Zusammen mit der Erfindung der Atomwaffen entstand 
eine neue Sicherheitsdoktrin, die von der Abschreckung ausging 
und an die man bei Abfassung der Charta noch nicht gedacht hatte. 
Außerdem zeigte sich, daß die Welt sehr viel komplexer und sehr 
viel unbotmäßiger war, als man in San Franzisko gehofft hatte. Die 
Probleme des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit der 
Nachkriegszeit waren nicht so eindeutig faßbar, wie man erwartet 
hatte, und eigneten sich nicht so gut für das von der Charta ins 
Auge gefaßte internationale Vorgehen. Weit davon entfernt, nach 
dem Zweiten Weltkrieg langsam zur Ruhe zu kommen, nahmen die 
Kräfte des Nationalismus und die Angst um die nationale Sicher­
heit bald wieder kräftig zu. Da die internationale Gemeinschaft 
viele ihrer — sowohl politischen wie wirtschaftlichen — Probleme 
nicht lösen konnte, selbst wenn sie sich im Prinzip über die er­
wünschte Lösung einig war, kam es langsam dazu, daß man die Ver­
einten Nationen umging und zu anderen Maßnahmen — wie zu 
Gewalt, zu unilateralem Vorgehen oder zur Konfrontation von Mil i ­
tärbündnissen — Zuflucht nahm, wodurch man sich dann noch 
weniger auf die Vereinten Nationen verließ. 
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Es wäre jedoch ein schwerer Fehler, wenn man jetzt rückblickend 
das unterschätzen oder einfach für selbstverständlich halten wollte, 
was das System der Vereinten Nationen geleistet hat und immer 
noch leistet. In einer Zeit revolutionärer Wandlungen hat es sogar 
außerordentlich viel zur Verbesserung der menschlichen Verhält­
nisse beigetragen. 
Im Prozeß der Entkolonisierung, der Hunderten von Millionen von 
Menschen die Unabhängigkeit brachte, haben die Vereinten Natio­
nen eine entscheidende Rolle gespielt. Der Sicherheitsrat hat in der 
Zeit seines Bestehens viele der schwierigeren Konflikte dieser Welt 
behandelt und ist in sehr vielen Fällen grundsätzlich zu einer For­
mel gelangt, von der man bei der Lösung dieser Probleme ausgehen 
könnte. Er hat auch zahlreiche Maßnahmen zur Konfliktbegren­
zung und Konfliktkontrolle ergriffen. In einer Reihe von kritischen 
Gebieten konnte durch Friedenssicherungsoperationen mit Erfolg 
die Gewaltanwendung unter Kontrolle gebracht werden. Wir sollten 
auch nicht vergessen, daß trotz einer Reihe von regionalen Kon­
flikten die Eskalation dieser Konflikte zu einem Weltkonflikt ver­
hindert wurde. Selbst bei der schwierigsten Frage der Abrüstung 
und Rüstungsbegrenzung konnte faktisch in einer Reihe von Fällen 
Einigung erzielt werden. 
Das Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) ist 
zusammen mit den Sonderorganisationen zu einer äußerst wichti­
gen Quelle der wirtschaftlichen und technischen Hilfeleistung an 
die Entwicklungsländer geworden. Das Kinderhilfswerk der Verein­
ten Nationen (UNICEF) hat Millionen von Kindern und Müttern 
Leben und Hoffnung gebracht und ist führend bei der Förderung 
von technischen Fortschritten und Fortschritten in der Verbreitung 
von Kenntnissen und Verhaltsweisen, die für Kinder in Asien, 
Afrika und Lateinamerika praktisch so etwas wie eine Revolution 
im Überleben mit sich bringen können. Auch die Sonderorganisatio­
nen haben in all ihren vielfältigen Tätigkeitsbereichen jeweils wich­
tige Beiträge zur Linderung weltweiter Probleme geleistet. 
Die Vereinten Nationen haben ferner maßgebende Definitionen der 
Grundrechte und Grundfreiheiten erarbeitet, an denen alle Men­
schen teilhaben sollten. Ihnen ist auch das Zustandekommen der 
Seerechtskonvention zu verdanken, die eine weitgehend akzeptierte 
Neuordnung der Weltmeere aufstellt. Von den Vereinten Nationen 
wurde in den letzten 40 Jahren mehr für die Kodifizierung des Völ­
kerrechts getan als in der gesamten früheren Geschichte der 
Menschheit. Millionen von Flüchtlingen haben durch Rechtstexte 
und durch Einrichtungen der Vereinten Nationen Schutz und Hilfe 
erhalten; internationale humanitäre Maßnahmen und Anteilnahme 
sind in einem noch nie dagewesenen Ausmaß mobilisiert worden; 
für viele der kritischsten Probleme unserer Zeit sind Grundsätze für 
ihre Behandlung aufgestellt worden, und den Regierungen und Völ­
kern der Welt ist durch die großen, unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen stehenden und von ihnen geförderten interna­
tionalen Konferenzen und Programme — zuletzt durch die Interna­
tionale Bevölkerungskonferenz im August dieses Jahres — die Be­
deutung dieser Probleme oft erst bewußt geworden. 
Al l dies war überhaupt erst durch eine multilaterale Struktur der 
Zusammenarbeit möglich. In manchen Situationen sind die Verein­
ten Nationen oder der Generalsekretär auch weiterhin unentbehr­
lich, wenn überhaupt Gespräche zwischen den verschiedenen Par­
teien stattfinden sollen. Ich denke zum Beispiel an Zypern, um das 
ich mich im Augenblick in einem neuen Anlauf auf der Suche nach 
einer gerechten Lösung bemühe; ich denke an Afghanistan, an den 
Krieg zwischen dem Iran und dem Irak und an Südostasien. Wie 
wichtig die Bemühungen um das Zustandekommen eines Friedens 
(peace-making) oder um die Absicherung einer Waffenruhe (peace­
keeping) sind, würde man sehr schnell merken, wenn diese Bemü­
hungen plötzlich aufhören sollten. Wenn wir von unseren Pro­
blemen sprechen, müssen wir unbedingt auch an die positive Seite 
der Bilanz der Vereinten Nationen denken und politisch motivierte 
Kr i t ik im rechten Zusammenhang sehen. 

Trotz aller Erfolge der letzten Jahrzehnte — und es gab in der Tat 
große Erfolge — bleibt allerdings die Tatsache bestehen, daß die 
drei Hauptelemente einer stabilen internationalen Ordnung — ein 
akzeptiertes System zur Wahrung des Weltfriedens und der interna­
tionalen Sicherheit, die Abrüstung und die Rüstungsbegrenzung 
und schließlich die schrittweise Entwicklung eines gerechten und 
funktionierenden Systems für die internationalen Wirtschaftsbezie­
hungen — sich noch nicht so fest etabliert haben, wie dies zu wün­
schen wäre. 
Auch wenn es um die allerwichtigsten Probleme geht, die unzählige 
Menschen angehen, erleben wir oft eher überhitzte Redeschlachten 
als ein vernünftiges, kooperatives Vorgehen. In einer solchen Atmo­
sphäre, die keineswegs nur auf die Vereinten Nationen beschränkt 
ist, ist es recht bequem, die Vereinten Nationen zur Zielscheibe der 
Kr i t ik zu machen, statt sie zur Erarbeitung konstruktiver Lösungen 
zu nutzen. 

In unüberbietbarer Weise spiegeln die Vereinten Nationen die Er­
wartungen und Enttäuschungen zahlreicher Nationen und Gruppen 
der ganzen Welt wider. Eines ihrer großen Verdienste besteht darin, 
daß sich in ihnen alle Nationen — auch die schwachen, die unter­

drückten und die Opfer von Ungerechtigkeiten — Gehör verschaf­
fen und trotz der harten Realität der Machtpolitik zu Wort kommen 
können. Jede gerechte Sache, auch wenn sie fast verloren und ver­
gessen scheint, kann in den Vereinten Nationen einen Fürsprecher 
finden. Davon sind dann nicht immer alle angetan, aber dies ist ein 
wichtiger Wesenszug der Vereinten Nationen. 
Was wir uns angesichts der bisherigen Erfahrungen fragen müssen, 
ist, ob sich die heutigen Verfahren der Vereinten Nationen in allen 
Fällen wirklich am besten dazu eignen, konkrete und gerechte Lö­
sungen herbeizuführen und das Vertrauen in eine Organisation zu 
stärken, der es in erster Linie um Universalität geht. Wenn die Kon­
frontation in den beratenden Organen von der einen oder der ande­
ren Seite zu weit getrieben wird, wird ein denkbarer Konsens 
unmöglich gemacht, der die Ausgangsbasis für praktische Maßnah­
men liefern könnte. Wer ein gerechtes Ziel verfolgt, so groß auch die 
Schwierigkeiten sein mögen, hat immer meine volle Sympathie. Zu 
unser aller Bestem und auch zum Besten der Vereinten Nationen 
sollten wir jedoch sehr sorgfältig prüfen, wie unsere Organisation 
einem solchen Ziel am besten und unter größtmöglicher Einhaltung 
der Regeln dienen kann. Die Vereinten Nationen sind ein gutwilli­
ges und geduldiges Pferd, man sollte es jedoch nicht zu Tode reiten, 
ohne vorher die Folgen zu bedenken. 
Wir sollten uns davor hüten, die Grenzen zwischend den verschie­
denartigen, jeweils ganz spezifischen Aufgaben der Hauptorgane 
und der Sonderoganisationen dadurch zu verwischen, daß wir sie 
als beliebig untereinander austauschbare Foren zur Verfolgung ein 
und derselben politischen Ziele sehen. Jedes Problem muß in erster 
Linie nach seinem eigenen Sachgehalt und in seinem eigenen Kon­
text behandelt werden. Andernfalls kann es passieren, daß der 
gesamte politische Körper der Vereinten Nationen vom selben Fie­
ber befallen wird, das ein oder zwei einzelne Fragen gepackt hat. 
Daß Resolutionen nicht durchgeführt werden und daß ihre Zahl 
überhand nimmt, wirkt weiter darauf hin, daß die einzelnen Regie­
rungen und die Öffentlichkeit die Beschlüsse der Vereinten Natio­
nen nicht mehr ganz ernst nehmen. Oft kommt bei all dem nur her­
aus, daß der Generalsekretär ersucht wird, bis zur nächsten Tagung 
abermals einen weiteren Bericht auszuarbeiten und daß man da­
durch abermals wieder in der Sackgasse stecken bleibt, aus der man 
nur durch staatliche und zwischenstaatliche Maßnahmen heraus­
kommen kann. Diese Vorgehensweise — und die fast automatische 
Wiederaufnahme bestimmter Tagesordnungspunkte und bestimm­
ter Debatten — kostet sowohl durch die Zahl und Dauer der Sitzun­
gen als auch durch die Zahl und den Umfang der Dokumente 
sowohl Geld als Zeit und führt oft nicht einmal zu irgendwelchen 
praktischen Ergebnissen. Tendenzen dieser Ar t lähmen meiner 
Meinung nach die Vereinten Nationen bei ihren Bemühungen um 
die Sache des Friedens und der wirtschaftlichen Zusammenarbeit. 
Ich hoffe, daß sich die Mitgliedstaaten auch schon während der 
bevorstehenden Tagung der Generalversammlung ernsthaft mit der 
Frage befassen werden, wie wir am besten zur Sache und zu kon­
kreten Ergebnissen kommen können. 

In meinem ersten Jahresbericht vor zwei Jahren habe ich einige 
Vorschläge zur Beantwortung der Frage gemacht, wie man das mit 
der Charta geschaffene System zur Wahrung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit funktionsfähiger machen könnte. 
Der Sicherheitsrat hat sich zwar im Rahmen von ideenreichen Kon­
sultationen viele Stunden mit diesen und ähnlichen Fragen befaßt, 
doch stehen konkrete Ergebnisse noch aus — zu denen der Anstoß 
von allerhöchster politischer Ebene erfolgen muß. Ich glaube, daß 
sich die Möglichkeiten der Vereinten Nationen nur dann voll aus­
schöpfen lassen, wenn ihre Mitglieder bereit sind, auch tatsächlich 
etwas zu tun, um neue Wege und Methoden zu versuchen. 
Die Möglichkeiten eines gemeinsamen Vorgehens und einer ge­
meinsamen Einflußnahme, die dem Sicherheitsrat offen stehen, 
sind in den letzten Jahren nur unzureichend ausprobiert worden. Es 
gibt wichtige Fragen, in denen die Ratsmitglieder — auch die Stän­
digen Mitglieder — im wesentlichen ähnliche Auffassungen haben. 
Dennoch wird der Rat durch andere Faktoren, die mit diesen Pro­
blemen gar nicht unmittelbar zusammenhängen, daran gehindert, 
seinen kollektiven Einfluß, wie in der Charta vorgesehen, geltend zu 
machen. 
Dieselben Überlegungen gelten für den Bereich der Friedenssiche­
rung. Häufig werden wir gedrängt, die Friedenssicherungskapazitä­
ten der Vereinten Nationen auszubauen, wobei vorausgesetzt wird, 
daß sich diese Frage ohne Rücksicht auf die politischen Beziehun­
gen zwischen den Mitgliedstaaten und insbesondere zwischen den 
Mitgliedern des Sicherheitsrats behandeln läßt. In jüngster Zeit 
haben wir etliches darüber gelernt, was Friedenssicherung ist und 
was sie nicht ist, doch kommt es vor allem darauf an, das grundle­
gende Problem beim Namen zu nennen. Friedenssicherung (peace­
keeping, als Absicherung einer Waffenruhe) ist der Ausdruck eines 
internationalen politischen Konsenses und politischen Willens. 
Wenn dieser Konsens oder Wille schwach und unsicher ist, wenn 
sich die Beteiligten uneinig sind oder wenn es ihnen an Entschlos­
senheit fehlt, werden auch die Friedenssicherungsoperationen ent-
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sprechend geschwächt. Es gibt Fälle, wo es die Meinungsverschie­
denheiten zwischen den Mitgliedern des Sicherheitsrats sogar un­
möglich machen, überhaupt irgendwelche Friedenssicherungsmaß­
nahmen zu organisieren. Die stärkste Friedenssicherungsoperation 
wäre diejenige, die von allen Mitgliedern der Vereinten Nationen 
politisch, diplomatisch und finanziell rückhaltlos unterstützt würde 
und an der sich die Ständigen Ratsmitglieder im Auftrag des Rates 
sogar aktiv beteiligen würden. Dergleichen mag zur Zeit unreali­
stisch erscheinen, doch ist es auch die politische Wahrheit, die de 
facto für alle noch so verschiedenartigen Tätigkeiten der Vereinten 
Nationen gilt. 
Ich habe hier das Beispiel der Friedenssicherung angeführt, um zu 
verdeutlichen, wie es kommt, daß der internationale Lösungsweg 
für Probleme in den Augen der Öffentlichkeit an Glaubwürdigkeit 
verliert. Die Absicherung einer Waffenruhe durch Friedenssiche­
rungsoperationen (peace-keeping) ist sogar eine der relativ erfolg­
reichen Erfindungen der Vereinten Nationen. Wenn diese Technik 
jedoch in einer Situation, in der sie ganz offensichtlich nötig ist, 
nicht angewandt werden kann, weil sich die Mitglieder des Sicher­
heitsrats in dieser Sache nicht einig sind, gelangt die Öffentlichkeit 
im allgemeinen zu dem Schluß, daß mit den Vereinten Nationen und 
mit dem gesamten Konzept eines internationalen Vorgehens etwas 
nicht stimmt. Eine solche Schlußfolgerung ist natürlich einfacher 
als eine Analyse von miteinander im Widerstreit stehenden Positio­
nen und Motiven von Mitgliedstaaten, die die wahre Ursache für die 
steckengebliebenen Versuche und für das Unvermögen der Verein­
ten Nationen sind, zu handeln oder zu reagieren. 
Auch ich habe keine Patentlösungen für dieses Problem anzubieten. 
Natürlich würde eine radikale Verbesserung des internationalen 
politischen Klimas völlig andere Voraussetzungen schaffen, doch 
können wir schließlich nicht mit Wundern rechnen. Wenn wir je­
doch davon ausgehen, daß unser gemeinsames und einvernehmli­
ches Ziel das Überleben der Menschheit unter halbwegs annehmba­
ren Bedingungen ist, können wir uns in der Zwischenzeit vielleicht 
mit einigen Ideen befassen, mit denen sich die derzeitige Lage 
wenigstens etwas verbessern läßt. 
Zu verschiedenen Problemen — wie beispielsweise zur Situation im 
Libanon und zum Nahostproblem — habe ich selbst einige Ideen 
und Vorschläge vorgebracht, die bisher allerdings auf gemischte 
Reaktionen gestoßen sind. Wie ich feststellen muß, neigt man zur 
Zeit eher dazu, bilaterale oder unilaterale Maßnahmen zu ergreifen 
bzw. überhaupt nichts zu unternehmen, obwohl dem bilateralen 
oder unilateralen Vorgehen in den meisten Fällen nicht allzuviel 
Erfolg beschieden zu sein scheint. Dies ist auch nicht verwunder­
lich, denn die Beilegung der meisten Streitigkeiten, mit denen wir 
irgendwo auf diesem Globus zu tun haben, erfordert naturgemäß 
intensive Bemühungen um einen weitreichenden Konsens, wenn 
die Lösungen von Dauer sein sollen. 
Sehen wir uns die geschilderte Tendenz anhand konkreter Bei­
spiele an. So hoffe ich zum Beispiel sehr, daß es auf dem Weg zur 
Unabhängigkeit Namibias auf der Grundlage des Plans der Verein­
ten Nationen zu echten — schon längst fälligen — Fortschritten 
kommt. Ebenso hoffe ich, daß es in den nächsten Monaten zu der 
uneingeschränkten und konkreten Unterstützung und den positiven 
Maßnahmen kommt, die unbedingt notwendig sind, wenn die uner­
müdlichen Bemühungen der Contadora-Gruppe um die Herbeifüh­
rung des Friedens in Mittelamerika Erfolg haben sollen. 
Bei zahlreichen Konflikten werden ungehemmt Anschuldigungen 
und Gegenanschuldigungen über einen Sachverhalt vorgebracht, 
der für die meisten von uns undurchsichtig und kompliziert ist. Was 
könnte es schon schaden, eine Delegation der Vereinten Nationen 
zur Klärung der Lage und zur Ermittlung der Tatsachen an Ort und 
Stelle zu entsenden? Eine solche Klärung der Lage durch objektive 
Beobachter könnte gewiß zur Verminderung der internationalen 
Spannungen und zur Untermauerung anderer Bemühungen beitra­
gen. Sollten wir uns in einer gegebenen Situation nicht vor allen 
Dingen fragen, welche konkreten, konstruktiven Schritte wir ergrei­
fen könnten, statt zunächst einmal nach lauter weit hergeholten 
Gründen dafür zu suchen, daß wir diese Schritte nicht unternehmen 
können. 
Vor allem anderen müssen wir erneut den Gedanken der Charta zu 
verankern suchen, demzufolge Bedrohungen des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit, welche Gründe sie auch haben und 
wo immer sie auch auftreten mögen, wichtiger sind als alle ideologi­
schen und sonstigen Meinungsverschieder heiten zwischen den 
Staaten, und alle Staaten dazu verpflichten, sich zu einigen und 
gemeinsam vorzugehen. Einige Situationen — so wi l l es die Charta 
— erfordern eindeutig, daß sich der Sicherheitsrat ohne Rücksicht 
auf politische Meinungsverschiedenheiten sofort mit ihnen befaßt 
und sofort entsprechende Maßnahmen ergreift. Eine solche Situa­
tion ist zweifellos dann gegeben, wenn die Grenzen eines Staates 
verletzt worden sind und der betreffende Staat die Vereinten Natio­
nen zum Eingreifen auffordert. 

« • » 

Im Bereich der Rüstungsbegrenzung und Rüstungsreduzierung 
kann es selbstverständlich zu keinen nennenswerten Fortschritten 
kommen, solange sich das internationale Klima nicht wesentlich 

bessert. Gerade hier kommt es jedoch in entscheidendem Maße dar­
auf an, daß die Möglichkeiten, die multilaterale und bilaterale Ver­
handlungen bieten, in vollem Umfang genutzt werden — nicht nur, 
damit alle Seiten die Gründe für bestimmte militärische Verteidi-
gungs- und Verhandlungspositionen besser verstehen, sondern da­
mit es zu Übereinkommen über eine nicht nur formelle, ausgewo­
gene Rüstungsregulierung und zu Abrüstungsvereinbarungen 
kommt. Im vergangenen Jahr waren kaum Fortschritte in dieser 
Richtung zu erkennen und feierte das Wettrüsten sowohl qualitativ 
als auch quantitativ neue Urstände. 
Realistischerweise müssen wir zugeben, daß die nukleare Abrü­
stung in erster Linie von der Einigung zwischen den Kernwaffen­
staaten, allen voran zwischen den beiden mächtigsten unter ihnen, 
abhängt. Ebenso gilt, daß ein Erfolg oder Mißerfolg in den Bemü­
hungen um die Reduzierung des vorhandenen Kernwaffenarsenals 
äußerst gravierende Folgen für die Zukunft der gesamten Völkerge­
meinschaft haben kann. In der nuklearen Abrüstung lediglich einen 
für die Beziehungen zwischen den Nuklearmächten und ihren Al l i ­
ierten wichtigen Faktor zu sehen, hieße der weitreichenden und 
schweren Verantwortung nicht gerecht zu werden, die der Besitz 
von Nuklearwaffen mit sich bringt. Es ist auch bedauerlich und mei­
nes Erachtens völlig unnötig, daß wir zulassen, daß der Verlauf der 
Abrüstungsverhandlungen über all die vielen Einzelfragen, die in 
den multilateralen Foren behandelt werden, weitgehend von Span­
nungen bestimmt wird, die völlig andere Ursachen haben. Statt des­
sen könnten Fortschritte bei den auf der Tagesordnung der Gene­
ralversammlung und ihrer Nebenorgane stehenden Fragen, insbe­
sondere bei den zur Zeit von der Abrüstungskonferenz erörterten 
Problemen, zu einer Wiederherstellung des Vertrauens und zur Ver­
besserung der so wichtigen bilateralen Beziehung beitragen, die 
einen so gewichtigen Einfluß auf das weltpolitische Klima hat. 
Gerade in einer Zeit der Spannungen ist es besonders wichtig, daß 
es einen multilateralen Apparat gibt, in dem die Nationen ungeach­
tet ihrer unterschiedlichen Auffassungen zu einem Dialog und zu 
ernsthaften Verhandlungen zusammenkommen können, sei es in 
der Generalversammlung, im Sicherheitsrat oder in der Genfer Ab­
rüstungskonferenz. Diese Abrüstungskonferenz bietet sowohl den 
Kernwaffenstaaten wie den Nichtkernwaffenstaaten die Möglich­
keit, in so lebenswichtigen Fragen wie Maßnahmen zur Verhütung 
eines Atomkriegs, dem Verbot von Kernwaffenversuchen, der Ver­
hinderung eines Wettrüstens im Weltraum und dem vollständigen 
Verbot und der Vernichtung chemischer Waffen gemeinsam auf 
eine Einigung hinzuarbeiten. Wenn die Konferenz stattdessen in 
erster Linie für eine öffentliche Zurschaustellung starrer Positionen 
und für einen rhetorischen Schlagabtausch benutzt wird, dann wer­
den die Möglichkeiten dieses so umfassenden und repräsentativen 
Verhandlungsforums weitgehend vertan. Ich bitte alle Betroffenen 

— Ost und West, die nichtgebundenen und die neutralen Länder 
gleichermaßen — eindringlich, zu bedenken, daß Abrüstungsmaß­
nahmen — sowohl auf nuklearem wie auf konventionellem Gebiet 
— zu dringend erforderlich sind, als daß man dies geschehen lassen 
dürfte. 

Ich möchte mich nun einem anderen Aspekt zuwenden: der über die 
Vereinten Nationen erfolgenden multilateralen Zusammenarbeit im 
Wirtschafts- und Sozialbereich. Hier haben wir es mit etwas ande­
ren politischen Realitäten zu tun, die vorwiegend von der Nord-Süd-
Dimension bestimmt sind. Einerseits hat sich die Weltwirtschaft 
seit den ersten Nachkriegsjahren, als die meisten im wirtschaftli­
chen Bereich aktiven internationalen Organisationen ihre Tätigkeit 
aufnahmen, wesentlich geändert. In den Entwicklungsländern 
macht sich ein immer stärkeres Gefühl der Enttäuschung breit, da 
die nach dem Zweiten Weltkrieg geschaffenen Einrichtungen für 
multilaterale wirtschaftliche Zusammenarbeit in den Augen dieser 
Länder, die einen großen Anteil der Weltbevölkerung ausmachen, 
den Bedürfnissen dieser Länder nicht genügend Rechnung tragen. 
Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten, mit denen sie in den 70er und 
den frühen 80er Jahren konfrontiert wurden, haben sie in dieser 
Auffassung nur noch bestärkt. Ihre in den Vereinten Nationen un­
ternommenen Versuche, auf dem Weg über einen im wesentlichen 
politischen Prozeß Änderungen dieses Systems herbeizuführen, ha­
ben nicht zu den gewünschten Ergebnissen geführt, wie das Schei­
tern der Bemühungen um globale Verhandlungen hinlänglich deut­
lich gemacht hat. Dabei kann man bis zu einem gewissen Grad 
durchaus verstehen, daß einige entwickelte Länder, die bislang in 
diesen Organisationen den größten Einfluß ausgeübt haben, diese 
Gewichtsverschiebung nur schwer akzeptieren können und lieber 
unverändert an den bereits vorhandenen institutionellen Struktu­
ren und Entscheidungsmechanismen festhalten würden. 
Nichts ist leichter als Kr i t ik an den Wirtschaftsinstitutionen der 
Vereinten Nationen, da es diesen häufig nicht gelingt, ihre hochge­
steckten Ziele voll zu erreichen. In einer Zeit des Wandels und Über­
gangs machen die miteinander im Widerspruch stehenden einzel­
staatlichen Interessen ein solches Zurückbleiben hinter den gesetz­
ten Zielen praktisch unvermeidlich. Und doch ist mit der multilate­
ralen Zusammenarbeit schon vieles erreicht worden, wobei das mei­
ste einfach für selbstverständlich gehalten wird, sobald es einmal 
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erreicht ist. In einer wirtschaftlich interdependenten Welt, in der 
das Wachstum und die Stabilität des Nordens eng mit der raschen 
Entwicklung des Südens verknüpft ist, muß man jedoch erst einmal 
zeigen, wie sich internationale Wirtschaftsprobleme anders als 
durch verstärkte multilaterale Zusammenarbeit lösen lassen. Trotz 
aller mit einer solchen multilateralen Zusammenarbeit verbunde­
nen Schwierigkeiten wäre es daher kurzsichtig, den Gedanken der 
multilateralen Zusammenarbeit und die auf ihm aufbauenden Insti­
tutionen fallen zu lassen. 
Wir müssen unterscheiden zwischen den sehr erfolgreichen operati­
ven Entwicklungsaktivitäten der Vereinten Nationen auf einzel­
staatlicher Ebene und den anderen Aktivitäten auf globaler Ebene, 
wo beispielsweise in den Handels-, Währungs- und Finanzfragen ein 
hohes Maß an Leerlauf zu verzeichnen ist. 
Derzeit beschafft das System der Vereinten Nationen außer den von 
der Weltbank bereitgestellten Geldern zusätzlich pro Jahr mehr als 
2 Milliarden US-Dollar zur Unterstützung der Entwicklung. Hohen 
Vorrang genießen dabei die Länder mit niedrigen Einkommen, wo­
bei den Problemen der Ärmsten der Armen ganz besondere Auf­
merksamkeit gilt. In einer Zeit begrenzter Ressourcen ist man 
ferner im UN-System ständig darum bemüht, die Zusammenarbeit 
auf der Ebene der einzelnen Projekte selbst zu verbessern und effi­
zienter zu gestalten. 
Vielleicht sollte man darauf hinweisen, daß sich die >Leistungen< 
der Vereinten Nationen im globalen Bereich nicht einfach an der 
Zahl der ausgehandelten bzw. unterzeichneten Verträge und Ab­
kommen messen lassen. Sicher ist es zu vielen solchen Vereinba­
rungen gekommen. Doch läßt sich vieles, was die Vereinten Natio­
nen in diesem Bereich geleistet haben, nicht so leicht mit Händen 
greifen: so zum Beipsiel das Ausmaß, in dem es den Vereinten 
Nationen gelungen ist, das Bewußtsein der Weltöffentlichkeit für 
wichtige Fragen wie etwa die kritische Lage in Afrika zu schärfen 
oder einen Rahmen für internationale Debatten über grundlegende 
Probleme zu schaffen und zu präzisieren. So habe ich zum Beispiel 
immer wieder darauf hingewiesen, daß unbedingt Lösungen für die 
akuten Schuldenprobleme der Entwicklungsländer gefunden wer­
den müssen, die nicht nur kurzfristiger Natur sind und die auch der 
Notwendigkeit einer Steigerung der Exporteinnahmen dieser Län­
der Rechnung tragen müssen. Auch ist es nicht zuletzt auf die Dis­
kussionen über die Internationale Entwicklungsstrategie zurückzu­
führen, daß die Völkergemeinschaft heute der Sache der Entwick­
lung — die in ihrer einfachsten Form als die Anhebung des Lebens­
standards der großen Mehrheit der Menschen in unserer interde­
pendenten Welt zum Wohle der globalen Wirtschaft als Ganzes ver­
standen werden muß — hohe Priorität einräumt. 
In letzter Zeit ist zu diesem Aspekt der Tätigkeit der Vereinten 
Nationen mancher Zweifel und manche Kri t ik laut geworden. Die­
ser Kri t ik müssen wir uns stellen. Wo Sachfragen aufgeworfen wer­
den, müssen diese eingehend diskutiert und müssen Mißverständ­
nisse aus dem Weg geräumt werden. Andernfalls können wichtige 
Organe der Vereinten Nationen nicht normal funktionieren. Eine, 
und zwar eine sehr komplexe solche Sachfrage betrifft beispiels­
weise die jeweilige Rolle, die bei Erörterungen im Rahmen der Ver­
einten Nationen einerseits den Regierungen und andererseits dem 
Privatsektor eingeräumt wird. 
Ein anderes Thema ist die häufig aufgeworfene Frage, inwieweit 
Probleme rein wirtschaftlicher oder technischer Natur in den Ver­
einten Nationen politisiert werden. Einen Aspekt dieses Problems 
habe ich in diesem Bericht bereits erwähnt; es gibt jedoch auch 
noch einen anderen Aspekt. In unserer Welt gibt es nur wenige 
menschliche Angelegenheiten, von denen sich sagen ließe, sie seien 
völlig unpolitischer Natur. Dessen ungeachtet sollten wir erkennen, 
daß das Ausmaß, in dem wirtschaftliche Fragen in den Vereinten 
Nationen politisiert werden, auch Ausdruck der Frustration der Ent­
wicklungsländer ist angesichts ihres seit Jahren unternommenen 
Versuchs, ihre wirtschaftliche Zukunft neu zu gestalten. Das Fehlen 
einer globalen politischen Entscheidungsfindung — im besten 
Sinne dieses Wortes —, mit der diesem Wunsch entsprochen werden 
könnte, ist ein weiterer Faktor, der die Frustration dieser Länder 
erklärt. Dazu kommt ferner noch, daß viele Regierungen davon 
überzeugt sind, daß wirtschaftliche Probleme von den höchsten Ent­
scheidungsträgern nur dann zur Kenntnis genommen werden, 
wenn man sie vorher politisiert hat. Und viele wirtschaftliche Fra­
gen sind so komplex, daß nur Entscheidungen auf höchster Ebene 
die gegenwärtige Situation wirklich beeinflussen können. 
Die Schwierigkeiten, denen sich die Völkergemeinschaft bei ihrem 
Versuch gegenübersieht, die wirtschaftliche Zusammenarbeit in 
den Vereinten Nationen zu verbessern, haben mehrere Ursachen. 
Einmal ist es noch nicht gelungen, in Wirtschaftsfragen einen neuen 
Konsens zu erzielen, der den weltwirtschaftlichen und weltpoliti­
schen Realitäten Rechnung trägt. Dann ist man sich sowohl über 
die Ursache der Probleme als auch darüber uneinig, was man gegen 
sie tun soll. Ferner wird die Frage durch ideologische Differenzen 
über wirtschaftliche Probleme noch weiter kompliziert. Das Fehlen 
eines Konsenses — der zu seiner Herausbildung Zeit braucht — 
sollte jedoch Fortschritten in kritischen Bereichen nicht im Wege 
stehen. 
Solche Schwierigkeiten kann man nicht einfach ignorieren oder 

durch bloße Willensanstrengungen aus der Welt schaffen. Die Welt 
besteht nicht nur aus einem einzigen Land, und es gibt nicht nur 
eine einzige Weise, wie man die Dinge sehen kann. Wenn es uns um 
die Zukunft wirklich ernst ist, müssen wir praktische Lösungen 
sowohl kurz- als auch langfristiger Probleme in diesem Kontext 
suchen. Geduld, Phantasie und Beharrlichkeit sind für diese Bemü­
hungen von größerer Bedeutung als unablässige Krit ik, von welcher 
Seite diese Kri t ik auch kommen mag. Die menschliche Solidarität 
verlangt von uns, daß wir diese Fähigkeiten aufbringen. Wenn wir 
uns nicht ernsthaft und baldigst mit den heutigen Wirtschaftspro­
blemen befassen, wird es uns nicht gelingen, sie auf den wirtschaft­
lichen Bereich allein zu beschränken. In einer Welt wachsender 
wirtschaftlicher Interdependenz stellen verarmte Menschen, die 
ständig mit einer Vielzahl erdrückender wirtschaftlicher und sozia­
ler Krisen konfrontiert sind, nicht nur eine Herausforderung für das 
Gewissen der Welt, sondern auch eine Bedrohung der internationa­
len Stabilität dar. 

• » * 

Eines der Grundprinzipien der Vereinten Nationen ist die Achtung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten. Die Charta der Vereinten 
Nationen, die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte und die 
von den Vereinten Nationen seit ihrer Gründung verabschiedeten 
rechtssetzenden Instrumente sind samt und sonders von einer Men­
schenrechtsphilosophie durchdrungen, deren Grundlage so etwas 
wie der Gedanke einer internationalen Rechtsstaatlichkeit ist. 
Diese Instrumente sind der Maßstab, an dem Achtung bzw. Mißach­
tung der Menschenrechte gemessen werden kann. 
Auch auf diesem Gebiet stoßen wir ständig auf scharfe Krit ik. Ich 
begrüße diese Kri t ik in der Hoffnung, daß sie jeden — auch die Kr i ­
tiker — dazu veranlaßt, sich etwas ernsthaftere Gedanken darüber 
zu machen, wie wichtig — und wie schwierig — es ist, in einer unge­
rechten Welt mehr Gerechtigkeit zu schaffen, in einer in Reiche und 
Arme gespalteten Welt die Entwicklung zu fördern und die Herzen 
von Menschen, von denen viele um ihr Leben kämpfen — oder zu 
kämpfen glauben —, mit den Tugenden der Barmherzigkeit und des 
Verständnisses für andere zu erfüllen. 
Ich widme einen großen Teil meiner Zeit, manchmal mit erfreuli­
chen Ergebnissen, der Beschäftigung mit Menschenrechtsfragen 
und humanitären Problemen, die ich für außerordentlich wichtig 
halte. Obwohl es innerhalb der Vereinten Nationen entwickelte ver­
bindliche Normen gibt, sind die Auffassungen über diese Dinge 
äußerst unterschiedlich. Des einen Freiheitskämpfer ist des ande­
ren Terrorist; wen der eine als Verfechter der Menschenrechte 
sieht, den sieht der andere als subversives Element; wer für den 
einen der Kläger ist, gilt für den anderen als Verbrecher. Realität 
bleibt jedoch, daß viele all ihrer Habe beraubt, viele gefangengehal­
ten, viele gefoltert werden und daß viele verhungern. Dies ist die 
Wirklichkeit, mit der wir fertig werden müssen. 
Grobe Verletzungen der Menschenrechte — wie zum Beispiel durch 
das Apartheidsystem — werden hier von den Vereinten Nationen 
natürlich zuallererst behandelt. Außerdem bin ich darum bemüht, 
einzelnen Menschen beizustehen, deren Menschenrechte mögli­
cherweise verletzt worden sind. Insbesondere versuche ich, das 
meine dazu zu tun, daß Personen, die vielleicht aus politischen 
Gründen inhaftiert oder verurteilt worden sind, freigelassen wer­
den. Solche Bemühungen müssen danach beurteilt werden, ob sie 
der Sache der Menschenrechte dienen, und nicht, ob sie den politi­
schen Interessen der einen oder der anderen Seite nützen. 
Die Hauptverantwortung in dieser wichtigen Angelegenheit liegt 
natürlich bei den Regierungen, die sich sowohl gegenseitig als auch 
ihren Völkern gegenüber fest verpflichtet haben, die von den Ver­
einten Nationen proklamierten, international anerkannten Maß­
stäbe zu achten. Wir müssen versuchen, die Voraussetzungen dafür 
zu schaffen, daß sich alle Regierungen dazu veranlaßt fühlen, die 
Achtung der Menschenrechte im Einklang mit diesen Normen zu 
gewährleisten. Gleichzeitig sollten wir die bestehenden Praktiken 
der Vereinten Nationen überprüfen und uns überlegen, wie groben 
Menschenrechtsverletzungen, wo immer diese vorkommen mögen, 
wirksamer begegnet werden kann. 
Die Frage der Menschenrechte steht in engem Zusammenhang mit 
den humanitären Aktivitäten der Vereinten Nationen. Es scheint 
eine allgemeine Regel zu sein, daß in Zeiten der Rezession oder 
anderer Schwierigkeiten die schwächsten Entwicklungsländer am 
meisten leiden und daß in diesen Ländern wiederum die schwäch­
sten Bevölkerungsgruppen am ehesten betroffen sind. 
In derartigen Fällen sind multilaterale Maßnahmen durch die Ver­
einten Nationen, die parallel zu der bemerkenswerten Tätigkeit 
nichtstaatlicher Organisationen laufen und mit dieser koordiniert 
werden müssen, unerläßlich, wenn die Not der Betroffenen gelin­
dert werden soll. Verschiedene Institutionen des Systems der Ver­
einten Nationen, darunter das Amt des Hohen Kommissars der Ver­
einten Nationen für Flüchtlinge (UNHCR), das Hilfswerk der Ver­
einten Nationen für Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten (UNR-
WA), das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen (UNICEF) und 
das Amt des Koordinators der Vereinten Nationen für Katastro­
phenhilfe (UNDRO) sowie auch die Sonderorganisationen haben 
auf diesem Gebiet Beachtliches geleistet. 
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Im vergangenen Jahr haben die Vereinten Nationen die Aufmerk­
samkeit der Weltöffentlichkeit auf zwei wichtige Probleme gelenkt: 
Im Dezember 1983 rief ich dazu auf, den vielen afrikanischen Län­
dern zur Hilfe zu kommen, die von der schlimmsten Dürre des 
zwanzigsten Jahrhunderts betroffen sind. Die Zweite Internationale 
Konferenz über Hilfe für Flüchtlinge in Afrika im Juli dieses Jahres 
war ein sprechendes Beispiel für multilaterale Zusammenarbeit bei 
akuten sozialen und humanitären Problemen. 
Wir müssen aus unseren Erfahrungen lernen, damit wir bei künfti­
gen humanitären Problemen systematisch und unter Berücksichti­
gung aller ihrer Elemente vorgehen können. Wir müssen bessere 
Methoden entwickeln, mit denen wir Krisen mildern bzw. verhin­
dern können. Wir müssen besser darauf vorbereitet sein, schnelle 
humanitäre Hilfe zu leisten. Um eine Art Frühwarnsystem auf die­
sem Gebiet einzurichten, habe ich die Leiter der verschiedenen 
Organe und Organisationen der Vereinten Nationen sowie die Lei­
ter der Außenstellen gebeten, mich umgehend von allen Situationen 
in Kenntnis zu setzen, die ihrer Ansicht nach zu einer humanitären 
Krise größeren Maßstabs führen könnten. Durch ein derartiges Sy­
stem sollten die Vereinten Nationen in der Lage sein, besser und 
schneller auf Notfälle zu reagieren. Wir stehen vor Problemen unge­
heuren Ausmaßes, doch habe ich den Eindruck, daß sich sowohl die 
Allgemeinheit als auch die Regierenden immer klarer darüber wer­
den, daß bei großen humanitären Tragödien Hilfe geleistet werden 
muß. Es ist eine der ersten Aufgaben und Verpflichtungen der Völ­
kergemeinschaft, denjenigen Völkern zur Hilfe zu kommen, die am 
stärksten benachteiligt und am schwersten betroffen sind. 
Das wachsende Problem des Drogenmißbrauchs gibt weltweit zu 
größter Sorge Anlaß, nicht zuletzt weil es sich auf die Zukunft von 
Kindern und jungen Menschen auswirkt. Immer deutlicher zeigt 
sich, daß internationale und multilaterale Maßnahmen das beste 
Mittel sind, um den Drogenhandel und den Drogenmißbrauch zu 
bekämpfen und zu reduzieren, der sowohl für den einzelnen als 
auch für die ganze Gesellschaft so schreckliche Folgen hat. Aktiv 
arbeiten die Vereinten Nationen gemeinsam mit Regierungen und 
anderen mit diesem Problem befaßten Stellen an seiner Lösung. 
Weit mehr muß jedoch noch getan werden, und ich habe deshalb 
meinerseits Maßnahmen ergriffen, die die Koordinierung innerhalb 
des Systems der Vereinten Nationen in diesem so überaus wichti­
gen Bereich verbessern sollen. 
Schließlich möchte ich noch über die ständige Zunahme der ver­
schiedenen Formen politisch motivierter Gewalttaten — Flugzeug­
entführungen, Entführungen von Menschen, Autobomben und 
Morde — sprechen. In einigen Bereichen herrscht in unserer Gesell­
schaft ein Belagerungszustand. Die öffentliche Ordnung, die Sitten, 
ja sogar das öffentliche Leben sind in vielen Teilen der Welt ernst­
haft bedroht. Wie so häufig, ist die Zahl der unschuldigen Opfer 
erschreckend hoch. Es ist nicht allein damit getan, diese Gewaltakte 
zu beklagen, sie zu verurteilen oder zu versuchen, sie einzudämmen. 
Man muß sich auch mit der Frage auseinandersetzen, wie an die 
tieferen Ursachen dieser Phänomene herangegangen werden 
könnte. 

Der für die internationale Zusammenarbeit geschaffene Apparat 
muß von einem effizient und zuverlässig arbeitenden Sekretariat 
betreut werden. Eine meiner wichtigsten Aufgaben sehe ich somit 
in der Verbesserung der Arbeitsweise des Sekretariats, damit ich 

die Mitgliedstaaten darüber beruhigen kann, daß wir einerseits 
über alle erforderlichen — aber andererseits auch nicht über mehr 
als die erforderlichen — menschlichen und sonstigen Mittel verfü­
gen und daß diese rationell genutzt werden. Hierzu habe ich im letz­
ten Jahr einige meiner leitenden Mitarbeiter gebeten, mir mögliche 
Maßnahmen zur Verbesserung der Verwaltung und der Arbeits­
weise des Sekretariats vorzuschlagen. Aufgrund ihrer Empfehlun­
gen habe ich mich jetzt zu einer Reihe von Maßnahmen entschlos­
sen, mit denen entweder die Leistungsfähigkeit des Sekretariats 
erhöht oder die Kosten gesenkt werden sollen bzw. beides zugleich 
erreicht werden kann. So habe ich beispielsweise eine vorüberge­
hende Einstellungssperre angeordnet. Ich werde der Generalver­
sammlung in Kürze ausführlicher darüber berichten. Ich hoffe sehr, 
daß die Versammlung bei der Verabschiedung von neuen Resolutio­
nen an diese meine Ziele denken wird. 
Der Erfolg jedes Programms zur Verbesserung der Verwaltung 
hängt von der aktiven Mitwirkung nicht nur aller Mitarbeiter des 
Sekretariats, sondern auch aller Mitgliedstaaten ab. Hierzu habe 
ich vor, die Auffassungen der Mitgliedstaaten zu einer Reihe von 
Maßnahmen einzuholen, die meines Erachtens eines Versuchs wert 
sind. 
Die Generalversammlung wird sich in diesem Jahr mit einer Reihe 
von personalpolitischen Fragen zu befassen haben, darunter insbe­
sondere mit Fragen der Besoldung und sonstigen Beschäftigungsbe­
dingungen. Unweigerlich wird es in der Frage, ob die Beschäfti­
gungsbedingungen angemessen sind, unterschiedliche Auffassun­
gen geben, und es sind mir auch schon solche verschiedenen An­
sichten vorgetragen worden. 
Die Mitgliedstaaten werden gewiß einsehen, daß das in der Charta 
geforderte Höchstmaß an fachlicher Eignung und Integrität nur bei 
entsprechenden, angemessenen Beschäftigungsbedingungen ge­
währleistet ist. 
Das derzeit in Kraft befindliche Besoldungs-, Zulagen- und Pen­
sionssystem gilt nicht nur für die Vereinten Nationen, sondern 
betrifft darüber hinaus alle Organisationen, die sich gemeinsam mit 
den Vereinten Nationen dem sogenannten gemeinsamen System< 
angeschlossen haben. Die Generalversammlung hat wiederholt her­
vorgehoben, daß an diesem Verband festgehalten werden muß und 
daß er weiter ausgebaut werden sollte, wenn die Einstellung von 
Mitarbeitern bei den vielen, dem System angeschlossenen Organi­
sationen und deren administrative Betreuung nicht in einem Chaos 
enden soll. Darüber hinaus haben in diesem gemeinsamen System 
eine Reihe von Organen — allen voran die Kommission für den 
internationalen öffentlichen Dienst (ICSC) und der Gemeinsame 
Pensionsfonds der Vereinten Nationen — eine überwachende Funk­
tion. Ich darf hoffen, daß diese Fakten bei der Behandlung dieser 
Fragen in der Versammlung berücksichtigt werden. 

Wenn wir uns überlegen, welchen Sinn und Zweck ein multilatera­
les Vorgehen hat, dürfen wir dabei nicht vergessen, daß alle Staaten 
in der Regel die eigenen nationalen Interessen allem anderen vor­
anstellen. Immer mehr macht man sich jedoch bewußt, daß es auch 
so etwas wie ein internationales Interesse gibt, das im Gemeinwohl 
der gesamten Menschheit liegt und die Erhaltung und vorausschau­
ende Verwaltung der Ressourcen der Erde zum Nutzen künftiger 
Generationen einschließt. Dies erklärt das weitverbreitete Engage-

Kein Prominenter empfing 
1984 die Nansen-Medaille, die 
an den Flüchtlingskommissar 
des Völkerbundes erinnert und 
nun schon seit 30 Jahren ver­
liehen wird; sie wurde viel­
mehr an drei amerikanische 
Seeleute vergeben. Kapitän Le­
wis Hiller und die Matrosen 
Jeff Kass und Gregg Turay 
vom Handelsschiff >Rore 
City< wurden im Oktober 1984 
von UN-Flüchtlingskommissar 
Poul Hartling dafür geehrt, daß 
sie ein Jahr zuvor 85 im Süd­
chinesischen Meer treibende 
Flüchtlinge gerettet hatten. 
Für Hartling war dies Anlaß, 
erneut auf das Problem der 
>Bootsflüchtlinge< in Südost­
asien aufmerksam zu machen. 
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ment für die Vereinten Nationen und das allgemeine Interesse dar­
an, daß diese Weltorganisation besser funktioniert. Es ist nur natür­
lich, daß die einzelnen Staaten bzw. Staatengruppen unterschiedli­
che Vorstellungen davon haben, was die Vereinten Nationen tun sol­
len, und daß sie gerne möchten, daß sie ihren Vorstellungen folgen. 
Wenn die Vereinten Nationen besser funktionieren sollen, müssen 
wir uns vor allem entschlossen und unermüdlich darum bemühen, 
einen Ausgleich zwischen nationalen und internationalen Interes­
sen zu finden. 
Zusammenfassend möchte ich daher erneut zu einem multilatera­
len und rationalen Vorgehen bei der Behandlung der Probleme des 
Weltfriedens und der internationalen Entwicklung aufrufen. Genau 
dies ist es, was sich die Völker der Vereinten Nationen meiner Über­
zeugung nach im Grunde erhoffen — trotz all der Schwierigkeiten 
und Rückschläge, die sich dem Versuch der Mitgliedstaaten in den 
Weg stellen, ein multilaterales System zum Erfolg zu bringen. Man 
ist sich allgemein darüber im klaren, daß wir uns ohne ein solches 
System nicht zu vertretenden Risiken aussetzen und daß es daher 
unverantwortlich wäre, dem multilateralen Denken die Kraft zu 

entziehen. Ohne das Sicherheitsnetz multilateraler Organisationen 
wäre die Welt zweifellos sehr viel gefährlicher und sehr viel schwe­
rer zu regieren. 
In den Vereinten Nationen und mit ihnen können wir heute auf fast 
40 Jahre Erfahrung, auf 40 Jahre des Wandels und — allen Kon­
flikten unserer Zeit zum Trotz — auf 40 Jahre ohne Weltkrieg 
zurückblicken. Lassen Sie uns gemeinsam den Weg betrachten, den 
wir schon zurückgelegt haben, die dabei gewonnenen Erfahrungen 
überdenken und mit frischen Kräften und erneuter Entschlossen­
heit einen neuen Anfang machen. Davon, daß wir die Ziele errei­
chen, um derentwillen die Vereinten Nationen geschaffen wurden, 
hängt die Zukunft unseres Planeten ab. Die Vision, die uns damals 
die Charta von der Zukunft entworfen hat, steht uns auch heute 
noch vor Augen, und wir sollten alle gemeinsam auf diese Zukunft 
hinarbeiten. 

5. September 1984 

Anmerkung: Für die Überschrift ist die Redaktion verantwortlich. 

Wir stellen uns den Herausforderungen der Zukunft 
Rede des Bundesaußenministers vor der 39.UN-Generalversammlung (26.September 1984) 

Ich darf zuerst Ihnen, Herr Präsident, die Glückwünsche der Bun­
desrepublik Deutschland zu der Wahl in Ihr hohes Amt übermitteln. 
Ihre Persönlichkeit, Ihre außergewöhnlichen Fähigkeiten und Ihre 
langjährige tiefe Verbundenheit mit der Sache der Vereinten Natio­
nen erscheinen uns als Erfolgsgarantie für die Erfüllung Ihrer 
schwierigen Aufgaben. Wir sehen in Ihnen den Vertreter eines Kon­
tinents und eines Landes, mit dem uns traditionell gute und freund­
schaftliche Beziehungen verbinden. Ich möchte auch die Dankbar­
keit meines Landes Ihrem Vorgänger gegenüber zum Ausdruck 
bringen für seine kompetente Leitung der Arbeiten der 38.Tagung 
der Generalversammlung. Gleichzeitig möchte ich dem Generalse­
kretär und seinen Mitarbeitern für ihre unermüdlichen Anstren­
gungen und die hervorragende Arbeit danken, die sie im letzten 
Jahr im Interesse der Stärkung unserer Weltorganisation und des 
Friedens in der Welt geleistet haben. Mit besonderer Freude heiße 
ich heute Brunei Darussalam als neuen Mitgliedstaat in diesem 
Forum willkommen. Mit Brunei Darussalam verbinden uns gute 
bilaterale Beziehungen, und wir hegen freundschaftliche Gefühle 
für dieses Mitglied des Verbandes der Südostasiatischen Nationen 
(ASEAN). 

I 

Der Generalsekretär der Vereinten Nationen hat in seinem nach­
denklichen Bericht an die großen historischen Leistungen der Ver­
einten Nationen erinnert. Wir unterstützen seinen Aufruf, das große 
Potential der Weltorganisation zur Konfliktverhinderung und Kon­
fliktlösung zu nutzen und zu stärken. 
Die Welt wird heute geprägt von dem Verhältnis der Industriestaa­
ten des Nordens zu den Entwicklungsstaaten des Südens und von 
dem Verhältnis der demokratischen Industrieländer des Westens zu 
den kommunistischen Industrieländern des Ostens. West und Ost — 
das ist der größte Teil des Nordens. Der Norden ist in sich gespalten. 
Aber auch der Süden ist zerrissen in Spannungen und Gegensätze. 
Wir brauchen den Dialog zwischen Norden und Süden. Spannungen 
innerhalb des Nordens und innerhalb des Südens durchkreuzen und 
verlangsamen diesen Dialog. 
Der Norden und der Süden haben deshalb die Pflicht, ihre internen 
Spannungen abzubauen und in einer gemeinsamen Anstrengung 
ihre geistigen und materiellen Kräfte der Entwicklung einer Welt­
ordnung zu widmen, die auf Gleichberechtigung, Interessenaus­
gleich und Zusammenarbeit beruht. Einer Weltordnung, in der jeder 
seine Chance hat, in der die Menschen ihre Kräfte, ihre Fähigkeiten 
entfalten können, eine Weltordnung, in der die Menschenrechte 
geachtet werden und in der soziale Gerechtigkeit für alle gilt. Dies 
erfordert eine >Weltinnenpolitik<, die vom Bewußtsein der Interde-
pendenz bestimmt ist. Eine Politik, die von der Überzeugung aus­
geht, daß die Zukunft des eigenen Landes nur gesichert werden 
kann, wenn die Zukunft aller Länder gesichert ist. 
Das drängendste Nord-Süd-Problem ist die Verschuldungskrise vie­
ler Entwicklungsländer, insbesondere in Lateinamerika. Die Staats­
präsidenten von Argentinien und Venezuela haben hierauf ein­
drucksvoll hingewiesen. Die Auswirkungen der Verschuldungskrise 
treffen den Süden und den Norden. 
Zur wirtschaftlichen Genesung der Schuldnerländer sind energi­
sche Anpassungsmaßnahmen erforderlich. Solche Maßnahmen ha-

HANS-DIETRICH GENSCHER 

ben politische und soziale Folgen. Jacques de Larosiere hat unlängst 
gesagt: 
»Man muß einsehen, daß es soziale und politische Grenzen der wirtschaftli­
chen Anpassung gibt. Die Vorteile, die ein Land erfährt, wenn es seine Schul­
den bedient und Anpassungspolitik betreibt, müssen die Kosten, die menschli­
che Not dieser Anpassung aufwiegen.« 
Nur in diesem Geist ist das Problem zu lösen. 
Auch dem Norden macht die Krise zu schaffen: Die notwendigen 
Importdrosselungen der Schuldnerländer sind Exportminderungen 
der Industrieländer. Das internationale Bankensystem ist schweren 
Belastungen ausgesetzt. Die Lösung der Krise ist nur in einer 
gemeinsamen Anstrengung von Nord und Süd möglich. Die Schul-
dendienstverpflichtungen der Entwicklungsländer und ihre Fähig­
keit, sie zu erfüllen, müssen wieder in Einklang gebracht werden. 
Wir brauchen längerfristige Umschuldungsstrategien zur Unterstüt­
zung wirksamer Anpassungsanstrengungen der Schuldner. Mexiko 
liefert den Beweis, daß erfolgreiche Anpassung möglich ist. Wir 
haben Grund zur Hoffnung, daß auch die anderen Länder nach 
einer schmerzhaften ersten Phase der Anpassung den Übergang 
zur zweiten Phase schaffen, in der Anpassung und Wachstum wie­
der verbunden sind. Wir werden die Schuldenkrise nur durch inten­
siven Dialog und solidarische Zusammenarbeit überwinden. Wir be­
grüßen es deshalb, daß es zu einem umfassenden Dialog im kom­
menden Frühjahr in IMF und Weltbank kommen wird. 
Für die wirtschaftliche Gesundung und die Entwicklung der Dritten 
Welt ist ein Bündel abgestimmter Maßnahmen erforderlich: 
1. Die Industrieländer müssen für stabiles Wachstum bei sich 

selbst sorgen. 
2. Der Protektionismus muß bekämpft werden. Für die Exporte der 

Dritten Welt müssen die Märkte offenbleiben und sich weiter 
öffnen. Den vielen Worten für die Handelsliberalisierung müs­
sen die Taten entsprechen. 

3. Das viel zu hohe internationale Zinsniveau muß sinken. Wie soll 
ein dauerhaftes Wachstum in den Entwicklungsländern bei dem 
heutigen Realzinsniveau möglich sein? 

4. Die Entwicklungsländer brauchen mehr Direktinvestitionen aus 
dem Ausland. Die Industrieländer müssen deshalb ihre Investi-
tionsförderungspolitik fortsetzen. Die Entwicklungsländer ihrer­
seits müssen ein günstiges Klima für Auslandsinvestitionen 
schaffen. 

Direktinvestitionen transferieren nicht nur Kapital, sie transferie­
ren vielmehr gleichzeitig Technologie und Managementerfahrun­
gen, und sie erleichtern den Zugang zum Weltmarkt. Der Technolo­
gietransfer in die Dritte Welt muß mit aller Kraft gefördert werden. 
Eine Einigung über ausgewogene Kodizes für transnationale Unter­
nehmen und Technologietransfer würde die Investitionsneigung 
fördern. 
Unsere besondere Aufmerksamkeit und Hilfe muß den ärmsten 
Ländern der Welt gelten. Seit 1971 hat sich die Zahl der am wenig­
sten entwickelten Länder von 25 auf 36 erhöht. Ihr Wirtschafts­
wachstum und insbesondere ihre Nahrungsmittelproduktion halten 
mit dem Bevölkerungswachstum nicht Schritt. Ihre Schuldenlast ist 
bedrückend. Sie brauchen steigende öffentliche Entwicklungshilfe. 
Die Bundesrepublik hat diese Länder deshalb in ihrer Entwick­
lungszusammenarbeit immer besonders berücksichtigt. Seit Jahren 
gibt sie ihnen nur noch nicht-rückzahlbare Zuschüsse. Den meisten 
von ihnen hat sie die öffentlichen Schulden erlassen. 
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Besonders dramatisch ist die Lage in vielen Ländern Afrikas. 
Afrika bedarf der internationalen Solidarität und der koordinierten 
Anstrengungen der Weltgemeinschaft. Im Mittelpunkt muß die Er­
nährungssicherheit stehen. Die akute Not muß bekämpft, die Fähig­
keit zur Eigenversorgung muß gestärkt werden. Afrika ist deshalb 
Schwerpunkt unserer entwicklungspolitischen Zusammenarbeit: 
Deutlich über 40 Prozent unserer gesamten Hilfe fließen dorthin. 
Wir haben, dem Appell des Generalsekretärs folgend, für eine Son­
deraktion 1984 zur Ernährungssicherung zusätzlich 50 Mil l DM zur 
Verfügung gestellt. Der Subsahara-Bericht der Weltbank bestärkt 
uns in der Absicht, auch 1985 weitere zusätzliche Mittel für Afrika 
vorzusehen. 
Ich möchte an dieser Stelle an die industrialisierten Staatshandels­
länder appellieren, ihre Entwicklungshilfe in ein vertretbares Ver­
hältnis zu ihrer Wirtschaftskraft und zu ihren Rüstungsausgaben zu 
bringen. Auch sie sollten ihre Tore für die Exporte der Entwick­
lungsländer weiter öffnen. Sie nehmen nur fünf Prozent der Ex­
porte der Entwicklungsländer auf, während mehr als zwei Drittel 
dieser Exporte in die westlichen Industriestaaten gehen. 

I I 
Herr Präsident, nach den Schätzungen der Weltbevölkerungskonfe­
renz in Mexiko wird sich die Zahl der Menschen in den nächsten 40 
Jahren nahezu verdoppeln, trotz aller Anstrengungen, das Bevölke­
rungswachstum zu bremsen. Damit wird sich die Zahl und die 
Schwere der Menschheitsprobleme vervielfachen. 
Wir, die heute Lebenden, tragen die Verantwortung dafür, daß un­
sere Kinder und Enkel eine Welt vorfinden, die ihnen ein Leben in 
menschlicher Würde ermöglicht. Die Gefahr wächst, daß das 
>Raumschiff Erde< die Menschheit nicht mehr tragen kann. Die Uni­
versalität dieser Zukunftsgefahr zwingt die Völkergemeinschaft, 
ihre Kräfte zu bündeln. Mehr Menschen brauchen mehr Nahrung, 
Trinkwasser, Kleidung, Wohnung, Schulen, Arbeitsplätze, Kranken­
häuser, Erholungsmöglichkeiten. Schon der Mehrzahl der Lebenden 
steht all das nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung. Und den­
noch müssen wir es für mehr als 8 Milliarden Menschen schaffen. 
Und wir haben nur wenig Zeit. Mehr Menschen werden aber auch 
die Umwelt stärker belasten. Schon heute stellen wir fest: Die Wü­
sten dehnen sich aus, wertvolle Böden versalzen und erodieren, die 
Vegetation in den Industrieländern wird durch sauren Regen be­
droht. Jahr für Jahr verschwinden unwiederbringlich zahlreiche 
Tier- und Pflanzenarten. Meere und Binnengewässer verschmutzen. 
Die Verbrennung von Kohlenwasserstoffen gefährdet das Weltkli­
ma. Industriemüll, Abfälle und Abwässer stellen der Weltgemein­
schaft gewaltige technische und finanzielle Aufgaben. 
Das Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) muß zum 
Motor einer weltweiten Umweltpolitik werden. Aber alle internatio­
nale Zusammenarbeit ist auf Sand gebaut, wenn der Umweltschutz 
nicht im eigenen Land, wenn er nicht zu Hause praktiziert wird. 
Vergiftete Luft, vergiftetes Wasser machen nicht an den Grenzen 
halt. Wir sprechen und verhandeln deshalb mit allen unseren Nach­
barn in West und Ost über eine gemeinsame Bekämpfung der Um­
weltgefahren. Die Umweltkonferenz in München hat wichtige An­
stöße für eine grenzüberschreitende Umweltpolitik gegeben. 
Im Interesse der Bekämpfung von Umweltbelastungen an der 
Quelle muß bei der öffentlichen und privaten wirtschaftlichen Zu­
sammenarbeit mit der Dritten Welt mehr als bisher dem Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlagen Rechnung getragen werden. 
In der dichtbesiedelten und hochindustrialisierten Bundesrepublik 
Deutschland traten Umweltprobleme früher als anderswo in Er­
scheinung. Wir haben deshalb vielfältige Erfahrungen in der Erken­
nung, Messung und der Bekämpfung von Umweltschäden sammeln 
können. Wir sind bereit, diese Erfahrungen jedem interessierten 
Partner zur Verfügung zu stellen. 

Die großen Aufgaben des wirtschaftlichen Wachstums und des Um­
weltschutzes, der Entwicklung und der Welternährung sind nicht zu 
lösen ohne die Möglichkeiten, die uns die neuen Hochtechnologien 
eröffnen. Neue technologische Entwicklungen sollen allen Men­
schen dienen, sie dürfen nicht als Herrschaftsinstrument miß­
braucht werden. So wird die Gentechnologie der Dritten Welt neue 
und große Möglichkeiten für die Landwirtschaft und die Lösung des 
Ernährungsproblems bieten. Es erscheint möglich, künftig mit gen­
technologischen Methoden Pflanzen zu entwickeln, die auch unter 
schwierigen Boden- und Klimabedingungen noch ertragsfähig sind. 
Es erscheint möglich, den Ernteertrag deutlich zu steigern und den 
Verbrauch an chemischen Düngemitteln drastisch zu verringern. 
Die internationalen Agrarforschungsprogramme zur Förderung der 
Landwirtschaft der Entwicklungsländer müssen die Möglichkeiten, 
die die Gentechnologie in Aussicht stellt, voll nutzen. Aber gerade 
die Gentechnologie macht uns bewußt, daß die neuen Hochtechnolo­
gien nicht nur Chancen bringen, die wir nutzen können, sondern 
auch Gefahren, die wir von Anfang an kontrollieren müssen. 
Der Respekt vor der Schöpfung muß uns bei der Nutzung der Gen­
technologie leiten, und er muß -ns wachsam machen gegen jeden 
Mißbrauch zur Manipulation menschlicher Erbanlagen. Die Men­
schenwürde verlangt, daß solche Manipulationen von vornherein 
geächtet und unmöglich gemacht werden. Das ist ein Thema auch 
für die Vereinten Nationen. 

I I I 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, mit der Zusammenar­
beit von Nord und Süd soll das Wohlstandsgefälle verringert, sollen 
Hunger und Not, Krankheit und Unwissenheit überwunden, sollen 
die elementaren Menschenrechte gesichert werden. Die internatio­
nalen Pakte über bürgerliche und politische Rechte und über wirt­
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte müssen im Zentrum der 
Arbeit der Vereinten Nationen stehen. 
Frieden und Menschenrechte gehören zusammen. Wer die Men­
schenrechte mißachtet, verletzt damit Verpflichtungen, die er auf 
Grund der Charta der Vereinten Nationen, der Allgemeinen Erklä­
rung der Menschenrechte und der internationalen Menschenrechts­
pakte übernommen hat — er verletzt Völkerrecht. 
Für die Bundesrepublik Deutschland ist eine aktive Menschen­
rechtspolitik ein Pfeiler ihrer Friedenspolitik. Der Generalver­
sammlung liegt der Entwurf einer UN-Konvention gegen Folter vor, 
dem wir zustimmen und dem wir große Bedeutung beimessen. Wir 
appellieren an alle Mitgliedstaaten, die Konvention mit den vorge­
sehenen Kontrollverfahren anzunehmen und wirksam werden zu 
lassen. Die Folter, eine der schlimmsten Geißeln der Menschheit, 
muß weltweit geächtet werden. Niemand darf den Folterknechten 
ausgeliefert werden, kein Folterknecht darf seiner gerechten Strafe 
entgehen. 
Wir begrüßen es, daß unser Vorschlag eines Fakultativprotokolls 
zur Ächtung des Todesstrafe positiv aufgenommen wurde. Ich bitte 
weiter um konstruktive Mitarbeit, ich bitte darum auch die Staaten, 
die noch nicht auf die Todesstrafe verzichten wollen. Rassismus, 
insbesondere die Apartheid in Südafrika, ist eine fundamentale Ver­
letzung der Menschenwürde. Wir appellieren an die Republik Süd­
afrika, den Weg frei zu machen für die Verwirklichung der elemen­
taren Menschenrechte für alle ihre Bürger. 
Die Vereinten Nationen brauchen Institutionen, die einen besseren 
Schutz der Menschenrechte ermöglichen. Die Forderungen nach 
Einsetzung eines Hochkommissars für Menschenrechte und nach 
Errichtung eines Menschenrechtsgerichtshofes zeigen den Weg 
dazu. 

IV 

Herr Präsident, die Charta der >Vereinten Nationen< ist der großar­
tige Versuch, die überkommenen, auf Machtbesitz und Machtaus­
dehnung gerichteten Strukturen zu überwinden und neue Struktu­
ren zu schaffen. Aber die Vereinten Nationen haben die Nationen 
noch nicht vereinigt. Noch ist die Welt geprägt durch die Rivalitäten 
von Nationen und Machtblöcken, denen Mißtrauen zugrunde liegt. 
Das ist das Ergebnis bitterer historischer Erfahrungen. Die Weltge­
schichte hat die Völker gelehrt, sich auf die Gefahr der Gewalt von 
außen einzurichten. 
Noch immer wird Gewalt angewendet. Das afghanische Volk wartet 
darauf, daß es seine Unabhängigkeit, sein Selbstbestimmungsrecht, 
den Glauben seiner Väter in Frieden bewahren kann. Laos und 
Kamputschea kämpfen um ihre Unabhängigkeit. Im Golfkrieg ster­
ben immer noch Menschen einen sinnlosen Tod. Zentralamerika 
wird von inneren und äußeren Spannungen erschüttert. Namibia 
wird seine Unabhängigkeit noch immer vorenthalten. In Südafrika 
werden Menschen wegen ihrer Hautfarbe diskriminiert. Der Nahe 
Osten kommt nicht zur Ruhe, solange Gewalt angewendet und nicht 
verhandelt wird. Ohne Gewaltverzicht, ohne die Verwirklichung des 
Selbstbestimmungsrechts des palästinensischen Volkes, ohne die 
Anerkennung des Existenzrechts aller Staaten einschließlich Isra­
els wird es keinen dauerhaften und gerechten Frieden im Nahen 
Osten geben. 
Wir müssen den friedensfördernden Einfluß der Vereinten Nationen 
stärken. Der Generalsekretär mahnt zu Recht, weniger von der 
Ineffizienz der Vereinten Nationen und mehr von der mangelnden 
Bereitschaft der Staaten zu sprechen, deren Möglichkeiten zu nut­
zen. Dazu muß das Prinzip der Universalität unversehrt bleiben. 
Trotz aller Gegensätze müssen wir den Dialog stets so führen, daß 
seine Fortsetzung allen Beteiligten als sinnvoll erscheint. 
Wir alle wissen, wie schwer es ist, ausgebrochene Konflikte zu lösen 
oder auch nur einzudämmen. Deshalb müssen Konflikte schon in 
der Phase ihrer Entstehung entschärft werden. Dazu brauchen wir 
einen funktionierenden Frühwarnmechanismus, der dem Sicher­
heitsrat und dem Generalsekretär schnelles Handeln ermöglicht. 
Wir unterstützen die Vorschläge, die der Generalsekretär hierzu 
gemacht hat. Zusammen mit anderen Delegationen hat die Bundes­
republik Deutschland im Charta-Ausschuß Vorschläge zur P räven ­
tion internationaler Konflikte< vorgelegt. Auch unsere Flüchtlings­
initiative, die die erschreckenden Flüchtlingsströme durch politi­
sche Zusammenarbeit eindämmen soll, dient dem Ziel, aufkommen­
den Konfliktstoff zu beseitigen. 
Die Beachtung des Gewaltverbots ist der erste Schritt, der getan 
werden muß. Gewaltverzicht bedeutet keinen Verzicht auf Überzeu­
gungen, Wertvorstellungen und Interessen. Er betrifft die Form und 
die Mittel, mit denen die Staaten ihre Gegensätze austragen. Der 
Gewaltverzicht ist eines der grundlegenden und unverzichtbaren 
Ordnungsprinzipien für das friedliche Zusammenleben der Staa­
ten. 
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Der langwierige Streit um die argentinisch-chilenische Grenze an der Süd­
spitze des amerikanischen Kontinents ist durch die Vermittlung des Vatikans 
entschieden worden. Die strittigen Inseln im Beagle-Kanal fallen Chile zu, die 
atlantischen Meeresgebiete bis zum Kap Hoorn Argentinien. In Argentinien 
wurde die Regelung Ende November in einer Volksbefragung gebilligt. 

V 

Die Politik der Bundesrepublik Deutschland ist Friedenspolitik, sie 
beruht auf dem Verzicht auf Gewalt. Das Nordatlantische Bündnis, 
dem wir angehören, steht auf diesem Fundament. In der Erklärung 
von Bonn vom Juni 1982 stellen die Bündnispartner fest: 
»Unser Ziel ist es, Krieg zu verhindern und unter Wahrung der Demokratie 
die Grundlagen für dauerhaften Frieden zu schaffen. Keine unserer Waffen 
wird jemals eingesetzt werden, es sei denn, als Antwort auf einen Angriff.« 
Wir wissen dabei, daß militärische Stärke allein eine friedliche 
Zukunft nicht garantieren kann. Abrüstung und Rüstungskontrolle 
sind deshalb integrale Bestandteile unserer Sicherheitspolitik. 
In Europa stehen sich Ost und West hochgerüstet gegenüber; welt­
weit werden ungeheure Mittel für Rüstung ausgegeben, die für die 
Gestaltung der Zukunft fehlen — bei uns und in den Entwicklungs­
ländern. Das Maß des Mißtrauens ist am Barometer der Welt-
Rüstungsausgaben ablesbar. 
Vertrauensbildung und Abrüstung sind eine Forderung an die 
ganze Weltgemeinschaft, an Ost und West, an Nord und Süd. Keine 
Region dieser Welt kann heute noch Frieden und Sicherheit für sich 
allein finden. Rüstungskontrolle in Europa fördert Frieden und Sta­
bilität in der Welt. 
Der weltweite und regionale Dialog über Abrüstung und Rüstungs­
kontrolle ist nicht abgebrochen. Nicht Pessimismus und Resigna­
tion dürfen unsere Bemühungen bestimmen. Sie müssen von dem 
Willen getragen sein, die verfügbaren Instrumente für eine aktive 
Politik zu nutzen. Das heißt vor allem: Es muß verhandelt werden. 
Das muß überall und für alle Waffen gelten. Kein Waffensystem 
darf ausgenommen bleiben. Niemand darf nur seine eigenen Sicher­
heitsinteressen sehen. Er muß auch die legitimen Interessen der 
anderen erkennen. Keiner darf Sicherheit auf Kosten anderer su­
chen. 
Wir begrüßen es, daß Präsident Reagan von dieser Stelle aus der 
Sowjetunion einen umfassenden Abrüstungsdialog vorgeschlagen 
hat. Dieser Dialog liegt im Interesse aller Völker. Die Vereinigten 
Staaten von Amerika und die Sowjetunion tragen wegen ihres nu­
klearen Potentials und wegen ihrer Verpflichtungen aus dem Nicht­
verbreitungs-Vertrag eine besondere Verantwortung. Wir treten mit 
dem amerikanischen Präsidenten dafür ein, daß die Verhandlungen 
über nukleare Waffen zwischen den Vereinigten Staaten und der 
Sowjetunion ohne Vorbedingungen wiederaufgenommen werden. 
Wir unterstützen den amerikanischen Wunsch nach drastischen Re­
duzierungen bei den interkontinental-strategischen Waffen. Wir 
wollen unverändert den weltweiten Verzicht der Vereinigten Staa­
ten und der Sowjetunion auf landgestützte Mittelstreckenflugkör­
per. Jede ausgewogene Vereinbarung auf dem Wege dahin unter­
stützen wir. Wir fordern Rüstungskontrolle für den Weltraum. Noch 
ist es Zeit. Wir wollen bei den Wiener MBFR-Verhandlungen durch 
beiderseitige Truppenreduzierungen ein paritätisches Kräftever­
hältnis bei den konventionellen Streitkräften in Mitteleuropa her­
stellen. 

Wir rufen die Teilnehmer an der Stockholmer Konferenz auf, kon­
kreten, militärisch bedeutsamen und verifizierbaren Maßnahmen 
zur Sicherheit und Vertrauensbildung zuzustimmen. Diese Maßnah­
men müssen in ganz Europa gelten. Wir treten ein für die Konkreti­
sierung und Bekräftigung des Gewaltverzichts im Rahmen des 
Mandats der Stockholmer Konferenz. Er muß für jeden gegenüber 
jedem gelten, innerhalb der Paktsysteme genauso wie im Verhalten 
der Teilnehmerstaaten überall in der Welt. 
Wir fordern einen neuen Impuls für den KSZE-Prozeß. Der finni­
sche Vorschlag, den 10. Jahrestag der Unterzeichnung der Schluß­
akte von Helsinki durch eine Konferenz auf politischer Ebene zu 
würdigen, verdient Unterstützung. 
Wir appellieren an alle Mitglieder der Vereinten Nationen, den Pro­
zeß der Vertrauensbildung in allen Teilen der Welt konkret und 
ernsthaft in Angriff zu nehmen und damit die Voraussetzungen für 
Abrüstung und Rüstungskontrolle weltweit zu verbessern. Es bleibt 
wichtig, angesichts der überall steigenden Ausgaben für militä­
rische Zwecke die Militärhaushalte offenzulegen und miteinander 
vergleichbar zu machen. 
Wir treten dafür ein, bei den Vereinten Nationen ein Register zu 
führen, das Auskunft über die weltweiten Waffenexporte und Waf­
fenimporte gibt. 
Wir wollen ein weltweites, umfassendes und verifizierbares Verbot 
der chemischen Waffen. Es reicht nicht aus, die chemischen Waffen 
nur für Europa zu ächten und damit die Möglichkeit offenzulassen, 
daß sie in anderen Teilen der Welt angewendet werden. 
Die in Abrüstungsverhandlungen eingegangenen Verpflichtungen 
müssen überprüft werden können. Die Bundesrepublik Deutschland 
wird ihren Beitrag zum Erfolg der Abrüstungsverhandlungen lei­
sten. 

VI 
Herr Präsident, Europa hat die Schrecken zweier Weltkriege erlebt. 
Die Europäische Gemeinschaft ist aus diesen Erfahrungen geboren. 
Wir wollen die Europäische Union. Die in dieser Union zusammen­
geschlossenen Völker werden ihre Kräfte und ihre Möglichkeiten so 
entfalten, daß Europa den Platz in der Welt einnimmt, der ihm 
gebührt. 
Die deutsch-französische Freundschaft ist ein Beispiel dafür, wie 
die Lektionen der Geschichte beherzigt werden können. Das ge­
meinsame Gedenken des Bundeskanzlers und des französischen 
Präsidenten an den Soldatengräbern von Verdun ist Symbol für 
Versöhnung und Freundschaft. 
Die Staaten der Europäischen Gemeinschaft wollen die Zukunft 
gemeinsam meistern. Aber Europa ist mehr als die zehn, demnächst 
zwölf Staaten der Europäischen Gemeinschaft. Wir suchen die Zu­
sammenarbeit mit allen Staaten Europas. Wir Deutschen sind uns 
der Verantwortung bewußt, die sich aus der Geschichte unseres 
Landes und aus unserer Lage im Herzen Europas ergibt. Die Bun­
desrepublik Deutschland hat ihr Schicksal fest in das Schicksal 
Europas eingebettet. Unsere Politik ist europäische Friedenspoli­
tik. 
Wir wollen mit den anderen Teilnehmern der KSZE auf der Grund­
lage der Schlußakte eine Friedensordnung in Europa schaffen, in 
der sich die Zusammenarbeit der Staaten, ungeachtet der Verschie­
denheit ihrer Systeme, frei entfalten kann. Wir wollen eine Frie­
densordnung, in der die Völker, wie die Schlußakte von Helsinki es 
vorsieht, ihr Schicksal selbst bestimmen, in der sie frei von Angst 
vor Gewalt, Drohung und Bevormundung leben können, in der die 
Menschen in den Genuß der ihnen zustehenden Rechte und der 
Früchte des friedlichen internationalen Austausches kommen. 
Es ist europäische Friedenspolitik, wenn in dem >Brief zur deut­
schen Einheit< gesagt wird, daß es unser politisches Ziel ist, auf 
einen Zustand des Friedens in Europa hinzuarbeiten, in dem das 
deutsche Volk in freier Selbstbestimmung seine Einheit wiederer­
langt. 
Mein Land hat mit den in den siebziger Jahren geschlossenen Ver­
trägen mit unseren östlichen Nachbarn den Weg zur KSZE freige­
macht. Wir stehen ohne Abstriche zu diesen Verträgen. Die Bundes­
republik Deutschland achtet die territoriale Integrität aller Staaten 
in ihren heutigen Grenzen. Sie geht von der bestehenden Lage in 
Europa aus. Sie erhebt keine Gebietsansprüche gegen irgend je­
manden und wird solche auch in Zukunft nicht erheben. Sie be­
trachtet heute und künftig die Genzen aller Staaten als unverletz­
lich. 
Wir appellieren an alle Staaten, ihre Jugend zum Frieden und zur 
Achtung vor anderen Völkern und vor anderen Auffassungen zu 
erziehen. Erziehung zum Haß gefährdet den Frieden. Polemik ge­
gen die friedlichen Absichten anderer Völker vergiftet das politi­
sche Klima. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat den Wunsch, die mit ihren öst­
lichen Nachbarn geschlossenen Verträge mit Leben zu erfüllen. Wir 
wollen, daß die Schlußakte von Helsinki in allen ihren Teilen ver­
wirklicht wird. Wir wollen den KSZE-Prozeß fortsetzen. Dieser Pro­
zeß hat die Lage in Europa zum Besseren gewendet. Er hat schwe­
ren Belastungen des internationalen Klimas standgehalten. Der 
Beitrag aller KSZE-Teilnehmerstaaten — der großen wie der klei­
nen — wird für die Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
unverzichtbar bleiben. 
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Wir wollen Zusammenarbeit mit allen Staaten des Warschauer 
Pakts. Wir wollen Zusammenarbeit, politisch, wirtschaftlich, techno­
logisch, wir wollen sie beim Schutz der Umwelt. Wir wollen einen 
engen kulturellen Austausch. Wir werden unseren auf Ausgleich 
und Verständigung gerichteten Kurs beharrlich und geduldig fort­
setzen. Wir werden uns nicht entmutigen und nicht beirren lassen. 
Wir werden den auch in schwierigen Zeiten nie unterbrochenen 
Dialog und die Zusammenarbeit mit der Sowjetunion auf der 
Grundlage des Moskauer Vertrages konsequent fortsetzen. Dieser 
Vertrag eröffnet ebenso wie das langfristige Wirtschaftsabkommen 
große Perspektiven, die es zu nutzen gilt. Der Wille zur deutsch-pol­
nischen Verständigung und Versöhnung bestimmt unser Denken 
und Handeln gegenüber dem polnischen Volk. Der Warschauer Ver­
trag vom 7. Dezember 1970 hat den Teufelskreis von Unrecht und 
Gegenunrecht ein für allemal durchbrochen. Das gehört zu den 
bedeutsamsten Ergebnissen deutscher und europäischer Nach­
kriegspolitik. 
Unsere Zusammenarbeit mit der DDR auch in einer Zeit der Span­
nungen zwischen West und Ost ist Ausdruck der historisch begrün­
deten Verantwortung beider deutscher Staaten für den Frieden in 
Europa. Diese Verantwortung muß sich auch in der gemeinsamen 
Regelung menschlicher und sachlicher Probleme bewähren. Die 
Menschen müssen die positiven Ergebnisse der Entspannungspoli­
t ik unmittelbar erfahren können. Wir haben dabei Fortschritte ge­
macht. Wir wollen, daß beide deutsche Staaten auf dem durch den 
Grundlagenvertrag und durch die Schlußakte von Helsinki vorge­
zeichneten Weg voranschreiten, wir wollen, daß sie ein Beispiel 
geben bei der Verwirklichung der in der Schlußakte übernommenen 
Verpflichtungen. So werden wir dem Anspruch gerecht, der in dem 
Bekenntnis zur Verantwortungsgemeinschaft seinen Ausdruck fin­
det. 
Von entscheidender Bedeutung für das West-Ost-Verhältnis und für 
den Frieden in der Welt ist die Verbesserung der Beziehungen zwi­
schen den Vereinigten Staaten und der Sowjetunion. Eine Rückbe­
sinnung auf die Prinzipien der Gleichheit und der gegenseitigen 
Rücksichtnahme, die in der amerikanisch-sowjetischen Erklärung 
von 1972 verankert sind, könnte den Weg dazu ebnen. Präsident 
Reagan hat vor den Vereinten Nationen die Entschlossenheit seines 
Landes zum Ausdruck gebracht, mit der Sowjetunion zur Sicherung 
des Weltfriedens zusammenzuarbeiten. Das sollte eine positive Ant­
wort der Sowjetunion finden. 
Wir können den Dialog zwischen den USA und der Sowjetunion 
nicht ersetzen, aber wir leisten — wie andere mittlere und kleinere 
Staaten auch — unseren Beitrag zur Verbesserung der West-Ost-
Beziehungen, und dieser Beitrag ist nicht gering. 

V I I 

Herr Präsident, Europa, das so oft von Kriegen heimgesucht wurde, 
von dem aus viele Kriege in andere Teile der Welt getragen wurden, 
muß heute Ausgangspunkt von Initiativen des Friedens und der 
Zusammenarbeit für alle Teile der Welt sein. Deshalb setzt die Bun­
desrepublik Deutschland als Mitglied der Europäischen Gemein­
schaft auch im Verhältnis zur Dritten Welt auf eine Politik, die dar­
auf zielt, 
»auf der Grundlage völliger Gleichberechtigung zwischen Partnern und in 
ihrem gegenseitigen Interesse eine enge und andauernde Zusammenarbeit im 
Geiste internationaler Solidarität herzustellen«, 
wie es der Vertrag von Lome I I formuliert. 
Wir wollen Freundschaft und gleichberechtigte Partnerschaft mit 
den Staaten des Südens. Wir unterstützen den Gedanken echter 
Blockfreiheit, weil er Unabhängigkeit bewahrt und fremdes Vor­
herrschaftsstreben abwehrt. Die Blockfreienbewegung wird immer 
mehr zu einem stabilisierenden Faktor der Weltpolitik. 
Große Bedeutung für die Stabilität in der Welt hat das volkreichste 
Land der Erde, die Volksrepublik China. Wir sehen mit Befriedi­
gung, wie sich China auch über Asien hinaus öffnet und seine Mit­
verantwortung für Frieden und Zusammenarbeit in der Welt wahr­
nimmt. 
Regionale Zusammenschlüsse bieten kleinen und mittleren Staaten 
die Möglichkeit, ihre Kräfte zu bündeln und ihre Unabhängigkeit 
gemeinsam zu behaupten. Die Europäische Gemeinschaft arbeitet 
mit den ASEAN-Staaten und den Anden-Pakt-Staaten im Rahmen 
von Kooperationsverträgen eng zusammen. 
Wir treten für eine engere Zusammenarbeit der Staaten der Euro­
päischen Gemeinschaft mit den Staaten des Golf-Kooperationsrates 
ein. Wir tragen das Unsere dazu bei, damit der europäisch-arabische 
Dialog wieder intensiviert wird. In wenigen Tagen werden die Au­
ßenminister der EG-Staaten, Spaniens und Portugals in San Jose 
mit ihren Kollegen aus den Ländern Zentralamerikas und der Con-
tadora-Gruppe zusammentreffen, um einen politischen Dialog zu 
beginnen und die Grundlagen für eine wirtschaftliche Kooperation 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Zentralamerika zu 
schaffen. 
Herr Präsident, Nord und Süd müssen miteinander sprechen, mit­
einander verhandeln, gemeinsame Lösungen für die Menschheits­
probleme der Gegenwart und der Zukunft finden. Der Nord-Süd-
Dialog wird aber nur Erfolg haben, wenn er im Bewußtsein der 
gleichen Würde aller Kulturen dieser Welt geführt wird. 

Seit Oktober 1984 leitet Karl Theodor Paschke als Botschafter die Ständige 
Vertretung der Bundesrepublik Deutschland beim Büro der Vereinten Natio­
nen und bei den anderen internationalen Organisationen in Wien. Er ist Nach­
folger von Julius Hoffmann, der in den Ruhestand gegangen ist. Paschke, 
geboren am 12. November 1935 in Berlin, trat nach einem Jurastudium 1960 in 
den Auswärtigen Dienst ein. 1972-77 leitete er die Ausbildung für den höheren 
Auswärtigen Dienst in Bonn. Anschließend war Paschke Pressereferent der 
Botschaft Washington; 1980 wurde er Sprecher des Auswärtigen Amts. 

Der Kulturaustausch zwischen Nord und Süd darf nicht am Rande, 
er muß im Zentrum des Nord-Süd-Gesprächs stehen. Unsere Welt 
ist voll von kulturellen Vorurteilen, die oft auf Unwissenheit beru­
hen. Wir alle haben noch voneinander zu lernen. Der Norden ist 
zwar reicher als der Süden, aber er ist deshalb nicht klüger, 
menschlicher, kultivierter. Die Kulturen des Nordens und des 
Südens müssen sich wechselseitig in ihrer kulturellen Eigenwürde 
als gleichwertig anerkennen. 
Es kommt auf die innere Haltung an, mit der wir anderen Völkern 
begegnen. Wie oft hat Überheblichkeit gegenüber anderen Völkern 
mit der Mißachtung ihrer kulturellen Identität und ihrer kulturellen 
Leistungen begonnen. Um ein Land zu verstehen, muß man seine 
Kultur verstehen. Die Erfahrung der Gleichwertigkeit der Kulturen 
kommt den Völkern nicht von selbst. Das erfordert einen intensiven 
Kulturaustausch. Wir sind bereit, zu geben — und zu nehmen. Der 
Kulturaustausch trägt bei zu dem Aufbau einer friedlichen Weltord­
nung. 

V I I I 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die Völker schauen in 
diesen Tagen in Sorge und Hoffnung nach New York. Sie sind beun­
ruhigt. Nicht allein, daß es Spannungen gibt, macht sie besorgt, son­
dern daß die Spannungen zu wachsen scheinen. Und sie fragen sich, 
was geschehen wird, wenn die Spannungen immer weiter wach­
sen. 
Die Probleme, vor denen wir stehen, sind ernst und schwer. Nie­
mand erwartet von uns, daß wir in diesen Tagen eine Zauberformel 
finden, die alles mit einem Schlag löst. Aber eines erwarten die Völ­
ker mit Recht: Daß wir Zeichen der Hoffnung setzen. Zeichen, daß 
die Regierungen der Welt die Gefahr erkannt haben, Zeichen dafür, 
daß sie in der Lage sind, dem Anwachsen der Spannungen Einhalt 
zu gebieten. 
Die Völker wollen nicht die Wiederholung längst bekannter unver­
söhnlicher Standpunkte oder Schuldzuweisungen hören. Sie wollen 
wissen, was wir konkret zu tun gedenken, um dem gemeinsamen 
Interesse des Friedens zu dienen. Wir dürfen sie nicht enttäu­
schen. 
Ich habe Ihnen dargelegt, wie mein Land seine Verantwortung 
wahrnimmt. Die Bundesrepublik Deutschland stellt sich den Her­
ausforderungen der Zukunft mit der Zuversicht eines Landes, des­
sen Bürger sich frei entfalten und in Freiheit zum Aufbau einer 
humanen und gerechten Welt beitragen können. 
Das große Ziel einer humanen und gerechten Welt sollte uns leiten, 
wenn wir 1985 den vierzigsten Geburtstag unserer Organisation fei­
ern und 1986 das internationale Jahr des Friedens< begehen. 
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Literaturhinweise 
Spröte, Wolfgang / Wünsche, Harry (Hrsg.): 
Die Vereinten Nationen und ihre Spe­
zialorganisationen. Dokumente 

Band 2: Die Hauptorgane der UNO. 1979, 
708 S, 72,- M 

Band 3, Teil I : Resolutionen zur Abrüstung 
und zur Kodifizierung des Völkerrechts. 
1981, 640 S., 64,- M 

Band 6: Resolutionen zu Grundfragen des 
internationalen Handels und der inter­
nationalen Währungs- und Finanzbezie­
hungen. 1980, 464 S., 47,- M 

Band 10: Der Weltpostverein. 1983, 505 S., 
64,20 M 

Band 12: Die internationale Arbeitsorgani­
sation. 1981. 427 S., 44,- M 

Band 18: Die Weltorganisation für geistiges 
Eigentum. 1982, 494 S., 50,- M. 

Berlin (Ost): Staatsverlag der Deutschen 
Demokratischen Republik. Insgesamt 20 
Bände 

Mit den oben aufgeführten Titeln sind 
inzwischen 11 der zu erwartenden 20 Bän­
de erschienen (vgl. auch die Besprechung 
in VN 5/1978 S.180f.). Vor zehn Jahren be­
gann in der DDR der Staatsverlag mit der 
Herausgabe dieser Dokumentenreihe über 
das UN-System, wobei die Texte der Doku­
mente meist in den UN-Amtssprachen 
Russisch, Englisch und Französisch sowie 
in deutscher Übersetzung wiedergegeben 
werden. Herausgeber der Reihe sind wei­
terhin Wolfgang Spröte und Harry Wün­
sche vom Institut für Internationale Bezie­
hungen an der Akademie für Staats- und 
Rechtswissenschaft in Potsdam-Babels­
berg. 
Ursprünglich sollten jährlich zwei Bände er­
scheinen; insgesamt waren 17 Bände vorge­
sehen. Davon sollten die Bände 7 bis 17 je­
weils eine Spezialorganisation des UN-Sy­
stems behandeln. Mit dem Anwachsen der 
Zahl der Sonderorganisationen durch die 
Gründung der WIPO 1974 und des IFAD 
1977 sowie der demnächst zu erwartenden 
Umwandlung der UNIDO zu einer Sonder­
organisation wird die Gesamtzahl der Doku­
mentenbände auf 20 ansteigen. Ferner sind 
weitere Teil- und Ergänzungsbände zu er­
warten, so daß das Gesamtwerk in absehba­
rer Zeit nicht vollständig vorliegen wird. 
Band 2, zusammengestellt und eingeleitet 
von Harry Wünsche, behandelt die Hauptor­
gane und beginnt mit einer knappen Vorbe­
merkung, die sich auf eine sachliche Einfüh­
rung in die aufgenommenen Dokumente be­
schränkt und sich dadurch von den interes­
senspezifisch-politisch weit ausholenden 
Einführungen anderer Dokumenten-Bände 
wohltuend abhebt. Teil I behandelt das UN-
System als Völkerrechtssubjekt und enthält 
die Konventionen über die Immunitäten 
und Privilegien der Vereinten Nationen und 
ihrer Sonderorganisationen sowie ausge­
wählte Sitzabkommen. Teil I I enthält die 
Geschäftsordnungen (>Verfahrensregeln<) 
der vier Hauptorgane Generalversamm­
lung, Sicherheitsrat, Treuhandrat und Inter­
nationaler Gerichtshof sowie die Statuten 
des Verwaltungsgerichts der Vereinten Na­
tionen und der Völkerrechtskommission 
(die Geschäftsordnung des Wirtschafts- und 
Sozialrats ist in Band 4, das Statut des In­

ternationalen Gerichtshofs in Band 1 abge­
druckt). Sämtliche Dokumente werden als 
nicht-authentische deutsche Texte sowie, 
soweit tatsächlich erfolgt, in den UN-Spra­
chen Russisch, Englisch und Französisch 
aufgeführt. Auf die Besonderheit der deut­
schen Übersetzung muß deswegen hinge­
wiesen werden, weil mindestens drei deut­
sche Übersetzungen vorliegen. (Der Deut­
sche Übersetzungsdienst der Vereinten Na­
tionen hat zum Beispiel 1983 die Geschäfts­
ordnung der Generalversammlung (UN-
DocA/520/Rev.l4) »unter teilweiser Heran­
ziehung« einer Übersetzung des Sprachen­
dienstes des Auswärtigen Amtes von 1961 
sowie einer im Staatsverlag der DDR er­
schienenen Übersetzung von 1977 veröffent­
licht.) Abgeschlossen wird der Band 2 — 
ebenso wie alle anderen Dokumentenbände 
— mit einem zweisprachigen (Englisch/ 
Französisch-Deutsch) Verzeichnis der Na­
men und Abkürzungen von Institutionen 
des UN-Systems sowie mit einem Schlag-
und Stichwortregister. 
Band 3, Teil I , zusammengestellt und einge­
leitet von Joachim Schulz, besteht seiner­
seits aus zwei Teilen, nämlich I . Modifizie­
rung und progressive Entwicklung des Völ­
k e r r e c h t und I I . >Probleme der Rüstungs­
begrenzung und Abrüstung<, wobei den bei­
den Teilen jeweils längere allgemeine Ein­
führungen vorangestellt werden. Der Teil I I 
des Bandes 3, der ursprünglich im ersten 
Halbjahr 1983 erscheinen sollte, wird Ent­
schließungen zum Selbstbestimmungsrecht 
der Völker und zu den Menschenrechten 
enthalten. Sämtliche Dokumente — es han­
delt sich ausschließlich um Resolutionen 
der Generalversammlung bis 1977 — wer­
den in den vier genannten Sprachen abge­
druckt. 
Band 6, zusammengestellt und eingeleitet 
von Wolfgang Spröte, enthält Entschließun­
gen der I . bis IV. UNCTAD (1964-1976) sowie 
der Generalversammlung zu Grundfragen 
des internationalen Handels und der inter­
nationalen Währungs- und Finanzbeziehun­
gen. Diese Dokumente sowie zwei Erklärun­
gen sozialistischer Staaten zu diesem Pro­
blemkomplex erscheinen ebenfalls vierspra­
chig. Auf Entschließungen und Dokumente 
des Internationalen Währungsfonds (IMF) 
wurde wegen der Nichtmitgliedschaft der 
DDR und anderer sozialistischer Staaten 
verzichtet. 
Die Bände 10, 12 und 18 behandeln Sonder­
organisationen des UN-Systems. Band 10, 
zusammengestellt und auf 50 Seiten einge­
leitet von Karl-Heinz Schramm, enthält Ver­
träge und Entschließungen, die sich auf den 
technisch-administrativen Bereich des Welt­
postvereins konzentrieren. Die deutschen 
Texte sind nicht authentisch. Die Zeittafeln 
gehen bis 1979, zum Teil bis 1980. Der Band 
enthält auch ein stark vereinfachendes 
Strukturschema der Organisation; hier 
hätte besser das offizielle, in deutscher 
Sprache erschienene Organigramm des 
Weltpostvereins verwendet werden sollen. 
Band 12, zusammengestellt und auf 56 Sei­
ten eingeleitet von Heinz und Ruth 
Deutschland, enthält als Dokumente die 
Verfassung der Internationalen Arbeitsor­
ganisation (ILO), die Geschäftsordnungen 
der Internationalen Arbeitskonferenz, des 
Verwaltungsrats und der Regionalkonferen­
zen sowie den Text der Vereinbarung zwi­
schen den Vereinten Nationen und der ILO 
in den genannten vier Sprachen, wobei es 
sich bei den deutschen (und russischen) 
Texten um vom Internationalen Arbeitsamt 
angefertigte und von ihm herausgegebene 
Übersetzungen handelt. Der beispielhaft zu­

sammengestellte Anhang enthält unter an­
derem Organigramme der ILO, des Verwal­
tungsrats und des Internationalen Arbeits­
amts, ferner Listen der Übereinkommen 
und Empfehlungen bis 1979 bzw. 1980, eine 
Übersicht über die Veröffentlichungen der 
ILO sowie Chroniken der Internationalen 
Arbeitskonferenzen und der ILO-Regional-
konferenzen. 
Band 18, zusammengestellt und auf sechs 
Seiten eingeleitet von Karl Becher, enthält 
unter andern das Übereinkommen zur Er­
richtung der Weltorganisation für geistiges 
Eigentum (WIPO), die Geschäftsordnung so­
wie verschiedene Abkommen, die von der 
WIPO verwaltet werden. Im Anhang werden 
unter anderem Übersichten über die Or­
gane der WIPO, die Vereinbarungen und die 
Mitgliedstaaten der Vereinbarungen aufge­
führt. 
Wie bereits 1978 hervorgehoben, ist die Ge­
samtleistung beachtlich und verdient Aner­
kennung. Die Reihe ist für alle Wissen­
schaftler, die sich mit Problemen der Ver­
einten Nationen befassen, zu einem wichti­
gen Nachschlagewerk geworden. 

Klaus Hüfner • 

Rudolph, Helga: Internationale Roh­
stoffabkommen und Internationaler 
Rohstoffonds 

Berlin (Ost): Staatsverlag der Deutschen 
Demokratischen Republik 1983 
207 S., 21,- M 

Die Verfasserin versteht internationale 
Rohstoffabkommen als multilaterale Maß­
nahmen, um »aus der kapitalistischen Wirt­
schaftsweise resultierende negative Auswir­
kungen auf den internationalen (kapitalisti­
schen und intersystemaren) Rohstoffhandel 
durch preisstabilisierende Effekte in Gren­
zen zu halten« (S.157). Die Begründung für 
die hierin liegende Kri t ik bleibt die Verfas­
serin allerdings schuldig. Denn auch sie 
sieht die Gründe für das Rohstoffproblem 
auf internationaler Ebene systemunabhän­
gig in der Begrenztheit von Ressourcen und 
der Import- bzw. Exportabhängigkeit eini­
ger Staaten (S.lff.). Der Wunsch der Indu­
strieländer nach einer Liberalisierung des 
internationalen Rohstoffhandels sowie die 
gegenläufigen Nationalisierungstendenzen 
werden von der Autorin allerdings deutlich 
herausgearbeitet. 
Die Arbeit weist eine konventionelle Gliede­
rung auf. Einem einleitenden Problemaufriß 
folgt eine knappe, aber vollständige Darstel­
lung der Entwicklungsgeschichte von inter­
nationalen Rohstoffabkommen. Hieran 
schließt sich eine Analyse der entsprechen­
den UN-Aktivitäten an, wobei der Charta 
der wirtschaftlichen Rechte und Pflichten 
der Staaten Rechtsnormqualität zuerkannt 
wird — dies hätte problematisiert werden 
können. Dem folgt ein ausführliches Kapitel 
über Charakter und Inhalt internationaler 
Rohstoffabkommen. Es ist dies — mit Rück­
sicht auf die hierin liegende Systematisie-
rungsarbeit — sicher der lesenswerteste 
Teil der Arbeit. Verhältnismäßig kurz gera­
ten ist dagegen der Abschnitt über den Ge­
meinsamen Rohstoffonds. Ein Anhang (der 
neben einigen Übersichten auch den Text 
des Abkommens zur Schaffung des Gemein­
samen Fonds enthält) schließt das Werk ab, 
das für einen Neuling in diesem Bereich 
durchaus informativ und lesenswert ist. 

Rüdiger Wolfrum • 
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Aus dem Bereich der Vereinten Nationen 
Tätigkeiten • Nachrichten • Meinungen 

Politik und Sicherheit 

Stärkung der Vereinten Nationen: Die Initiative 
des Generalsekretärs zur 37. Generalversamm­
lung — Bestandsaufnahme nach zwei Jahren — 
Neuartiger Ansatz zur Konfliktprävention (50) 

Vorschläge von 1982 
In seinem Bericht über die Tätigkeit der Or­
ganisation der Vereinten Nationen an die 
37. Generalversammlung stellte Generalse­
kretär Javier Perez de Cuellar mit Nachdruck 
fest: Es »muß etwas geschehen, und zwar 
schleunigst, um unsere internationalen Insti­
tutionen zu stärken und unter Einsatz von 
Phantasie neue Wege zur Verhinderung und 
Lösung von Konflikten zu finden«. (VN 
6/1982 S.200) Als dringendstes Ziel bezeich­
nete er die Wiederbelebung des Charta-Kon­
zepts der kollektiven Sicherheit. 
Seine teilweise sehr konkreten Vorschläge 
zielen auf eine bessere Nutzung des beste­
henden Instrumentariums — vor allem durch 
Sicherheitsrat und Generalsekretär. Beide 
sollen in die Lage versetzt werden, interna­
tionale Krisen bereits in ihrem Frühstadium 
unter Kontrolle zu bringen und zu entschär­
fen. 
• Seine wichtigsten Vorschläge zur Stär­
kung des Sicherheitsrats: 
— Systematischeres und früheres Eingrei­

fen des Rates; 
— frühzeitige Diskussionen des Rates mit 

den Streitparteien vor dem Ausbruch ei­
ner akuten Krise; 

— Beobachtung potentiell gefährlicher Si­
tuationen durch Hilfsorgane des Rates; 

— Überprüfung und Effektivierung der Ver­
fahren des Rates mit dem Ziel, schneller 
und entschiedener in Krisensituationen 
reagieren zu können; 

— Gewährleistung größerer Unterstützung 
durch alle Regierungen bei der Durchfüh­
rung der Resolutionen des Rates sowie 
der in seinem Auftrag durchgeführten 
Guten Dienste und Verhandlungen mit 
den Streitparteien. 

Als »unerläßliche Voraussetzung für den Er­
folg« der Ratstätigkeit bezeichnete Perez de 
Cuellar die Verbesserung der Arbeitsbezie­
hungen unter seinen Ständigen Mitgliedern. 
Diese sind weiterhin durch den ideologisch­
politischen Antagonismus zwischen der So­
wjetunion und den drei westlichen Ständigen 
Mitgliedern nachhaltig belastet. 
• Vorschläge zur Stärkung der Rolle des 
Generalsekretärs im Bereich der Friedenssi­
cherung unter Artikel 99 der Charta (der es 
dem Generalsekretär ermöglicht, die Auf­
merksamkeit des Rates auf seines Erachtens 
friedensgefährdende Entwicklungen zu len­
ken): 
— Systematischer Ausbau seiner politi­

schen Funktionen, vor allem im Bereich 
der stillen Diplomatie; 

— Ausdehnung und Systematisierung sei­
ner Zuständigkeit zur Tatsachenermitt­
lung in potentiellen Konfliktgebieten, in 

enger Zusammenarbeit mit dem Sicher­
heitsrat. 

• Vorschläge zum Ausbau friedenssichern­
der Operationen: 
Untersuchung der bestehenden Möglichkei­
ten zur Stärkung von peacekeeping opera-
tions< durch 
— Ausweitung ihrer militärischen Befug­

nisse, 
— Erhöhung ihrer Wirksamkeit durch indivi­

duelle oder kollektive Garantien. 

Positive Resonanz 
Die erste Reaktion der UN-Mitgliedstaaten 
auf diese Vorschläge war einhellig positiv. 
Die Auseinandersetzung mit ihnen bildete ei­
nen der thematischen Schwerpunkte der Ge­
neraldebatte der 37. Generalversammlung. 
Eine Vielzahl von Regierungschefs und Au­
ßenministern pflichtete einzelnen oder meh­
reren Vorschlägen des Generalsekretärs bei 
oder machte sie zum Ausgangspunkt weiter­
gehender Überlegungen. In ihrer Resolution 
37/67 nahm die Generalversammlung 
schließlich ausdrücklich »mit Dank« Kenntnis 
vom Bericht des Generalsekretärs und er­
suchte den Sicherheitsrat, denselben »ge­
bührend zu berücksichtigen«. 
Vertreter aller Staatengruppen befürworteten 
eine erneute (feierliche) Bekräftigung der 
Staatenverpflichtungen unter der Charta. Sie 
betonten die besondere Verpflichtung der 
Ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats. 
Von zahlreichen Rednern wurde der Vorrang 
der Charta-Prinzipien vor nationalen Interes­
sen und Rivalitäten als anzustrebendes politi­
sches Ziel hervorgehoben. 
Schwerpunkt der westlichen Stellungnah­
men, unter denen vor allem nordische und 
neutrale Staaten sehr konkrete Vorschläge 
machten, waren die Überlegungen von Perez 
de Cuellar zum systematischeren Eingreifen 
des Sicherheitsrats, zur Stärkung der Verfah­
ren der Tatsachenermittlung und der Guten 
Dienste sowie zur Gewährleistung eines ef­
fektiven Tätigwerdens der UN-Hauptorgane 
im Frühstadium von Krisen. Vor allem trup­
penstellende Staaten wie Österreich, Finn­
land und Norwegen, aber auch andere, be­
grüßten die Vorschläge zur Stärkung frie­
denssichernder Operationen, vor allem unter 
dem Gesichtspunkt politischer und völker­
rechtlicher Garantien. 
Die Reaktion der sozialistischen Staaten war 
eher generell-zustimmender Art, wenngleich 
unter dem bekannten Vorbehalt der Achtung 
der UN-Charta: In ihrer Ablehnung jeglicher 
Revision der Charta sind sich die Ständigen 
Mitglieder des Sicherheitsrats — nur China 
bildet eine gewisse Ausnahme — nach wie 
vor einig. Einige osteuropäische Staaten un­
terstützten den Vorschlag der Durchführung 
einer Sitzung des Sicherheitsrats auf höch­
ster politischer Ebene. 
Die Mehrzahl der blockfreien Staaten stellte 
sich vorbehaltlos hinter alle Vorschläge des 
Generalsekretärs. Im Mittelpunkt ihrer Äuße­
rungen stand vor allem die Forderung nach 

einer Stärkung des kollektiven Sicherheitssy­
stems (KapitelVII der Charta), weitverbrei­
tete Kritik am Mißbrauch des Vetorechts so­
wie — wenn auch vereinzelt — die Forde­
rung der Durchführung einer Charta-Revi­
sionskonferenz nach Art.109. Zahlreiche 
Blockfreie sprachen sich für konzertierte di­
plomatische Bemühungen auf höchster 
Ebene aus und forderten größere Koopera­
tion vor allem unter den Ständigen Mitglie­
dern des Sicherheitsrats. 

Stockender Fortgang 1983 und 1984 
Die vielleicht bemerkenswerteste Antwort 
auf die Vorschläge des Generalsekretärs war 
ein von den nordischen Staaten (Dänemark, 
Finnland, Island, Norwegen und Schweden) 
zirkuliertes Papier zum Thema >Stärkung der 
Vereinten Nationen< (UN-Doc.A/38/271 v. 
16.6. 1983). Das Dokument enthält eine Wei­
terentwicklung der Vorschläge des General­
sekretärs zur Rolle der Hauptorgane, zu den 
friedenssichernden Operationen sowie zu di­
versen Aspekten der friedlichen Streitbeile­
gung. Hervorgehoben wird die Bedeutung ei­
ner vollen Nutzung der politischen Funktio­
nen des Generalsekretärs auf der Grundlage 
einer besseren Verständigung mit dem Si­
cherheitsrat. Periodische Sitzungen des Ra­
tes, möglicherweise auf Regierungsebene, 
werden als mögliches Mittel bezeichnet, die 
politische Bedeutung des Sicherheitsrats zu 
erhöhen, an ihn gestellte überhöhte Erwar­
tungen durch regelmäßiges Zusammentreten 
abzubauen und seine Effizienz durch Erzeu­
gung des notwendigen politischen Willens al­
ler Ratsmitglieder zu erhöhen. Die nordi­
schen Regierungen sprachen sich ferner für 
eine gezielte Nutzung des Sicherheitsmecha­
nismus der Weltorganisation im Bereich der 
Konfliktverhütung aus. So soll unter anderem 
der mögliche Einsatz friedenssichernder 
Operationen bereits als Abschreckung ge­
genüber potentiellen Aggressionen unter­
sucht werden. Das Papier setzt sich detail­
liert mit zahlreichen Einzelfragen von peace­
keeping operations< auseinander. 
Der Generalsekretär selbst präzisierte die 
generelle Zielsetzung seiner Vorschläge in 
seinem Jahresbericht an die 38. Generalver­
sammlung: 
»Abgesehen von der Konflikteindämmung sollte es 
das wichtigste Ziel des Sicherheitsrats, insbeson­
dere seiner Ständigen Mitglieder, sein, ein wirksa­
mes gemeinsames Lösungsmodell für potentielle 
Bedrohungen des Weltfriedens und der internatio­
nalen Sicherheit zu entwickeln, durch das die 
Streitparteien dabei unterstützt und nötigenfalls 
durch Druck dazu veranlaßt werden, ihre Differen­
zen gerecht und auf friedlichem Wege beizulegen. 
Ein solches konzertiertes Lösungsmodell sollte mit 
beträchtlicher Überzeugungskraft und nötigenfalls 
praktischen Druckmitteln ausgestattet sein.« (VN 
5/1983 S.156) 
Trotz großer prinzipieller Zustimmung sei­
tens der Mehrzahl der UN-Mitgliedstaaten ist 
ein operatives Follow-up bislang jedoch aus­
geblieben. Das gilt vor allem für den Sicher­
heitsrat, der sich in einer Serie von nichtöf­
fentlichen Konsultationen 1983 und 1984 
ohne Ergebnis mit den Vorschlägen des Ge­
neralsekretärs auseinandersetzte. Die Mit­
glieder des Sicherheitsrats kamen dabei über 
einen Austausch ihrer jeweiligen prinzipiellen 
Standpunkte zu den einzelnen Problemberei­
chen nicht hinaus. Die starre Haltung einzel­
ner Ständiger Mitglieder, vor allem der So­
wjetunion, verhinderte bislang konkrete Re-
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sultate. Ausdruck der ergebnislosen Bemü­
hungen des Rates sind die Mitteilungen des 
Präsidenten des Sicherheitsrats vom ^ .Sep­
tember 1983 (UN-Doc.S/15971) und vom 
28.September 1984 (S/16760), in denen als 
Ergebnis von insgesamt 28 Treffen nur recht 
allgemeine Absichtserklärungen wiedergege­
ben werden. 
In seinem jüngsten Bericht über die Tätigkeit 
der Organisation an die 39. Generalversamm­
lung nimmt der Generalsekretär diese Tatsa­
che mit Bedauern zur Kenntnis, wenn er dar­
auf hinweist: 
»In meinem ersten Jahresbericht vor zwei Jahren 
habe ich einige Vorschläge zur Beantwortung der 
Frage gemacht, wie man das mit der Charta ge­
schaffene System zur Wahrung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit funktionsfähiger 
machen könnte. Der Sicherheitsrat hat sich zwar im 
Rahmen von ideenreichen Konsultationen viele 
Stunden mit diesen und ähnlichen Fragen befaßt, 
doch stehen konkrete Ergebnisse noch aus — zu 
denen der Anstoß von allerhöchster politischer 
Ebene erfolgen muß. Ich glaube, daß sich die Mög­
lichkeiten der Vereinten Nationen nur dann voll aus­
schöpfen lassen, wenn ihre Mitglieder bereit sind, 
auch tatsächlich etwas zu tun, um neue Wege und 
Methoden zu versuchen.« (S.192 dieser Ausgabe) 

Prävention internationaler Konflikte 
Einen derartigen neuen Ansatz hat die Bun­
desrepublik Deutschland zusammen mit an­
deren westlichen Staaten im Sonderaus­
schuß für die Charta der Vereinten Nationen 
und die Stärkung der Rolle der Organisation 
unternommen. Dazu sagte Bundesaußenmi­
nister Genscher in seiner Rede vor der lau­
fenden Generalversammlung am 26. Septem­
ber: 
»Wir müssen den friedensfördernden Einfluß der 
Vereinten Nationen stärken. . . . Wir alle wissen, wie 
schwer es ist, ausgebrochene Konflikte zu lösen 
oder auch nur einzudämmen. Deshalb müssen 
Konflikte schon in der Phase ihrer Entstehung ent­
schärft werden. Dazu brauchen wir einen funktio­
nierenden Frühwammechanismus, der dem Sicher­
heitsrat und dem Generalsekretär schnelles Han­
deln ermöglicht. Wir unterstützen die Vorschläge, 
die der Generalsekretär hierzu gemacht hat. Zu­
sammen mit anderen Delegationen hat die Bundes­
republik Deutschland im Charta-Ausschuß Vor­
schläge zur Prävention internationaler Konflikte< 
vorgelegt « (S.197 dieser Ausgabe) 
Diese Vorschläge und Gedanken zu einem 
wichtigen Teilgebiet der internationalen Frie­
denssicherung sind in einem von der Bun­
desrepublik Deutschland initiierten und von 
Belgien, Italien, Japan, Spanien und Neusee­
land miteingebrachten Arbeitspapier (UN-
D0C.A/AC.182/L.38 v.17.4.1984) enthalten. 
Sachlich geht es in erster Linie um eine Ef-
fektivierung existierender Verfahren der rele­
vanten UN-Organe (vor allem Sicherheitsrat 
und Generalsekretär) bei der frühzeitigen Er­
greifung konfliktverhütender oder -eindäm­
mender Maßnahmen. Schwerpunkte bilden 
die Schaffung eines funktionierenden Früh­
warnmechanismus durch effiziente Tatsa­
chenermittlung und verbesserte (Tatsa-
chen-)Übermittlung zwischen den betroffe­
nen UN-Organen sowie die wirksamere Nut­
zung und der Ausbau der Möglichkeiten stil­
ler Diplomatie sowohl des Sicherheitsrats als 
auch des Generalsekretärs zusammen mit 
den betroffenen Staaten. 
Die westliche Initiative, die auf den Ideen des 
Generalsekretärs aufbaut und Ergebnis in­
tensiver Konsultationen von Delegationen al­

ler Regionalgruppen ist, wurde von der über­
wiegenden Mehrzahl der im Charta-Aus­
schuß vertretenen Staaten als zeitgerecht 
begrüßt. Während der Diskussion im mit 
Rechtsfragen befaßten 6. Hauptausschuß der 
laufenden Generalversammlung fand sie wei­
testgehende Unterstützung bei Vertretern al­
ler Regionalgruppen, mit Ausnahme der So­
wjetunion. Diese bezeichnet trotz gegenteili­
ger Äußerungen der Initiatoren die Vor­
schläge als einen Versuch, die UN-Charta zu 
revidieren. Das westliche Arbeitspapier zur 
Prävention internationaler Konflikte< wird auf 
der nächsten Tagung des Charta-Ausschus­
ses als offizielle Arbeitsgrundlage dienen. Es 
ist beabsichtigt, als Ergebnis der Behand­
lung dieses Papiers konkrete Empfehlungen 
der Generalversammlung zu erarbeiten. 
Die Feier des 40. Jahrestages der Gründung 
der Vereinten Nationen am 24. Oktober 1985 
wurde während er 39. Generalversammlung 
von vielen Staaten als besondere Motivation 
für verstärkte Bemühungen in dieser Rich­
tung hervorgehoben. 

Michael Schaefer • 

Weltraumausschuß: Kontroverse um die Welt­
raumrüstung — Zurückhaltende Beteiligung der 
USA (51) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 6/ 
1983 S.194f. fort.) 

Die Abrüstungsthematik hat 1984 die Tätig­
keit des Ausschusses für die friedliche Nut­
zung des Weltraums überschattet; sein Ar­
beitsgebiet ist freilich umfassender. Fol­
gende Problemkreise wurden auf den Tagun­
gen des Weltraumausschusses (12.-21.6. in 
Wien) und seiner beiden Unterausschüsse 
(Rechtsfragen: 19.3.-6.4. in Genf; Wissen­
schaft und Technik: 13.-24.2. in New York) 
beraten: Erkundung der Erde aus dem Welt­
raum; Einsatz von Weltraumgegenständen, 
die nukleare Energiequellen verwenden; Ab­
grenzung von Weltraum und Luftraum (ein­
schließlich der Nutzung des geostationären 
Orbits); Wettrüsten im Weltraum. Alle ge­
nannten Themen bis auf die Frage des Wett­
rüstens beschäftigen den Weltraumausschuß 
seit geraumer Zeit; substantielle Fortschritte 
wurden nicht erzielt. 

Wettrüsten im Weltraum: Das Mandat, sich 
mit der zunehmenden Militarisierung des 
Weltraums zu beschäftigen, war dem Welt­
raumausschuß von der Generalversammlung 
mit Resolution 38/80 vom 15. Dezember 1983 
übertragen worden. Hiergegen hatten sich 
seinerzeit die Vereinigten Staaten gewandt, 
die allein die Genfer Abrüstungskonferenz 
für zuständig hielten. Außer den USA hatten 
elf weitere Staaten, darunter die Bundesre­
publik Deutschland, gegen die Resolution 
38/80 gestimmt. Das Vorgehen der Staaten­
mehrheit war von der Enttäuschung darüber 
bestimmt, daß die Verhandlungen in der Ab­
rüstungskonferenz über die Militarisierung 
des Weltraums keinerlei Fortschritte zeigten 
— bereits die Einsetzung einer Arbeits­
gruppe bereitete Schwierigkeiten. (Es liegt 
allerdings seit März 1984 in Genf ein neuer 
Vertragsentwurf von Seiten der Sowjetunion 
vor.) Außerdem wünschten viele Staaten, die 
Militarisierung des Weltraums in einem grö­
ßeren Forum zu beraten. 

Die Beratungen im Weltraumausschuß und 
seinen beiden Unterausschüssen wurden 
durch die Befassung dieser Gremien mit Ab­
rüstungsfragen deutlich überschattet. So 
machten die Vereinigten Staaten im Unter­
ausschuß Wissenschaft und Technik deut­
lich, daß sie sich nicht an einer Abrüstungs­
diskussion im Weltraumausschuß beteiligen 
würden. Außerdem deuteten sie an, daß ihre 
Mitarbeit im Weltraumausschuß in Frage ge­
stellt sei, wenn nicht für die Zukunft die Be­
achtung der Konsensregel gesichert wäre. 
Auf Expertenebene haben die USA ihre Mit­
arbeit bereits eingeschränkt. In der Vergan­
genheit waren Weltraumfragen stets im Kon­
sens entschieden worden; die Befassung 
des Weltraumausschusses mit Abrüstungs­
fragen durch Mehrheitsentscheidung war die 
erste Durchbrechung dieses Prinzips. 
Erderkundung: Eine Arbeitsgruppe im Unter­
ausschuß Recht beschäftigte sich mit den 
Zentralfragen der Fernerkundung (internatio­
nale Verantwortlichkeit, Zugang des erkun­
deten Staates zu den gewonnenen Daten, 
Genehmigungspflicht für eine Verteilung der 
Daten seitens des erkundeten Staates). Kon­
krete Ergebnisse wurden nicht erzielt. 
Verwendung nuklearer Energiequellen: Auf­
gabe der Arbeiten im Weltraumausschuß soll 
es sein, das Völkerrecht weiterzuentwickeln. 
Hier stehen die Erwägungen praktisch immer 
noch am Anfang. Einige Staaten bezweifel­
ten, daß überhaupt eine entsprechende 
Ergänzung des Völkerrechts notwendig 
sei. 

Abgrenzung Weltraum/Luftraum: Hier stehen 
sich verschiedene Ansätze gegenüber. Die 
Sowjetunion befürwortet eine vertragliche 
Grenzziehung bei 110 km Höhe. Demgegen­
über hielten andere Staaten eine Grenzzie­
hung für unnötig, während eine dritte Gruppe 
einen funktionalen Ansatz befürwortete. Hin­
sichtlich des geostationären Orbits wurde 
teilweise betont, es handele sich hier um ein 
begrenztes Nutzungsgut eigener Art; inso­
fern sei eine Regelung unter dem Prinzip des 
gemeinsamen Erbes der Menschheit erfor­
derlich. Demgegenüber wiederholten die 
Äquatorialstaaten ihren schon früher vertre­
tenen Standpunkt, daß die Verwaltung des 
geostationären Orbits nicht international, 
sondern auf nationaler Basis, nämlich durch 
sie, erfolgen solle. Auch insoweit erfolgte 
keine Annäherung der Standpunkte. 

Rüdiger Wolfrum • 

Wirtschaft und Entwicklung 

UNIDO IV: Uneinigkeit über die Ursachen der 
Krise — Keine neuen Finanzierungsquellen er­
schlossen (52) 

(Vgl. auch Dietrich Kebschull, Entwicklungs­
länder-Industrialisierung bleibt dringlich. 
Denkpause nach dem Scheitern von UNIDO 
III, VN 3/1980 S.83ff.; Peter Herrmann, Indu­
strialisierung: Die Illusionen sind verflogen. 
Die UNIDO vor der Umwandlung ist eine Son­
derorganisation, VN 1/1984 S.6ff.) 

I. Die einzige nennenswerte Gelegenheit 
für den Nord-Süd-Dialog im wirtschaftlichen 
Bereich stellte im laufenden Jahr die Vierte 
Generalkonferenz der Organisation der Ver-
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einten Nationen für industrielle Entwicklung 
(UNIDO IV) dar. Sie fand vom 2. bis zum 
20.August 1984 in Wien statt; 139 Staaten 
nahmen teil. Obwohl über die Präambel zu 
dem Schlußdokument wegen des Wider­
stands der Vereinigten Staaten keine Ein­
stimmigkeit erzielt wurde — die Bundesrepu­
blik Deutschland enthielt sich mit elf anderen 
Staaten der Stimme —, konnten sich die Teil­
nehmer in den 15 verabschiedeten Resolu­
tionen über wichtige Fragen einigen. Mit der 
Ausnahme von drei Resolutionen kamen 
diese Einigungen im Konsensverfahren zu­
stande. 
Die Präambel enthält eine Bewertung der 
weltweiten wirtschaftlichen Lage sowie die 
Rahmenbedingungen für die weiteren Aktivi­
täten der UNIDO. In ihr wird auf die schwer­
wiegenden Auswirkungen der Weltwirt­
schaftskrise in den Entwicklungsländern, vor 
allem auf die Folgen der Auslandsverschul­
dung dieser Staaten, und die Zwänge verwie­
sen, die sich aus den hohen Zinssätzen ergä­
ben und in den internationalen Finanz- und 
Handelsmechanismen zu Störungen führten. 
Statt des Protektionismus, der eine »Beein­
trächtigung des Handels und der industriel­
len Entwicklung« darstelle, wurde ein »offe­
nes internationales Handelssystem« gefor­
dert. 
Die Vereinigten Staaten und andere westli­
che Länder begründeten ihre kritische Hal­
tung gegen diese Präambel mit der unausge­
wogenen, pessimistischen Darstellung der 
weltwirtschaftlichen Perspektiven und der 
Einseitigkeit der vorgenommenen Analyse. 
Zudem wandten sich insbesondere die Verei­
nigten Staaten gegen die in der Präambel 
hergestellte enge Verknüpfung zwischen der 
schlechten wirtschaftlichen Lage in den Ent­
wicklungsländern und der amerikanischen 
Zinspolitik. Außerdem wurde die Zuständig­
keit der UNIDO zur Behandlung von Finanz-, 
Handels- und Abrüstungsfragen in Abrede 
gestellt. 
II. Die oft erst nach langen Verhandlungen 
in verschiedenen Ausschüssen angenomme­
nen Resolutionen beschäftigen sich unter 
anderem mit der Forderung nach beschleu­
nigter Entwicklung von Ausbildungspro­
grammen für Facharbeitskräfte für die indu­
strielle Entwicklung, mit Maßnahmen zur Ver­
hinderung der Abwanderung dieser Fach­
leute (>brain drain<) und mit der Einbezie­
hung von Ausbildungsverpflichtungen in Ver­
träge über Technologietransfer. In anderen 
Resolutionen wurde die Stärkung der wis­
senschaftlichen und technologischen Kapa­
zität unter gleichzeitiger Beachtung der mög­
lichen negativen Nebenwirkungen auf die so-
zio-ökonomische Entwicklung der Entwick­
lungsländer, die höhere Zusammenarbeit bei 
der Entwicklung und Nutzung heimischer 
Energiequellen, die Stärkung der heimischen 
industriellen Verarbeitung von Rohstoffen 
etwa durch Verringerung der Handelshemm­
nisse in den Industriestaaten und die Stär­
kung der ländlichen Entwicklung und der 
Nahrungsmittelselbstversorgung gefordert. 
Besondere Aufmerksamkeit wurde den am 
wenigsten entwickelten Ländern (LLDCs) ge­
widmet, zu deren Unterstützung die Erfüllung 
der im >Neuen substantiellen Aktionsprog-
ramm< (vgl. zuletzt VN 2/1983 S.63) einge­
gangenen Verpflichtungen gefordert wurde 
und die in den auf dieser Konferenz be­
schlossenen Programmen besonders beach­
tet werden sollen. Der UNIDO wurde emp­

fohlen, den Projekten der industriellen Zu­
sammenarbeit zwischen Entwicklungslän­
dern Priorität einzuräumen und im Rahmen 
der >Dekade für die industrielle Entwicklung 
Afrikas< speziell die Hilfe für afrikanische 
Länder zu intensivieren. Weitere Resolutio­
nen beschäftigten sich schließlich mit der 
Stellung der Frau in der Industrie, einem so­
fortigen Hilfsprogramm für den industriellen 
Wiederaufbau im Libanon und einer Auffor­
derung zur Zahlung freiwilliger Beiträge an 
den Fonds der Vereinten Nationen für indu­
strielle Entwicklung (UNIDF). 
Heftige Auseinandersetzungen gab es im 
Plenum über einige Entschließungsentwürfe, 
in denen Forderungen nach Beendigung des 
Golfkrieges sowie nach technischer Hilfe für 
das palästinensische Volk und die nationalen 
Befreiungsbewegungen im Südlichen Afrika 
aufgestellt wurden. Diese drei Resolutionen 
wurden erst nach Kampfabstimmungen an­
genommen. 

Als gemeinsames Element der im Konsens­
verfahren angenommenen Resolutionen läßt 
sich die Herausarbeitung relativ konkreter 
Vorschläge zur Erreichung der angestrebten 
Ziele und die Betonung der kollektiven 
Selbsthilfe feststellen, während die direkten 
Forderungen an die Industriestaaten weniger 
stark im Vordergrund standen. 
III. Die Konferenz endete trotz entspre­
chender Forderungen der Sprecher der Ent­
wicklungsländer ohne feste Zusagen weite­
rer finanzieller Hilfen durch die Industriestaa­
ten. Nicht revidiert werden konnte das auf 
der letzten UNIDO-Konferenz in Lima ge­
steckte Ziel der Entwicklungsländer, bis zum 
Jahre 2000 einen Anteil von 25 vH an der 
Weltindustrieproduktion zu erreichen. Ge­
genwärtig beträgt dieser Anteil 11 vH. Die 
Forderung, den Anteil der Verwendung der 
Exporterlöse der Dritten Welt für Zins- und 
Schuldendienstzahlungen auf 25 vH zu be­
grenzen, fand keine Anerkennung. Trotz des 
Scheiterns der Bemühungen um eine einver­
nehmlich angenommene Präambel und er­
heblicher Gegensätze in den Bereichen Fi­
nanz- und Entwicklungsfragen wird eine end­
gültige Bewertung der Ergebnisse der Kon­
ferenz erst möglich sein, wenn für die Um­
setzung der geplanten Maßnahmen die Frage 
nach der Bereitstellung von Finanzmitteln 
entsteht. 

In den Beratungen und insbesondere in Ein­
zelgesprächen zeigte sich trotz der offiziellen 
Einteilung der teilnehmenden Länder in die 
traditionellen Verhandlungsgruppen eine 
Tendenz zur Aufsplitterung der >Gruppe der 
77«, in der insbesondere die Schwellenländer 
ihre spezifischen Interessen nicht immer voll 
vertreten sahen. Insgesamt zeichnete die 
Konferenz ein gegenüber UNIDO III wesent­
lich verbessertes Verhandlungsklima aus. 

Klaus Bockslaff • 

Weltbevölkerung: Zehn Jahre nach Bukarest — 
Konferenz In Mexiko — Entwicklung und Lebens­
qualität — Abtreibung und Innenpolitik (S3) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 5/ 
1974 S.155ff. fort. Vgl. auch Theodor Berg­
mann, Apokalyptische Vision oder optimisti­
sche Projektion. Voraussagen und Bestim­
mungsfaktoren der Weltbevölkerungsent­
wicklung, VN 1/1984 S.1ff. Zum Weltbevölke­
rungsbericht 1984: VN 4/1984 S.138.) 

I. »In Bukarest wurden der Welt der Ernst 
und das Ausmaß der Bevölkerungsprobleme 
und ihre engen Wechselbeziehungen mit der 
Wirtschafts- und Sozialentwicklung bewußt 
gemacht. Die Botschaft von Mexiko lautet, 
die wirksame Umsetzung des Weltbevölke-
rungs-Aktionsplans voranzutreiben, mit dem 
Ziel, den Lebensstandard und die Lebens­
qualität für alle, durch ein gemeinsames Ge­
schick vereinten Völker dieses Planeten in 
Frieden und Sicherheit zu verbessern.« So 
zu lesen in der >Erklärung von Mexiko-Stadt 
über Bevölkerung und Entwicklung<, die von 
der Internationalen Bevölkerungskonferenz 
im August 1984 verabschiedet wurde. Außer­
dem wurde ein 88 Empfehlungen zur Bevöl-
kerungs- und Entwicklungspolitik umfassen­
der Katalog verabschiedet, der die Strategie 
von 1974 auf den neuesten Stand bringen 
soll. Vor zehn Jahren war die erste Weltkon­
ferenz auf politischer Ebene zu Bevölke­
rungsfragen in der rumänischen Hauptstadt 
zusammengetreten. Waren damals 136 Staa­
ten repräsentiert, so waren es auf der vom 6. 
bis 14. August in Mexiko-Stadt abgehaltenen 
Konferenz 149. 

Alle bevölkerungspolitischen Maßnahmen im 
Rahmen der Vereinten Nationen unterstehen 
der Kontrolle und Berichterstattung durch 
den Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC). 
Die organisatorische Hauptlast trägt der 
Fonds der Vereinten Nationen für Bevölke­
rungsfragen (UNFPA). Die demographischen 
Fachunterlagen steuerten die bevölkerungs­
wissenschaftlichen Abteilungen der auf den 
einzelnen Kontinenten angesiedelten Wirt­
schaftskommissionen und die zum UN-Se­
kretariat gehörende Bevölkerungsabteilung 
bei. 
In Mexiko galt es, ein umfangreiches Pro­
gramm zu bewältigen: 
— die in Vorkonferenzen erarbeiteten Emp­

fehlungen zu debattieren und 
— eine Bilanz der Bevölkerungsentwicklung 

seit der Weltbevölkerungskonferenz von 
Bukarest zu ziehen und die dort gefaßten 
Beschlüsse zur Eindämmung des globa­
len Bevölkerungswachstums auf ihre 
Wirksamkeit hin zu überprüfen. 

II. Die Weltbevölkerung umfaßt derzeit 
knapp 4,8 Mrd Menschen und wächst jährlich 
mit einer Rate von 1,7 vH, was eine Zunahme 
um 83 Mill Menschen im Jahr bedeutet. Mit 
Erleichterung wurde der im Weltmaßstab zu 
beobachtende Geburtenrückgang registriert, 
der die vor Jahren noch bei 2 vH liegende 
Wachstumsrate schließlich auf 1,7 vH drük-
ken konnte. Die Geburtenrückgänge bedeu­
ten jedoch noch kaum eine Entlastung der 
damit verbundenen Entwicklungs- und Inve­
stitionsprobleme in der Dritten Welt. Denn es 
sind die gigantischen Anstrengungen der 
Volksrepublik China, ihre Geburtenzahl zu 
drosseln, die statistische Hauptursache für 
dieses günstige Bild. Geburtenrückgänge 
werden weitgehend durch ebenfalls sinkende 
Sterblichkeit, vor allem in Asien und Latein­
amerika, wettgemacht, so daß von einer Ent­
lastung vom Bevölkerungsdruck und einer 
davon ausgehenden Erleichterung der Ent­
wicklungsanstrengungen für die betreffen­
den Länder noch nicht ausgegangen werden 
kann. Es ist sogar zu befürchten, daß in den 
Staaten, die zu den Ärmsten der Armen 
rechnen, eine erneute Bevölkerungsexplo­
s ion beginnt, sobald es gelingt, auch dort 
die Sterblichkeit auf asiatisches oder latein­
amerikanisches Niveau zu senken: neben 
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Bangladesch gehören fast alle Staaten 
Schwarzafrikas dazu. 
Laut einer offiziellen Schätzvariante der Ver­
einten Nationen wird die Menschheit bis zum 
Jahre 2000 auf etwas über 6 Mrd und im 
Laufe des 21.Jahrhunderts endgültig auf 10,5 
Mrd Menschen anwachsen. Fachleute halten 
letztere Zahl für eine optimistische Annahme, 
weil sie funktionierende, rasch wirkende Fa­
milienplanung in der Dritten Welt voraus­
setzt. Inwieweit diese jedoch auf dem latein­
amerikanischen und afrikanischen Kontinent 
vorankommt, ist gegenwärtig nicht vorherzu­
sagen. In Bukarest wurde festgestellt, daß 
Entwicklungs- und Bevölkerungspolitik kul­
turspezifisch den jeweiligen Traditionen und 
Bedürfnissen eines Landes oder einer Re­
gion angepaßt werden müssen, weil sich das 
Problem der Entwicklung, das ohne Bevölke­
rungspolitik als flankierende Maßnahme nicht 
auskommen dürfte, auf den jeweiligen Konti­
nenten unterschiedlich stellt. 
Insgesamt scheint der asiatische Kontinent 
eine erfolgversprechende Entwicklung zu 
nehmen, obwohl sich die Hauptmasse der 
Menschheit auf ihm zusammendrängt und in 
Zukunft seine Ernährungsprobleme ganz be­
sonders beachtet werden müssen. Während 
auf dem lateinamerikanischen Kontinent poli­
tische und wirtschaftliche Instabilität den 
Entwicklungsprozeß entscheidend hemmen, 
sind es auf dem afrikanischen Kontinent der 
Zusammenbruch der traditionellen Kulturen 
und das Ausgeliefertsein an klimatische 
Schwankungen, die für die Völker des tropi­
schen Afrika zur Existenzbedrohung gewor­
den sind. 
III. Vorkonferenzen hatten sich bereits mit 
zentralen Bereichen der Bevölkerungspolitik 
befaßt, nämlich mit Familie und Familien­
größe (Kinderzahl bzw. Fruchtbarkeit), Sterb­
lichkeit und Lebenserwartung, Wanderungs­
bewegungen und Verstädterung und schließ­
lich mit dem Zusammenhang von Bevölke­
rungswachstum, Ressourcenverbrauch und 
Entwicklung. Die für die Konferenz in Mexi­
ko-Stadt vorbereiteten Empfehlungen lassen 
sich auf folgende Themengruppen aufteilen: 
sozio-ökonomische Bedingungen des Bevöl­
kerungswachstums, Maßnahmen und Ziele 
der Bevölkerungspolitik, Status der Frau, 
Rolle von Ausbildung, Erziehung und Ge­
sundheitspolitik, Probleme der Verstädte­
rung und von Wanderungsprozessen (aus­
ländische Arbeiter, Flüchtlinge) und nicht zu­
letzt die Rolle der Regierungen und der inter­
nationalen Kooperation bei einer Bevölke­
rungspolitik für die Dritte Welt, die im Dienste 
der Entwicklungsziele steht. Die Konferenz 
von Mexiko-Stadt ließ allerdings nicht mehr 
jenen Aufwand spüren, der noch bei der Bu­
karester Konferenz offensichtlich war (vor al­
lem, was die wissenschaftliche Vorbereitung 
der Konferenz betrifft). 
Glücklicherweise ist die befürchtete Nord-
Süd-Konfrontation, die das Konferenzanlie­
gen an sich in den Hintergrund gedrängt hat­
te, ausgeblieben. Der West-Ost-Konflikt mel­
dete sich lediglich bei einer vorgeschlagenen 
Empfehlung an: Auf Wunsch der Sowjet­
union sollte die Frage von Bevölkerung und 
Entwicklung nachhaltig mit dem Abrüstungs­
thema verknüpft werden, während die Verei­
nigten Staaten eine Streichung der Empfeh­
lung forderten. Hier wurde schließlich eine 
Kompromißformel gefunden. Insgesamt 
wurde über den Katalog der Empfehlungen 
Konsens erzielt, mit Ausnahme der Empfeh­

lung 36<, die sich gegen die israelische Sied­
lungspolitik in den besetzten arabischen Ge­
bieten richtet. Durch Mehrheitsentscheid, bei 
Gegenstimmen der Vereinigten Staaten und 
Israels sowie einer Anzahl Enthaltungen, fand 
die umstrittene Empfehlung Eingang in das 
Abschlußdokument. Das Argument der USA, 
die Frage sei kein Thema für die Konferenz, 
hat die Delegation Washingtons sichtlich iso­
liert. Auf verlorenem Posten stand sie auch 
mit der Forderung, das freie Unternehmer­
tum als Voraussetzung für eine (zu niedrige­
rer Fertilität führende) erfolgreiche Wirt­
schaftspolitik festzuschreiben. 
IV. Überhaupt löste die amerikanische Po­
sition in Mexiko-Stadt großes Erstaunen aus, 
da sie offensichtlich in direktem Gegensatz 
zur bisher von Washington im Rahmen der 
Vereinten Nationen und gegenüber der Drit­
ten Welt propagierten Bevölkerungspolitik 
stand. Während die USA jahrelang mit Erfolg 
nachgewiesen hatten, daß wirtschaftliche In­
vestitionen alleine nicht imstande wären, bei 
galoppierendem Bevölkerungswachstum ei­
nen Entwicklungserfolg zu erzielen, und mit 
dieser Überzeugung ständig in Konfrontation 
mit dem Ostblock gerieten, propagierte die 
amerikanische Delegation jetzt den Vorrang 
der Entwicklungspolitik vor der Familienpla­
nung und wandte sich ausdrücklich gegen 
Geburtenkontrollprogramme, die Abtreibung 
beinhalten oder vorsehen. Dabei hatte es 
sich in der Vergangenheit nicht zuletzt mit 
großer Unterstützung seitens der USA 
durchgesetzt, daß die Ziele einer nationalen 
Bevölkerungspolitik einschließlich der ver­
wendeten Methoden der Souveränität der 
Staaten sowie ihren religiösen und kulturel­
len Bedingungen überlassen bleiben. So be­
deutete die Haltung der amerikanischen De­
legation, die ohne einen Blick auf den sich 
damals gerade in den USA vollziehenden 
Wahlkampf und das Stimmenpotential der 
Abtreibungsgegner der >moralischen Mehr­
heit unverständlich bleibt, einen Rückschlag 
für die Diskussion um die internationale Be­
völkerungspolitik. Mit Erleichterung ist je­
doch anzumerken, daß die verhängnisvollen 
Auswirkungen, die ein rasches Bevölke­
rungswachstum auf den Entwicklungsprozeß 
hat, nicht mehr bestritten werden und die 
Notwendigkeit einer internationalen Koopera­
tion und Hilfestellung für die Bestrebungen 
der Völker der Dritten Welt, ihr Bevölke­
rungswachstum im Dienste der Entwicklung 
zu bremsen, breite Zustimmung gefunden 
hat. Offen Stellung gegenüber dem Verhalten 
der amerikanischen Delegation bezog die 
Weltbank, die offensichtlich aufgrund eigener 
Erfahrungen sich deutlich für Bevölkerungs­
politik und Familienplanung aussprach und 
die Verdoppelung ihrer Bemühungen ankün­
digte. 
Die Delegation der Bundesrepublik Deutsch­
land — federführend war das Bundesmini­
sterium des Innern — bekräftigte offiziell die 
Notwendigkeit einer zwischen Entwicklungs­
und Industrieländern abgestimmten Bevölke­
rungspolitik. Es wäre allerdings nicht nötig 
gewesen, sich hinter die umstrittene ameri­
kanische Position, die indirekt auf ein Abtrei­
bungsverbot für Familienplanungspro­
gramme hinauslief, zu stellen. Denn zum ei­
nen betreibt Bonn ohnehin kein eigenständi­
ges Familienplanungsprogramm in einem 
Entwicklungsland, hat aber zum anderen in 
Sachen Schwangerschaftsabbruch eine 
wohlbekannte Indikations-Lösung in Gestalt 

des Paragraphen 218. So gesehen, erschien 
die Haltung der Bonner Delegation in diesem 
Punkt als — mindestens — voreilig. 

Josef Schmid O 

»Afrikanische Krise<: Neuer Bericht der Weltbank 
— Abhängigkeit von Nahrungsmitteleinfuhren — 
Lernprozesse (54) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 4/ 
1984 S.137f. fort.) 

I. Im September 1984 veröffentlichte die 
Weltbank ihren dritten Report über die Ent­
wicklung und die Entwicklungsperspektiven 
Afrikas südlich der Sahara (Toward Sustai­
ned Development in Sub-Saharan Africa. A 
Joint Program of Action). Die Studie ist der 
zweite Folgebericht zum umstrittenen >Berg-
Report< von 1981; sie umfaßt mehr als 100 
Seiten und ist in zwei Teile untergliedert: Im 
ersten Teil werden auf knapp 50 Seiten Ursa­
chen und Auswirkungen der Produktions­
krise in Afrika dargestellt, und zwar so deut­
lich wie nie zuvor; der zweite Teil erfaßt in 
32 Tabellen alle relevanten Daten über 
Afrikas wirtschaftliche und soziale Entwick­
lung, jeweils aufgeschlüsselt nach einzelnen 
Ländern. 
Wie anfechtbar hier und da auch einige An­
gaben (etwa über die Einnahmen und Ausga­
ben der Staaten) sein mögen, die hier prä­
sentierten jüngsten Statistiken haben für den 
an Afrika Interessierten einen immensen 
Wert. Ein Blick auf die Tabelle >Wachstum 
der Landwirtschaft zum Beispiel offenbart 
einen erschreckenden Befund: Von 39 Län­
dern südlich der Sahara hatten nur sechs 
(nämlich Tschad, Burkina Faso, Niger, Rwan­
da, Swasiland und Elfenbeinküste) ein 
Wachstum der Nahrungsmittelerzeugung pro 
Kopf (im Durchschnitt der Jahre 1970-82) zu 
verzeichnen, in den anderen Ländern hinge­
gen sank die Produktion teils in Größenord­
nungen von 6 vH jährlich (Botswana), von 
5 vH (Mosambik) oder von 4 vH (Gambia). 
II. Schonungslos wie nie zuvor beschreibt 
der neue Afrika-Report der Weltbank die an­
haltende Produktionskrise in den Ländern 
südlich der Sahara — eine Strukturkrise, die 
auch nach 1982, als sich in anderen Regi­
onen der Dritten Welt leichte Verbesserun­
gen in der Versorgungslage der Bevölkerung 
bemerkbar machten, unvermindert andauert. 
Wenn der gegenwärtige Trend der sinkenden 
Nahrungsmittelerzeugung pro Kopf anhalten 
würde, dann — so die Weltbankprognose — 
würden in zehn Jahren 60 bis 80 vH der Men­
schen Schwarzafrikas unterhalb der Armuts­
grenze leben müssen. Es wird geschätzt, daß 
der Mensch zur Befriedigung des Grundbe­
dürfnisses nach Nahrung etwa 140 kg Ge­
treide pro Jahr braucht; in machen Ländern 
Afrikas jedoch beträgt jetzt die erzeugte 
Menge im Durchschnitt erstmals weniger als 
100 kg. Hinter diesen Zahlen verbirgt sich die 
Tatsache, daß in Afrika immer mehr Men­
schen hungern müssen und in Zukunft ver­
hungern werden. Wenn 1984 (mit seiner Dür­
re, den schlechten Ernten und den Bürger­
kriegen und Grenzkonflikten) in Äthiopien, 
Mosambik und in den Katastrophengebieten 
der Sahelländer schätzungsweise eineinhalb 
Millionen Menschen verhungert sind (allein in 
Äthiopien 900 000), dann werden in den 
nächsten Jahren Millionen von Afrikanern aus 
Mangel an Nahrungsmitteln elend zugrunde 
gehen. 
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Überraschenderweise sind vom Rückgang 
der Nahrungsmittelerzeugung am schlimm­
sten Länder betroffen, die eigentlich über er­
hebliche landwirtschaftlich nutzbare Res­
sourcen verfügen, nämlich Nigeria, der Su­
dan, Tansania und Sambia. Diese Feststel­
lung weist darauf hin, daß nicht die natürli­
chen Faktoren (wie Bodenbeschaffenheit, 
Wetter oder Landknappheit) allein oder 
hauptsächlich für die Agrarkrise Afrikas ver­
antwortlich gemacht werden können, son­
dern andere Faktoren, die etwas mit der poli­
tischen und gesellschaftlichen Entwicklung 
dieser Staaten zu tun haben müssen. Dar­
über gibt freilich die Weltbank nicht näher 
Auskunft — abgesehen von dem generellen 
Hinweis, daß in den Staaten Afrikas politische 
Reformen in Richtung auf Steigerung der Ar­
beitsproduktivität und der Produktiveinkom­
men im privatwirtschaftlichen Sektor durch 
besseren Gebrauch knapper Investitionsmit­
tel dringend geboten seien. 
Mit der drastischen Abnahme der Erzeugung 
eigener Nahrungsmittel geht die Zunahme 
der importierten Getreidemengen Hand in 
Hand: Mit 9,25 Mill Tonnen importierten Ge­
treides hat Schwarzafrika eine nie dagewe­
sene extreme Abhängigkeit von den Korn­
kammern der westlichen Welt (Nordamerika, 
Westeuropa, Australien) erreicht; 1982 
wurde jeder fünfte Afrikaner durch importier­
ten Weizen, Reis oder Mehl am Leben erhal­
ten — das entspricht der gesamten Stadtbe­
völkerung Schwarzafrikas. 
III. Seit McNamaras Präsidentschaft gehört 
es zum Standardprogramm der Weltbankbe­
richte, in deutlicher Form auf die ruinösen 
Folgen des ungebremsten Bevölkerungs­
wachstums hinzuweisen. Das seit 1982 von 
der Dürre heimgesuchte Schwarzafrika wird 
jetzt als schlimmste Krisenregion der Welt 
bezeichnet: »Von allen Großregionen der 
sich entwickelnden Welt hatte Afrika süd­
lich der Sahara während der vergangenen 20 
Jahre die geringste Wachstumsrate bei der 
Erzeugung von Nahrungsmitteln, aber gleich­
zeitig das schnellste Bevölkerungswachs­
tum. Es ist die einzige Region, in der die 
Nahrungsmittelproduktion den Wettlauf mit 
dem Bevölkerungswachstum verliert.« 
(S. 14). 
Angesichts dieser Krisenszenarien ist den 
Weltbankexperten der professionelle Opti­
mismus vergangen; der Bericht spricht offen 
von einer verzweifelten Lage, der notwendi­
gerweise Pessimismus erzeuge. Daher klin­
gen die von der Weltbank nun erneut gefor­
derten Maßnahmen zwar plausibel, aber 
ebenso hilflos: Mehr Milliarden Dollar an Hilfe 
für Afrika, in »produktivere Bereiche« als bis­
her und für Projekte mit höheren Erträgen. 
Die »Verzinsung der Investitionen zu stei­
gern«, wird jetzt als »Schlüsselfaktor« ange­
priesen — aber wie soll das in der Praxis 
funktionieren, angesichts der beklagten Fehl­
leistungen der öffentlichen Institutionen in 
Afrika? 
IV. Aus diesem wichtigen Bericht über die 
Entwicklungstrends im Afrika südlich der Sa­
hara verdienen noch zwei bemerkenswerte 
Aspekte herausgegriffen zu werden. Das 
Weltbankmanagement gibt heute zu, daß 
Afrika mit der herkömmlichen Parole — näm­
lich den Gürtel enger zu schnallen und so­
dann mit aller verbleibenden Kraft für den 
Export zu produzieren, um vor allem die 
alarmierend hohen Auslandsschulden bedie­
nen zu können — nicht aus der Produktions­

und Schuldenkrise herausgebracht werden 
kann. Angesichts sinkender >terms of trade< 
für Schwarzafrikas Nicht-Erdöl-Produkte im 
Umfang von 27 vH zwischen 1980 und 1982 
(zum gegenwärtigen Dollarkurs, was Einkom­
mensverlusten von bis zu drei Prozent vom 
Bruttosozialprodukt pro Jahr entspricht) 
kann nicht weiter behauptet werden, Export­
produktion für den Weltmarkt und marktwirt­
schaftliche Spielregeln könnten Afrika sanie­
ren. 
Man meint seinen Augen nicht trauen zu dür­
fen, wenn man Empfehlungen wie die folgen­
den liest (die nicht nur eine Abkehr von der 
Exporteuphorie der Vergangenheit signalisie­
ren, sondern auch den Standardempfehlun­
gen des Internationalen Währungsfonds zu­
widerlaufen): »Wenn (die geforderten Re­
formprogramme) wirksam werden sollen, 
muß die Importkapazität dieser Länder rasch 
gesteigert werden. . . . Ein Anstieg der Im­
porte kann kurzfristig kaum aus verbesserten 
Exporterlösen (der Rohstoffe) beglichen 
werden . . .« (S. 7) Aber was sonst sollte 
Afrika anbieten zur Bezahlung wichtiger Ein­
fuhrgüter und zur Bedienung seiner 51 Mrd 
Dollar Auslandsschulden? 
Schließlich sind die Passagen über die Not­
wendigkeit der Reform und der Koordinie­
rung westlicher Entwicklungshilfe von Inter­
esse: »Die Katastrophenerscheinung, mit 
der sich Afrika und die internationale Ge­
meinschaft konfrontiert sehen, gebietet es, 
daß die Geber ihre Hilfe nur noch in einer 
Weise zur Verfügung stellen, die die Bedürf­
nisse der Entwicklung Afrikas unterstützt.« 
Und als wäre diese Kritik an der Eigennützig­
keit der Geberstaaten noch nicht deutlich 
genug, fährt der Bericht fort: »Die Prioritäten 
der Geber, denen ihre eigenen wirtschaftli­
chen Interessen zugrunde liegen oder die 
aus einer Problemsicht resultieren, die nicht 
länger den Entwicklungsprioritäten Afrikas 
entspricht — zum Beispiel die Vorliebe für 
große Infrastruktur- und Industrieprojekte —, 
müssen geändert werden.« (S. 7) Sätze die­
ser Art hätte das Weltbankmanagement vor 
noch nicht allzu langer Zeit als subversive 
linksradikale Kritik weit von sich gewiesen, 
aber die nicht mehr zu verharmlosende Kri­
senlage in Afrika, die auch eine Niederlage 
der entwicklungspolitischen Konzepte, Pro­
jekte und Hoffnungen der Weltbank der sieb­
ziger Jahre anzeigt, hat offenbar Lernpro­
zesse und den Mut zur Änderung von Ein­
stellungen ausgelöst oder beschleunigt. Ist 
die neue Rhetorik der Weltbankberichte 
ernst gemeint, dann kann man als deren ent­
wicklungspolitische Botschaft entnehmen: 
Im Afrika südlich der Sahara geht es nicht 
mehr um schnelles Exportwachstum, son­
dern um Schadensbegrenzung — um Hilfe 
zum Überleben derer, die nicht schon heute 
als die nächsten Opfer der anhaltenden 
Agrarkrise aufgegeben sind. 

Rainer Tetzlaff • 

Rechtsfragen 

Seerecht: 2.Tagung der Vorbereitungskommis­
sion für Meeresbodenbehörde und Seerechtsge­
richtshof — Vorläufiger Investitionsschutz um­
stritten (55) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 6/ 
1983 S.200f. fort.) 

I. In zwei Abschnitten fand 1984 die 2.Ta-
gung der unter Resolution I der Ill.Seerechts-
konferenz der Vereinten Nationen eingerich­
teten Vorbereitungskommission statt: vom 
19. März bis 13. April in Kingston und vom 
13. August bis 5. September in Genf. Im Früh­
jahr konzentrierte sich die Arbeit auf die Aus­
arbeitung von Regeln und Verfahren zur 
Durchführung von Resolution II der Ill.See-
rechtskonferenz über den vorläufigen Inve­
stitionsschutz. Ein abschließendes Ergebnis 
konnte nicht erzielt werden, ebensowenig 
wurde einem sowjetischen Registrierantrag, 
der bereits im Sommer 1983 gestellt worden 
war, entsprochen. Neben dem sowjetischen 
lagen auch Registrieranträge von Indien, 
Frankreich und Japan vor. 
Nach einer durch den Präsidenten der Vor­
bereitungskommission herbeigeführten Ab­
sprache sollen alle bis zum 9. Dezember 1984 
(also bis zum Ablauf der Unterzeichnungs­
frist für die neue Seerechtskonvention) ge­
stellten Anträge gleichzeitig behandelt und 
registriert werden. Die Regelung von Über­
schneidungskonflikten bleibt Verhandlungen 
zwischen den Vertragspartnern überlassen. 
Da über längere Zeit die Frage diskutiert wur­
de, ob zunächst die Anträge zu registrieren 
seien oder das entsprechende Verfahrens­
recht geschaffen werden müsse, konnten 
folgende Kernprobleme bislang nicht gelöst 
werden: Entscheidungsverfahren und Ver­
traulichkeitsschutz. 
Neben dem vorläufigen Investitionsschutz 
beschäftigten die Regeln für die Internatio­
nale Meeresbodenbehörde die Vorberei­
tungskommission. Im Frühjahr wurde Eini­
gung darüber erzielt, mit der Erarbeitung der 
Geschäftsordnung für Versammlung und Rat 
zu beginnen. Diese Arbeit wurde im Spät­
sommer fortgesetzt. 
II. Die Vorbereitungskommission verfügt 
neben dem Plenum (zuständig für den Inve­
stitionsschutz und die Regeln für die Interna­
tionale Meeresbodenbehörde) über vier Son­
derkommissionen mit einem jeweils fest um-
rissenen Aufgabenbereich. Auch diese Kom­
missionen haben in Kingston ihre Arbeit be­
reits aufgenommen, ohne allerdings schon in 
die Sachdebatte im wirklichen Sinne einzu­
treten. Dies ist dann in Genf geschehen. 
In der Sonderkommission 1, die sich den 
Problemen der mit dem Tiefseebergbau kon­
kurrierenden Landproduzenten widmen soll, 
erfolgte im Frühjahr nur eine Generaldebatte. 
Die Session im Spätsommer beschäftigte 
sich dann mit einer Analyse der Auswirkun­
gen des Tiefseebergbaus auf die terrestri­
schen Rohstoffproduzenten unter den Ent­
wicklungsländern. 
Die Sonderkommission 2 zum behördeneige­
nen Unternehmen (Enterprise) hat ein Ar­
beitsprogramm beschlossen. Danach sollen 
die vorbereitenden Maßnahmen zur Durch­
führung von Art.12 von Resolution II beraten 
werden. Gemäß dieser Vorschrift müssen 
Pionierinvestoren und die sie unterstützen­
den Staaten sicherstellen, daß das >Enterpri-
se< gleichzeitig mit den Pionierinvestoren 
den Tiefseebergbau beginnen kann. Weitere 
Beratungsthemen sind die Vorbereitung der 
Struktur des >Enterprise< und eine Untersu­
chung, welche Handlungsmöglichkeiten das 
Unternehmen hat. Im Mittelpunkt der Diskus­
sion des Frühjahres stand das Modell eines 
Gemeinschaftsunternehmens, das von 
Österreich vorgeschlagen worden war. 
Die Sonderkommission 3 (Tiefseebergbau: 
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Antragsverfahren, Abbauregeln) hat im Früh­
jahr ebenfalls lediglich ein Arbeitsprogramm 
beschlossen. Kontrovers diskutiert wurde 
die Antragsberechtigung und das damit zu­
sammenhängende Problem der Nationalität 
von Unternehmen. Dies wurde im Spätsom­
mer fortgesetzt. 
Die mit dem Gerichtshof befaßte Sonder­
kommission 4 hat sich zunächst der Verfah­
rensordnung gewidmet; im Spätsommer er­
folgte deren erste Lesung. 
In Genf wurde zudem gegen die Vorläufige 
Absprache< mehrerer westlicher Industrie­
länder über Fragen des Tiefseebodens vom 
3. August 1984 in teilweise scharfer Form 
protestiert. Rüdiger Wolfrum • 

IGH: Entscheidung im Grenzstreit zwischen Ka­
nada und den Vereinigten Staaten im Golf von 
Maine (56) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 4/ 
1982 S.143 fort.) 

Am 12. Oktober 1984 hat die Sonderkammer 
des Internationalen Gerichtshofs ihre Ent­
scheidung in dem Festlandsockel- und Fi-
schereizonenabgrenzungsstreit zwischen 
Kanada und den Vereinigten Staaten gefällt. 
Die Entscheidung erging mit vier Stimmen 
gegen eine. Richter Andre Gros aus Frank­
reich hat eine abweichende Meinung abge­
geben, von Richter Stephen Schwebel aus 
den USA liegt ein Sondervotum vor. 
Prozedurale Basis der Entscheidung war das 
zwischen Kanada und den USA geschlos­
sene Sonderabkommen, wonach die Kam­
mer beauftragt war, »in Übereinstimmung mit 
den Prinzipien und Regeln des zwischen den 
Parteien für diesen Fall anwendbaren Völker­
rechts« zu entscheiden. Dabei sollte sich die 
gesuchte Entscheidung nicht darin erschöp­
fen, den Parteien eine Grenzziehung vorzu­
schlagen, sondern es war Aufgabe der Kam­
mer, diese Grenzziehung selbst vorzuneh­
men. Vorgegeben waren der Ausgangspunkt 
der kanadisch-amerikanischen Seegrenze 
und das Gebiet (in Form eines Dreiecks) für 
deren Endpunkt. Eine weitere Besonderheit 
der Entscheidung liegt darin, daß nicht nur 
der Verlauf der Festlandsockelgrenze, son­
dern auch derjenige für die Fischereizone 
fixiert werden sollte. Beide Grenzen mußten 
identisch sein; dies ist zwar wünschenswert, 
vom Völkerrecht her jedoch nicht zwingend 
geboten. 

Einen verhältnismäßig breiten Raum nimmt in 
der Entscheidung die Frage ein, welches 
Recht zwischen den Streitparteien anwend­
bar ist. Grundsätzlich ist dies nach Ansicht 
der Kammer die Genfer Festlandsockelkon­
vention. Hierbei bezog sich die Entscheidung 
primär auf deren Art.6, aus dem der Grund­
satz abgeleitet wurde, daß eine einseitige 
Grenzziehung, die die Belange eines anderen 
Staates nicht berücksichtigt, diesem nicht 
entgegengehalten werden kann. Weiterhin 
wird hieraus abgeleitet, daß letztlich jede 
Grenzziehung dieser Art billig sein müsse. 
Außerdem verwies die Kammer auf die Arbei­
ten der III.UN-Seerechtskonferenz. Sie führte 
aus, daß einige Vorschriften bezüglich des 
Festlandsockels ohne Widerspruch geblie­
ben seien und daher als Ausdruck geltenden 
Gewohnheitsrechts anzusehen seien. Für 
diesen Fall zieht die Kammer hieraus den 

Schluß, daß alle relevanten Umstände bei der 
Entscheidung zum Tragen zu kommen hät­
ten. 
Eingehend auf die für die Entscheidung ein­
zusetzenden Kriterien verweist die Kammer 
darauf, daß die für die Festlandsockelabgren­
zung entwickelten Maßstäbe (insbesondere 
Art.6 der Festlandsockelkonvention) hier 
nicht allein maßgebend sein könnten, da es 
hier auch um die Abgrenzung von Fischerei­
zonen gehe (anders der kanadische Vortrag). 
Ebensowenig können aber nach Meinung der 
Kammer die Belange der Fischerei aus­
schließlich maßgebend sein, da dies nicht 
der Festlandsockelabgrenzung gerecht 
werde (anders die USA). 
Nachdem die Kammer die von den Streitpar­
teien vorgetragenen Abgrenzungskriterien 
verworfen hatte, entwickelte sie eigene Prin­
zipien, die zu einer Linie mit drei Fixpunkten 
führen. 
Der erste Grenzabschnitt teilt den überlapp­
ten Bereich in prinzipiell zwei gleiche Teile. 
Für das zweite Segment geht die Kammer 
grundsätzlich von einer Mittellinie aus, die 
allerdings zugunsten der USA korrigiert wird. 
Berücksichtigt wird dabei die unterschiedli­
che Küstenlänge, allerdings unter weiterer 
(negativer) Berücksichtigung der Robbenin­
sel vor Neu-Schottland. Das dritte Segment 
wird gebildet durch eine Senkrechte auf der 
Abschlußlinie des Golfs von Maine. 
Dieses Ergebnis wird von der Kammer noch­
mals unter Billigkeitsgesichtspunkten hinter­
fragt und bestätigt. 
Richter Schwebel wendet sich vor allem ge­
gen das zweite Segment, ohne das Gesamt­
ergebnis allerdings in Frage zu stellen. 
Richter Gros, unter gleichzeitiger Kritik der 
Seerechtskonvention, hält das gewonnene 
Ergebnis für rechtlich nicht mehr nachvoll­
ziehbar. Seiner Ansicht nach ist der ange­
wandte Begriff der Billigkeit in Gefahr, alle 
rechtlichen Konturen zu verlieren. 

Rüdiger Wolfrum • 

Verschiedenes 

Brunei: 159. Mitglied der UNO (57) 

>Stätte des Friedens< (Darussalam) nennt 
sich das jüngste Mitglied der Weltorganisa­
tion. Am 21. September 1984 wurde Brunei 
Darussalam von der Generalversammlung 
per Akklamation in die Vereinten Nationen 
aufgenommen; der Sicherheitsrat hatte seine 
Aufnahmeempfehlung bereits am 24. Februar 
in Resolution 548 (Text: VN 2/1984 S.70) aus­
gesprochen. Mit der Entlassung des briti­
schen Protektorats in die Unabhängigkeit am 
I.Januar 1984 war die Kolonialherrschaft in 
Südostasien beendet worden. 
Im 16. Jahrhundert, zur Zeit der größten 
Macht des Sultanats Brunei, umfaßte das 
Herrschaftsgebiet den Nordwesten der Insel 
Borneo sowie Teile der Philippinen. Haupt­
sächlich durch Kämpfe mit den auf den Phi­
lippinen siedelnden Spaniern begann das 
Sultanat seit Mitte des 17. Jahrhunderts zu 
verfallen. Die britische Herrschaft begann 
sich Anfang des 19. Jahrhunderts zu etablie­
ren, als der Sultan einem britischen Abenteu­
rer als Dank für seine Hilfe bei der Nieder­
schlagung eines Aufstands einen Teil seines 
Gebiets überließ. So begründete sich die Dy­
nastie der weißen Radschas<, die sich bis 
zum Zweiten Weltkrieg erhielt. Ein erster Ver­

trag mit Großbritannien kam 1847 zustande; 
er sollte den Handel in Schwung bringen und 
die Piraterie im Südchinesischen Meer unter­
binden. 1888 wurde ein sogenannter Schutz­
vertrag zwischen beiden Ländern abge­
schlossen: Brunei wurde britisches Protek­
torat. Der britische Hochkommissar über­
nahm die Verantwortung für Außenpolitik, Si­
cherheit und Verteidigung. Mit dem Abschluß 
eines Abkommens 1959, bei dem Brunei ei­
nen Teil seiner Autonomie zurückerhielt, lei­
tete sich der Rückzug der Briten ein. 1971 
wurde die volle innere Selbstverwaltung Bru­
neis wiederhergestellt; ein >Freundschafts-
vertrag< legte 1979 schließlich das Datum der 
Unabhängigkeit fest. Die Periode der briti­
schen Herrschaft wurde nur während des 
Zweiten Weltkriegs durch die Besetzung 
durch die japanischen Streitkräfte von Ende 
1941 bis Mitte 1945 unterbrochen. Bereits 
am 7. Januar 1984 trat das Sultanat der süd­
ostasiatischen Staatengemeinschaft ASEAN 
bei. Es folgte der Beitritt zur Organisation 
der Islamischen Konferenz. 
Staatsform des Landes ist die Monarchie. 
Staatsoberhaupt mit Exekutivgewalt gemäß 
der seit 1959 gültigen und 1965 ergänzten 
Verfassung ist seit 1967 Sultan Hassanal Bol-
kiah Muizzaddin Waddaulah, der 29.Herr­
scher der Bolkiah-Dynastie. Das Land wird 
seit 1962 im Ausnahmezustand regiert, nach­
dem es im Anschluß an Wahlen, bei denen 
die >Volkspartei< alle wählbaren Sitze gewon­
nen hatte, zu einem Aufstand gekommen 
war. Der Aufstand war mit britischer Hilfe nie­
dergeschlagen worden; er hatte jedoch sein 
Ziel erreicht, Pläne einer Föderation mit Ma­
laysia und Singapur zu vereiteln. Nach dem 
Verbot der Volkspartei existieren nur noch 
zwei weitere Parteien, die jedoch keine nen­
nenswerte Rolle spielen. Es ist der Sultan 
selbst, der die Geschicke des Landes wei­
testgehend bestimmt. 

Die Hauptstadt Bruneis, des 5 765 Quadratki­
lometer großen Landes an der Nordwestkü­
ste Borneos, ist Bandar Seri Begawan. Von 
den etwa 250 000 Einwohnern sind rund zwei 
Drittel Malayen. Es gibt eine starke chinesi­
sche Minderheit, die vor allem in Handel und 
Baugewerbe tätig ist, sowie Inder und Euro­
päer, die größtenteils nicht die Staatsbürger­
schaft Bruneis besitzen. Auch Angehörige 
der Urbevölkerung Borneos (Dajaken) leben 
in Brunei. 
Der wirtschaftliche Aufschwung des Sulta­
nats begann 1929, als ein britisch-niederlän­
disches Unternehmen Erdöl fand. Seine Ein­
nahmen bezieht Brunei aus dem Export von 
Erdöl und Erdgas, das man erstmals in den 
sechziger Jahren fand, hauptsächlich nach 
Japan. Diese Einkünfte verschaffen der Be­
völkerung Bruneis eines der höchsten Pro­
Kopf-Einkommen der Welt. Ein Teil des Na­
tionaleinkommens fließt in ein intensives Ent­
wicklungsprogramm sowie in den sozialen 
Bereich, so daß Brunei heute über ein ko­
stenloses Gesundheitswesen, kostenlose 
Schul- und Universitätsausbildung sowie ein 
großzügiges System der Altersversorgung 
verfügt. Der Ölreichtum führte jedoch auch 
dazu, daß 70 vH der malayischen Bevölke­
rung im Dienstleistungsbereich und nur etwa 
3 vH in Landwirtschaft und Fischerei tätig 
sind. Bei Nahrungsmitteln besteht deshalb 
eine fast völlige Abhängigkeit von Importen. 
Die Wirtschaftspläne der Regierung betonen 
daher besonders die Entwicklung der Land-
und Forstwirtschaft. Isolde Kurz • 
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